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Vorwort. 


Die vorliegende Arbeit verdankt ihre Entſtehung einer 
Anregung meines verehrten Lehrers, des Herrn Geheimen 
Juſtizrat Profeſſor Dr. Arthur B. Schmidt in Gießen, 
dem ich auch an dieſer Stelle meinen herzlichſten Dank 
ausſprechen möchte für die mir gewährte mannigfache 
Förderung und Unterſtützung. 

Den Ausführungen des einleitenden Kapitels über 
Leibeigenſchaft, Grund- und Gerichtsherrſchaft ſind die 
Ergebniſſe der neueſten Forſchung, insbeſondere der 
Knapp'ſchen Schule, zugrunde gelegt, die nur an einigen 
Stellen mit dem betrachteten Gebiet in nähere Beziehung 
gebracht und ergänzt ſind. ä 

Der ganze Nachdruck der Arbeit liegt auf der Schilderung 
der Entſtehung und Ausführung jener Normen, ihrer 
Urſachen und Wirkungen, die die perſönliche und wirt- 
ſchaftliche Befreiung des Bauernſtandes und die Entlaſtung 
des bäuerlichen Beſitzes im Großherzogtum Heſſen zum 
Gegenſtand haben. 

Die Durchführung meiner Aufgabe wäre ohne das 
weitgehende, gütige Entgegenkommen der Großherzoglichen 
Miniſterien des Innern, der Juſtiz und der Finanzen 
und der Direktion des Großherzoglichen Haus- und 
Staatsarchivs, die mir das in Betracht kommende 
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archivaliſche Material in liebenswürdigſter Weiſe zur 
Verfügung ſtellten, unmöglich geweſen. Es ſei mir daher 
verftattet, meiner Dankesſchuld auch hier Ausdruck zu 
geben. i 

Endlich bin ich noch den Herren von der Mainzer 
Stadtbibliothek und den Beamten der Großherzoglichen 
Univerſitätsbibliothek zu Gießen, die mir die Benützung der 
Bücherbeſtände durch freundliche Unterſtützung weſentlich 
erleichterten, zu Dank verpflichtet. 


Mainz, den 21. März 1910. 


Adoli Thomas. 
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1. Rapitel. 
Die hage der Bauern im 18. Jahrhundert. 


§ 1. Die ländliche Verialiung Neiiens. 


Wie überall im 18. Jahrhundert waren auch in Heſſen 
die Bauern nicht freie Eigentümer ihrer Güter und Herren 
über ihre Arbeit und Wirtſchaftsweiſe, ſondern nach allen 
drei Richtungen hin in weitgehendem Maß beſchränkt. 
„Ein rein kommuniſtiſches Prinzip, nämlich das des 
öffentlichen Zwangs, beherrſchte die Wirtſchaftsverfaſſung 
durch und durch.““*) Auf dem bäuerlichen Grundbeſitz 
hafteten als Reallaſten Verpflichtungen der verſchiedenſten 
Art, wie Grundzinſen, mannigfache Naturalleiſtungen, 
Bannrechte und Fronden. Letztere verlangte der Staat, 
die Gemeinde, der Gerichtsherr und der Leibherr von 
ſeinen Leibeignen. 

Alle dieſe Verpflichtungen ſind mit Ausnahme der 
Staatsfronden, die Ausfluß des allgemeinen Untertanen⸗ 
verhältniſſes waren, und der Gemeindefronden, die jeder 
Gemeindebürger als ſolcher zu leiſten hatte, auf drei 


*) v. Jordan⸗-Rozwadowski, Die Bauern des 18. Jahr⸗ 
hunderts und ihre Herrn im Lichte der neueſten deutſchen Forſchungen 
(Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik. 3. Folge, Bd. XX, 
1900, S. 346). 
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unter ſich prinzipiell zuſammenhangsloſe Rechtsinſtitute 
zurückzuführen, auf die Leibeigenſchaft, die Grundherr⸗ 
ſchaft und die Gerichtsherrſchaft. Sie beherrſchen die 
Agrarverfaſſung des 18. Jahrhunderts. 

1. Die Leibeigenſchaft!) war urſprünglich ein 
ſtreng perſönliches, aber vererbliches Knechtſchaftsverhält⸗ 
nis. Die Abſtammung von einer leibeignen Mutter 
machte leibeigen, weil das Kind der ärgeren Hand folgte. 
Es gab jedoch auch vereinzelt Ortſchaften, die nur von 
Leibeignen bewohnt wurden, wo „die Luft“ leibeigen 
machte, d. h. jeder, der ſich dort nieder ließ, wurde zum 
Leibeigenen, wenn er es nicht ſchon war.““) Dies war 
jedoch eine Ausnahme. Im allgemeinen haftete die Leib⸗ 
eigenſchaft nicht am Grundbeſitz, ſondern an der Perſon. 

Aber auch die perſönliche Abhängigkeit hatte ſich in 
Weſtdeutſchland im 18. Jahrhundert längſt gelockert. 
Der Leibeigene war als ſolcher nicht mehr in der Ver⸗ 


*) v. Jordan a. a. O., Wittich, Beitrag zum Verſtändnis 
der ländlichen Verfaſſung Heſſens im 18. Jahrhundert, Quartalblätter 
des hiſtoriſchen Vereins für das Großherzogtum Heſſen. Neue Folge, 
Bd. I, S. 102. Eigenbrodt, Handbuch der Großh. heſſ. Verord⸗ 
nungen vom Jahr 1803 an. Darmſtadt 1816 bis 1818, Bd. III, S. 223. 
W. Goldmann, Die Geſetzgebung des Großh. Heſſen in Be⸗ 
ziehung auf die Befreiung des Grundeigentums und der Perſon 
von alten drückenden Beſchränkungen und Laſten. Darmſtadt 1831, 
Nachtrag 1841, Bd. I, S. 106. 

**) Z. B. in Hoechſt, Landratsbezirk Breuberg und im Kur⸗ 
mainziſchen Amt Starkenburg. A. M. d. J. betr. „Die Ablöſung der 
Leibeigenſchaftsgefälle in den Souveränitätslanden“. 1829 — 1833. 
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mögens- und Handlungsfähigkeit beſchränkt; im Gegen⸗ 
ſatz zum Freien war er nur zu Dienſten und gewiſſen 
Abgaben verpflichtet. Ohne alle Beziehung auf ſeinen 
Grundbeſitz entrichtete er alljährlich ſein „Leibhuhn“ und 
die „Leibesbede“, einen geringen Geldzins. Vom Nach— 
laß bezog der Leibherr das „Beſthaupt“ (mortuarium), 
das die Hinterbliebenen ehedem in Geſtalt des beſten 
Stückes Vieh, ſpäter in Geld zu zahlen hatten. Die 
alten Heirats-⸗ und Freizügigkeitsbeſchränkungen waren 
im 18. Jahrhundert verſchwunden; beim Wegzug hatte 
jedoch der Leibeigene einen Freibrief zu löſen. Als 
Manumiſſionsgeld ſtand dem Leibherrn eine Quote aus 
dem Vermögen des Abziehenden zu.“) Vielfach wurde 
dem Leibeignen auch der Wegzug ohne Freikauf geſtattet. 
Er entrichtete dann die ſchuldigen Abgaben von ſeinem 
neuen Aufenthaltsort. 

Die Leibeigenſchaft war in Heſſen im 18. 1 
nur noch ein Recht auf Fronden und Abgaben. Im 
übrigen hatten die Pflichtigen dieſelbe Rechtsſtellung wie 
die freien Bauern, auf ihren Gütern ruhten die gleichen 
Laſten. Wo die Luft nicht leibeigen machte, wohnten 
die Leibeignen zerſtreut unter den freien Bauern. Sie 
find in allen Teilen Heſſens zu finden. Die Verbreitung 
der Leibeigenſchaft iſt jedoch ſchwer feſtzuſtellen. Sicher⸗ 
lich beſtanden in Oberheſſen noch die meiſten Leibeigen⸗ 
ſchaftsverhältniſſe; dagegen ſcheinen die Leibeigenſchafts— 


) Z. B. im Rentamt Vilbel 15 %, vergl. A. Staatsarch. XIII, 283. 
| 1 
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abgaben dort weniger drückend geweſen zu fein, als im 
ſüdöſtlichen Odenwald.“) 

2. Die Grundherrſchaft. *) Zunächſt bedeutet 
„Grundherrſchaft“ Eigentumsrecht des Grundherrn an 
dem vom Bauer beſeſſenen Boden. Der Großgrund⸗ 
beſitzer nutzt ſein Land wirtſchaftlich aus, indem er es 
verteilt und an Bauern gegen Geld und Naturalabgaben 
zur Nutznießung gewährt. Der Grundherr bleibt alſo 
Eigentümer, der Bauer hat ein zeitliches oder erbliches 
Nutzungsrecht an fremdem Grund und Boden. Solche 
Verhältniſſe finden ſich beſonders häufig in Oberheſſen 
in der Form der Temporalleihe, der Erb- und der Land⸗ 
liedelleihe.***) In vielen Fällen zahlte jedoch der Bauer, 
obgleich er Eigentümer des Bodens geworden war, 
Zinſen und Abgaben, die als Reallaſten auf ſeinem Gut 
lagen. So hatten ſich viele Rechtsverhältniſſe, die ur⸗ 
ſprünglich nur abgeleiteten Beſitz darſtellten, im Lauf 
der Zeit in zinspflichtiges Eigentum verwandelt oder 
grundherrliche Berechtigungen waren infolge der zahl⸗ 


) A. Staatsarch. XIII, 281, 283, A. M. d. J., „Die Ablöſung der 
Leibeigenſchaftsgefälle in den Souveränitätslanden“ betr., 1823 — 1827. 

i v. Jordan a. a. D. S. 492, Wittich ao 
Wittich, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften Art. Guts⸗ 
herrſchaft (Grundherrſchaft, Leibeigenſchaft, Eigenbehörigkeit, Erb⸗ 
untertänigkeit), IV. Bd. S. 930 ff. 

en) Auf den Unterſchied zwiſchen „unfreier“ und „freier“ Leihe 
braucht bei dieſer Unterſuchung, die ſich auf das 18. Jahrh. beſchränkt, 
nicht eingegangen zu werden, da dieſer Unterſchied damals längſt 
geſchwunden war. Vergl. hierüber die S. 91 angegebene Literatur. 


reichen mittelalterlichen Abhängigkeitsverhältniſſe in die 
Hände von Perſonen gelangt, denen niemals Eigentum 
an den belaſteten Bauerngütern zuſtand. Alle dieſe 
Bezugsberechtigten nennt man Grundherrn.“) 

Die einer Grundherrſchaft gegenüberſtehenden Bauern 
waren früher auch perſönlich abhängig geweſen. Dieſe 
Abhängigkeit war im 18. Jahrhundert geſchwunden. 
Die grundherrlichen Abgaben lagen als Reallaſten auf 
den Bauerngütern, die veräußerlich und frei teilbar waren. 
Im Gebiet der ſpäteren Provinz Rheinheſſen und in 
Starkenburg war daher zerſplitterter Grundbeſitz durch— 
aus die Regel. Eine Ausnahme bilden die geſchloſſenen 
Zinsgüter im Odenwald, „Hub-“ oder „Stammgüter“ 
genannt. Sie waren unteilbar und durften nur im 
Ganzen vererbt und veräußert werden. 

Die heſſiſche Grundherrſchaft war nicht geſchloſſen, 
ſondern wie im ganzen deutſchen Weſten Streubeſitz. 
In den einzelnen Gemarkungen waren die verſchiedenſten 
natürlichen und juriſtiſchen Perſonen bezugsberechtigt.**) 


*) Vergl. Wittich, Beitrag a. a O., derſelbe im Handw. d. 
Staatsw. a. a. O. 

) In der Gemarkung Mainflingen bei Offenbach waren z. B. 
abgabenberechtigt: der Fürſt von Iſenburg und Büdingen, der Graf 
zu Schönborn⸗Wieſentheid, die Stadt Frankfurt, die Kirche, der 
Pfarrer und der Glöckner zu Mainflingen, die Pfarrei Weiskirchen, 
die Kirche und die Kaplanei Seligenſtadt, das Hoſpital zu Seligenſtadt, 
die Agathenkirche und die Marienkirche zu Aſchaffenburg, der all⸗ 
gemeine Schul⸗ und Studienfonds daſelbſt, die Mainbrückenkaſſe zu 
Offenbach u. a., vergl. A. M. d. J. betr. „Die Ablöſung der Grund— 
renten in der Gemarkung Mainflingen, Kreis Offenbach“. 1840/41. 
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Nur ausnahmsweiſe hatte einmal ein Grundherr ſämt⸗ 
liche Abgaben in einer Gemeinde zu fordern. 

3. Die Gerihtsherrihaft* Während für die 
Grundherrſchaft der Charakter als Streubeſitz eigentüm⸗ 
lich iſt, ſtellt die Gerichtsherrſchaft einen geſchloſſenen 
Bezirk dar, in dem der Gerichtsherr ehedem kraft eignen 
Rechts die Gerichtsbarkeit ausübte. König und Fürſten 
hatten ſich der Gerichtsbarkeit häufig entäußert und den 
Adel damit belehnt, der daraus mannigfache Abgaben 
und Einkünfte bezog. Die Gerichtsherrſchaft war im 
Lauf der Zeit zu einer allgemeinen Herrſchaft über Land 
und Leute geworden; namentlich die Grundherrn ſuchten 
dies wichtige Recht da an ſich zu bringen, wo ſie ſchon 
bedeutende Berechtigungen beſaßen. So hatten ſich 
Grundherrſchaft und Gerichtsherrſchaft im Verein mit 
mancherlei andern Rechten vielfach zur Landesherrſchaft 
ausgewachſen, wovon die zahlreichen Gebiete der reichs⸗ 
unmittelbaren Grafen und Herren zeugen. Daneben 
gab es zahlreiche landſäſſige Gerichte. Die Provinz 
Oberheſſen zählt allein deren vierzehn.““) Nach einer 


*) Wittich, Beitrag S. 102, Fuchs, Wörterbuch der Volks⸗ 
wirtſchaft, I. Bd. S. 284, Art. Bauer, v. Jordan a. a. O. 

ak) Die bedeutendſten waren die Gerichte Lauterbach, Engelrod 
und Ober⸗Ohmen der Freiherren von Riedeſel, der Breidengrund 
der Herren von Breidenbach und Breidenſtein, das Buſecker Tal der 
Herren von Buſeck; weiter erſcheinen als Gerichtsherrn die Freiherrn 
Nordeck zur Rabenau, die Freiherrn Schenck zu Schweinsberg, Löw 
von und zu Steinfurth u. a. 
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Statiſtik, die Wittich“) anführt, unterſtanden ihnen im 
Jahr 1783 18 150 Perſonen, ein Zehntel der Geſamt— 
bevölkerung der Landgrafſchaft Heſſen-Darmſtadt in 
jener Zeit. 

Die Gerichtsherrſchaft hatte ſich allmählich zu einem 
wichtigen nutzbaren Recht entwickelt. Von jedem Gerichts⸗ 
eingeſeſſenen als ſolchem, alſo ohne Beziehung auf einen 
privaten Rechtstitel, bezog der Gerichtsherr Fronden und 
Bedeabgaben. Es ſind dies, im Gegenſatz zu den rein 
privaten grundherrlichen Rechten, Ausflüſſe eines öffent⸗ 
lichrechtlichen Hoheitsrechts. Die Beden bilden die An⸗ 
fänge der ſpäteren Staatsfteuern.**) Aber auch die Ge- 
richtsfronden werden mit Steuern verglichen.“) 

Geringe Fronden hatten auch der Leibherr und der 
Grundherr zu fordern, der Frondtitel r sfoynv ift 
jedoch, wie heute feſtſteht, die Gerichtsherrſchaft. In 
manchen Gebieten f) war der „ ſogar der 
einzige Frondberechtigte. 

Aber noch ein weiteres wichtiges Recht wußten ſich 
die Gerichtsherren mit der Zeit zu verſchaffen. Sie 
ſuchten Einfluß auf die Verwaltung der Allmenden, 
insbeſondere der Wälder ihres Gerichtsbezirks zu gewinnen. 
Zuerſt verſchafften ſie ſich den Mitgenuß an den Nutzungen 


) Beitrag ©. 100. 

) R. Schröder, Lehrbuch der deutſchen Rechtsgeſchichte, 
5. Aufl. S. 553. 

oitich a a D. ©.199. 

5) Z. B. Baden und Sachſen, 
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des Waldes, und wurden dann, geſtützt auf ihre Ver⸗ 
waltungsbefugniſſe, Obereigentümer, bis ſie das volle 
Eigentum in Anſpruch nahmen.“) Die Rechte der Mark⸗ 
genoſſen erſchienen dann als Rechte an fremder Sache, 
als bloße Servituten, wofür ſie als Gegenleiſtung in 
ſteigendem Maß mit Fronden belaſtet wurden.““) 

Um die Lage der Bauern im 18. Jahrhundert 
richtig zu würdigen, muß man bedenken, daß Grund- 
herrſchaft, Gerichts- und Leibherrſchaft dem Rechte nach 
zwar grundſätzlich nicht zuſammenhingen, obwohl neben 
der Kirche und anderen Korporationen es immer dieſelben 
privilegierten Klaſſen waren, die ſich im Genuß jener 
Herrſchaftsbefugniſſe befanden und alle drei Arten vielfach 
in einer Hand zuſammenliefen; von der Pflicht, Fronden, 
Grundzinſen, Zehnten und andere Abgaben zu leiſten, 
wurde jedoch die weit überwiegende Mehrzahl der Bauern 
getroffen. Denn wohl jeder hatte einen Grund- und 
einen Gerichtsherrn über ſich, und eine große Anzahl einen 
Leibherrn. Rechnet man alle dieſe Verpflichtungen zu⸗ 
ſammen, ſo ergibt ſich eine recht hohe Belaſtung des 
Eigentums und der Perſon der bäuerlichen Beſitzer. Zu 
dieſen Beſchränkungen kamen die Feſſeln, wie ſie die 


*) Vergl. O. Gierke, Rechtsgeſchichte der deutſchen Genoſſen⸗ 
ſchaft, Berlin 1868—1881, Bd. I S. 657 ff. R. Hübner, Grund⸗ 
züge des deutſchen Privatrechts, S. 117 ff. 

** Über den Zuſammenhang der Fronden mit den Holzbe⸗ 
rechtigungen vergl. a. H. Th. Ebel, Über den Urſprung der 
Frohnen, Gießen 1826, S. 66 ff. 
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herrſchende Dreifelderwirtſchaft mit ihrem Flurzwang und 
die verſchiedenen Formen des Gemeindeeigentums und 
der gegenſeitigen Nutzungsrechte (Weideſervituten) der 
bäuerlichen Wirtſchaft anlegten. 


$ 2. Die Gründe, die zu einer Änderung drängten. 
Grundiäße der Reiorm. 


Eine Zeit, in der die techniſchen Fortſchritte in der 
Landwirtſchaft und die zunehmende Bevölkerung eine 
intenſivere Bewirtſchaftung des Bodens notwendig er— 
heiſchten, mußte die alte, feudale Agrarverfaſſung als 
äußerſt läſtig empfinden. Durch die zahlreichen Abgaben, 
insbeſondere den Zehnten, der vom Rauertrag der Felder 
geleiſtet werden mußte, durch die drückenden Fronden, 
die dem Bauern die zur Bewirtſchaftung ſeines eigenen 
Bodens erforderliche Zeit verkümmerten und durch die 
Kreditloſigkeit des kleinen Beſitzers da, wo er nicht Eigen— 
tümer ſeines Hofes oder ſonſt in der Verfügung be— 
ſchränkt war, wurde jeder wirtſchaftliche Fortſchritt im 
Keime erſtickt. Der Anſporn zur Erzielung höherer Erträge, 
von denen dann auch höhere Abgaben geleiſtet werden 
mußten, fehlte. Aber auch für den Herrn hatten die 
Leiſtungen ſeiner Untergebenen, insbeſondere die Fronden, 
nicht mehr den alten Wert. Die Arbeiten wurden, weil 
gezwungen, mit Unluſt und ſchlecht verrichtet. Der Erfolg 
ſtand mit der aufgewendeten Zeit und Kraft in keinem 
Verhältnis. Dazu kam, daß die mittelalterlichen Ab— 
hängigkeitsverhältniſſe, in die ſich die Bauern zu ihrem 
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Schutz früher vielfach freiwillig begeben hatten, längſt 
ihre innere Berechtigung verloren hatten; denn die Stürme 
des beginnenden 19. Jahrhunderts hatten, wie allent⸗ 
halben, ſo auch in Heſſen viele kleine Fürſten, Grafen 
und Herren ihrer Landeshoheit beraubt und ihre Gebiete 
einem größeren Staat angegliedert; die, die ehedem 
Schutz gewährt hatten und dafür Abgaben empfingen, 
lehnten ſich jetzt ſelbſt an ein größeres Staatsweſen an, 
während die Leiſtungen der Bauern fortbeſtanden und 
die neuen Landesherren ebenfalls Steuern forderten. 
Letztere hatten ſich im Lauf der Zeit, vornehmlich unter 
dem Schutz des Rheinbunds von den alten ſtändiſchen 
Feſſeln losgemacht und waren Vertreter einer modernen 
Staatsidee, die gleiches Recht und gleiche Pflichten für 
alle Untertanen verlangte und den alten privilegierten 
Klaſſen feindlich gegenüberſtand. An einem Tag, am 
1. Oktober 1806, ergingen zwei Edikte“) Großherzog 
Ludwigs des Erſten, ganz von dem Machtgefühl des 
abſoluten Herrſchers erfüllt, von denen das eine die 
Landſtände aufhob, das andere die alten Steuerfreiheiten 
beſeitigte. Endlich trugen die philoſophiſchen und wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Ideale des Aufklärungszeitalters und 
der franzöſiſchen Revolution ihre Früchte. Die Menſchen⸗ 
rechte und die phyſiokratiſche Lehre, die unbeſchränkte 
Freiheit des wirtſchaftenden Individuums forderte, ver⸗ 
trugen ſich nicht mit den alten Feſſeln der Feudalzeit. 


) Arch. 1, S. 19 ff. 


So ſetzt denn überall in Deutſchland am Anfang des 
19., in Preußen und Baden ſchon im ausgehenden 18. 
Jahrhundert eine Geſetzgebung ein, die die Emanzipierung 
des Bauernſtandes zum Gegenſtand hat. Der Entwick— 
lung dieſer Bewegung im Großherzogtum Heſſen wird 
die folgende Darſtellung gewidmet ſein. 

Die heutige Provinz Rheinheſſen fällt zumeiſt aus 
dem Rahmen der heſſiſchen Befreiungsgeſetzgebung heraus. 
Hier hatte bereits die Franzoſenherrſchaft mit der feudalen 
Wirtſchaftsverfaſſung radikal aufgeräumt. Rheinheſſen 
muß daher beſonders und kann nur im überblick be⸗ 
handelt werden. 

Bei der Bauernbefreiung handelt es ſich nicht um 
die Maßnahmen des Staates im Intereſſe der Landes- 
kultur, wie Loslöſung der Landwirtſchaft von der alten, 
aus der Dorfverfaſſung überkommenen Gemengelage, 
Aufteilung des Gemeindeeigentums uſw., Verhältniſſe, 
bei denen ſich die Gemeindegenoſſen als gleichberechtigte 
Teilhaber gegenüberſtanden, ſondern um Aufhebung der 
alten Herrſchaftsrechte von Perſonen, die über den Bauern 
ſtanden. 

Der Bearbeitung dieſer Aufgabe iſt die chronologiſche 
Entwicklung der Verhältniſſe zugrundegelegt. Zunächſt 
ergibt ſich eine Zweiteilung: Befreiung der Perſon auf 
der einen, des Beſitzes auf der andern Seite. Erſtere 
wird in der Aufhebung der Leibeigenſchaft verwirklicht, 
bei letzterer handelt es ſich um Aufhebung und Ablöſung 
der Fronden, Verwandlung der Zehnten und anderer 
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grundherrlicher Berechtigungen in Grundrenten, Ab⸗ 
löſung dieſer Grundrenten und anderer Bodenzinſen, 
endlich da, wo das bäuerliche Beſitzrecht nur ein abge⸗ 
leitetes war, um Verwandlung desſelben in Eigentum. 

Zum Verſtändnis des Befreiungswerks iſt es wichtig, 
ſich die Zuſammenſetzung des Großherzogtums vor Augen 
zu halten. Der alten Landgrafſchaft Heſſen-Darmſtadt 
ſind durch den Reichsdeputationshauptſchluß, den Rhein⸗ 
bund und auf dem Wiener Kongreß größere Gebiet3- 
teile zugefallen. Zu den alten Stammlanden hinzu 
kamen Teile von Kurpfalz, des Erzbistums Mainz, des 
Bistums Worms, mehrere Reichsſtädte und Stifter. 
Man faßt alle dieſe Gebietsteile unter dem Namen 
Domaniallande zujammen.*) 

In dieſen Jahren wurden jedoch auch noch zahlreiche 
vorher reichsunmittelbare Grafen und Herren unter 
heſſiſche Herrſchaft gebracht. Im Gegenſatz zu den vor⸗ 
erwähnten Erwerbungen, die ganz den Stammlanden 


*) Die Heſſen wieder verloren gegangenen Neuerwerbungen werden 
in dieſer Darſtellung, mit Ausnahme des Herzogtums Weſtfalen, von 
dem unten Seite 17 ff. gehandelt werden wird, nicht erwähnt. Ver⸗ 
gleiche über die Gebiets veränderungen im einzelnen: J. A. Demian, 
Beſchreibung oder Topographie und Statiſtik des Großh. Heſſen, 
Mainz 1824, Bd. I, S. 6 ff. Beiträge zur Statiſtik des Großh. 
Heſſen, herausgegeben von der Großh. heſſiſchen Zentralſtelle für 
die Landesſtatiſtik, XIII. Bd., Darmſtadt 1872, S. 6 ff. A. B. Schmidt, 
Die geſchichtlichen Grundlagen des bürgerlichen Rechts im Groß⸗ 
herzogtum Heſſen, Gießener Programm 1893, S. 4 ff. und die dort 
angeführte Literatur. 
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einverleibt wurden, behielten dieſe Gebiete eine gewiſſe 
Selbſtändigkeit. Sie verloren zwar ihre Staatenqualität 
und wurden der Aufſicht der heſſiſchen Regierung in 
weitgehendem Maß unterſtellt, ihre ehemaligen Herren 
behielten jedoch zunächſt noch einen Teil ihrer alten 
Hoheitsrechte in Geſtalt von Gerichtsbarkeit, Polizei— 
und Verwaltungsbefugniſſen bei. Dieſe Neuerwerbungen 
nennt man Souveränitätslande.“) Ihre Bewohner 
bildeten einen beträchtlichen Teil, im ganzen damals 
etwa ein Drittel der Geſamtbevölkerung des Staates.“ “) 

Zwei Geſichtspunkte durchziehen das Befreiungswerk. 
Auf der einen Seite erforderte der moderne Staat aus 
wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſchen Gründen eine Anderung 
der alten Zuſtände; er fühlte ſich verpflichtet, ſich des 
Bauernſtands mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln 
anzunehmen und ſeine Befreiung durchzuſetzen. Auf der 
andern Seite ſtanden wohlerworbene Rechte. Dieſe 


) In Oberheſſen handelt es ſich im weſentlichen um die dortigen 
Beſitzungen der Häuſer Solms und Iſenburg (welch letztere 1815 
binzufamen), um die Grafſchaften Stolberg-Gedern, Stolberg⸗ 
Ortenberg und Schlitz und um ritterſchaftliche Gebiete. In Starken⸗ 
burg waren es die drei Grafſchaften Erbach, die Beſitzungen des 
Fürſten von Löwenſtein⸗Wertheim und die des niederen Reichsadels, 
wie der Freiherrn von Gemmingen zu Fränkiſch⸗Krumbach, das 
Wamboldt'ſche Amt Birkenau u. a. 

*) Im Jahr 1808 zählten die Domaniallande von Starkenburg 
131500, die Souveränitätslande 41,530 Einwohner; in Oberheſſen 
waren die gleichen Zahlen 139000 und 90 750, vergl. Wittich, 
Beitrag S. 100. 


Rechte mußte ein auf legitimer Grundlage beruhendes 
Staatsweſen achten und der ausreichenden Entſchädigung 
der Berechtigten für hingegebene Vermögensrechte ſeine 
Sorge widmen. Hieraus ergeben ſich die beiden leitenden 
Grundſätze der Reform: Ermöglichung der Emanzipation 
der Bauern durch weitgehende Maßnahmen der Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung und Schadloshaltung der 
Berechtigten. 

Soweit die alten Abhängigkeitsverhältniſſe rein privat⸗ 
rechtlicher Natur waren, war der Staat nicht nur nicht 
verpflichtet, die Entſchädigung ſelbſt zu übernehmen, 
ſondern im Intereſſe ſeiner freien Bürger auch nicht 
berechtigt. Er konnte jedoch ſeine reicheren Mittel und 
ſeinen Kredit in den Dienſt des Befreiungswerks ’ftellen, 
und dies tat er auch in weitgehendem Maß; der Staat 
leiſtete alſo Hilfe zur Selbſthilfe. 

Eine tief in den Verhältniſſen begründete Scheidung 
im Verlauf der Grundentlaſtung zeigen die 
Domaniallande im Verhältnis zum Souveränitätsgebiet. 
Dort erſchien als der berechtigte Feudalherr im weſentlichen 
der Großherzog, alſo der Staat, und von ihm abhängige 
Korporationen, wie die Kirche und zahlreiche Stiftungen. 
Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß hier große politiſche 
Geſichtspunkte das privatökonomiſche Intereſſe leicht in 
den Hintergrund zu drängen vermochten. Auch konnte 
ſich der Staat für den Wegfall alter, unzeitgemäßer 
Abgaben andere geeignetere Einnahmequellen ſchaffen. 
Ganz anders die Privatberechtigten, insbeſondere in den 
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Souveränitätslanden, deren wirtſchaftliche Stellung in 
hohem Maß auf der alten Agrarverfaſſung beruhte, und 
wo die Mediatiſierung die ehemaligen Landesherren 
ihrer alten Herrſcherpflichten enthoben hatte. Hier er- 
gaben ſich daher hartnäckige, lokale Widerſtände und 
große Schwierigkeiten bei der Neuordnung der ländlichen 
Verhältniſſe. Die erſten Verſuche im geſetzlichen und im 
Verwaltungsweg kamen daher ſtets den Domanialbauern 
zugute. Bei ihnen wurden die erſten nötigen Erfahrungen 
gemacht, deren Ergebniſſe man erſt ſpäter, als Forderungen 
der Zeit und der ausgleichenden Gerechtigkeit, auf das 
Souveränitätsgebiet übertrug. 

Um endlich die großen Schwierigkeiten der Befreiung 
für alle Teile des Großherzogtums zu erkennen, iſt bei 
der folgenden Darſtellung, die aus Gründen der Über- 
ſicht und der Dispoſition an die hiſtoriſche Reihenfolge 
der Ereigniſſe gebunden iſt, und die daher die Beſeitigung 
der einzelnen, aus der alten Wirtſchaftsorganiſation 
überkommenen Rechtsinſtitute getrennt behandelt, ſtets 
vor Augen zu halten, daß die erſten Maßnahmen zwar 
in dieſer Weiſe eingeſetzt haben, daß die Ausführung 
der verſchiedenen Befreiungsnormen aber vielfach neben⸗ 
einanderlief, und daß die bedeutenden Mittel zur Ent⸗ 
ſchädigung der Berechtigten zuſammen aufgebracht werden 
mußten. 


2. Kapitel. 
Die Aufhebung der beibeigenidait. 


§ 3. 

Wie überall, ſetzte auch in Heſſen die Befreiungs⸗ 
geſetzgebung mit der Aufhebung der Leibeigenſchaft ein. 
Obwohl ſie in Südweſtdeutſchland nur ein unterge⸗ 
ordnetes, mehr rechtshiſtoriſches als praktiſches Inſtitut 
war, widerſtrebte ſie in hohem Maß dem moraliſchen 
Empfinden der Zeit. Sie war ein „Schlagwort“ *) und 
ein „Symbol““) geworden. Man bekämpfte in ihr die 
Verkörperung der Unfreiheit im weiteſten Sinn. Der 
Markgraf Karl Friedrich von Baden, der als erſter im 
Jahr 1783 die Leibeigenſchaft aufhob, wurde als Wohl⸗ 
täter der Menſchheit gefeiert, wenngleich dieſe Maßnahme 
praktiſch von „nur finanzieller Bedeutung“ * ) war. 

Das Werk des Oheims machte einen nachhaltigen 
Eindruck auf den jungen Erbprinzen, ſpäteren Landgrafen 
Ludwig X. und erſten Großherzog von Heſſen. Unter 
den Papieren Ludwigs J. findet ſich ein Geſetzentwurf“* ) 
aus ſeinem erſten Regierungsjahr (1790), der die Auf⸗ 
hebung der Leibeigenſchaft verfügt. Auch die Ereigniſſe 


*) v. Jordan a. a. O. S. 361. 
**) v. Jordan a. a. O. 


ken, A. Staatsarch., Ludwig I. misc., abgedruckt im Anhang I, 
S. 111 f. 
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in Frankreich hatten eine bedeutſame Wirkung aus— 
geübt. „Mit wahrer Theilnehmung“, heißt es, „habe 
Ich bisher öfters erſehen, daß ein großer Theil Meiner 
jetzigen Unterthanen noch nicht in die angebohrenen 
Rechte der Menſchheit wieder eingeſetzt worden, 
ſondern daß das in den Fürſtlichen Landen zwar etwas ge— 
milderte, aber doch immer noch zu harte Joch der Leib— 
eigenſchaft auf ihren Schultern laſtet“. Der Geſetz— 
entwurf gelangte jedoch nicht zur Ausführung. 

Erſt 19 Jahre ſpäter wurde der erſte entſcheidende 
und vielverſprechende Schritt getan und zwar merkwür— 
diger Weiſe nicht in den Stammlanden, ſondern in dem 
fernen, an der oberen Ruhr und Lenne gelegenen Herzog: 
tum Weſtfalen,“) das infolge des Reichsdeputations⸗ 
hauptſchluſſes als Entſchädigung für die an Frankreich ab⸗ 
getretenen Gebietsteile aus kurkölniſchem Beſitz zu Heſſen⸗ 
Darmſtadt kam, aber durch Staatsvertrag vom 30. Juni 
1816**) bereits wieder, und zwar an Preußen, abgetreten 
wurde, wofür das Großherzogtum die heutige Provinz 
Rheinheſſen erhielt. Weſtfalen hatte eine von den übrigen 
heſſiſchen Gebietsteilen ganz abweichende Agrarverfaſſung. f) 


*) Das Herzogtum Weſtfalen umfaßte ein Gebiet von 71 Quadrat⸗ 
meilen, war in 4 Quartale: Werl, Rüthen, Brilon und Bilſtein 
eingeteilt und hatte 135000 Einwohner, vergl. Beiträge zur Statiſtik 
des Großh. Heſſen a. a. O. S. 29. 

*) Arch. II, S. 245. 

+) Auf die näheren Verhältniſſe kann daher an dieſer Stelle nicht 
eingegangen werden, zumal Weſtfalen nur ganz kurze Zeit dem 
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Die „Eigenbehörigkeit“ war hier mit dem Grundbeſitz 
verbunden und kein perſönliches, ſondern ein grund⸗ 
herrliches Abhängigkeitsverhältnis. Die Aufhebung der 
Leibeigenſchaft war daher in Weſtfalen nicht von der 
Beſeitigung des grundherrlichen Verbandes zu trennen. 
Die heſſiſche Verordnung vom 5. XI. 18095) ergriff die 
ganze feudale Wirtſchaftsorganiſation an der Wurzel. 
Die im Intereſſe der Grundherrn beſtehende Unteilbar- 
keit der Güter und das Anerbenrecht wurden beſeitigt. 
Die auf dem bäuerlichen Beſitz ruhenden ſtändigen und 
unſtändigen Laſten und Fronden ſollten in feſte, jähr⸗ 
liche und ablösbare Grundrenten verwandelt, der Ge— 
ſindedienſtzwang unentgeltlich beſeitigt werden. Mit 
ſeinem bald darauf erfolgenden Ausſcheiden aus dem 
heſſiſchen Staatsverband tritt das Herzogtum Weſtfalen 
aus dem Rahmen dieſer Darſtellung heraus. 

In den Stammlanden und den ihnen neu ange⸗ 
gliederten, benachbarten Gebieten wurde die Leibeigen— 
ſchaft erſt zwei Jahre ſpäter durch die Verordnung vom 


heſſiſchen Staatsverbande angehörte. Vergl. über Weſtfalen Wittich, 
Grundherrſchaft in Nordweſtdeutſchland 1896, derſelbe: Art. Guts⸗ 
herrſchaft a. a. O. Aus der älteren Literatur vergl. Kind⸗ 
linger, Geſchichte der deutſchen Hörigkeit, Berlin 1819, derſelbe: 
Fragmente über den Bauernhof, die Hofesverfaſſung und das 
Bauernrecht, Dortmund 1812. | 

) „Die Aufhebung der Untheilbarfeit der Güter, ſowie der 
Colonat- und Leibeigenſchaftsverhältniſſe im Herzogthum Weſtphalen“, 
Arch. I, S. 429 f. 
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6. Juni 1811*) beſeitigt. Den Gefühlen des Jahr⸗ 
hunderts entſprechend iſt auf die moraliſche Seite der 
Nachdruck gelegt, aber auch der bereits eingangs erwähnte 
Grundſatz der Entſchädigungspflicht der früheren Ge— 
waltunterworfenen, der die ganze ſpätere Geſetzgebung 
durchzieht, iſt ausgeſprochen. „Wir finden die in mehreren 
Theilen Unſerer Provinzen Starkenburg und Heſſen bisher 
noch fortbeſtehenden Leibeigenſchaftsverhältniſſe weder 
dem Geiſt der Zeit entſprechend noch der Würde ange— 
meſſen, die Wir in Unſeren ſämmtlichen geliebten 
Unterthanen als Staatsbürgern erkannt haben wollen, 
und ſehen Uns daher bewogen ihnen durch Aufhebung 
derſelben einen vorzüglichen Beweis Unſerer Landes- 
väterlichen Geſinnungen zu geben. Da indeſſen bier- 
durch den Leibherren ein von ihnen wohlerworbenes 
Recht entzogen werden ſoll und, was inſonderheit Unſeren 
Fiskus betrifft, deſſen Einkünfte einen Abgang erleiden 
würden, den Wir, um die Staatsbedürfniſſe vollſtändig 
beſtreiten zu können, auf einem anderen Weg von Unſeren 
ſämmtlichen geliebten Unterthanen würden einbringen 
laſſen müſſen; jo halten Wir es für billig, daß die Leib⸗ 
eignen bei dem ihnen allein zuwachſenden großen Vor⸗ 
teil, ihren Leibherrn eine mäßige Entſchädigung leiſten“. 

Bis zum 1. VII. 1813 ſollten alle Leibeigenſchafts⸗ 
verhältniſſe beſeitigt ſein, neue nicht mehr begründet 


*) „Die Aufhebung der Leibeigenſchaft und die den Leibherrn 
zu leiſtende Entſchädigung betr.“ Arch. I, 631 ff. 
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werden können. Zunächſt wurden Leibherrn und 
Pflichtige auf den Weg der Privatvereinbarung ver— 
wieſen; nur wenn eine ſolche nicht zuſtande kam, ſollten 
die Staatsbehörden die Entſchädigungsſumme in Geſtalt 
des Geldwerts der verſchiedenen Leibeigenſchaftsleiſtungen 
während der letzten 20 Jahre beſtimmen. Das Abkaufs⸗ 
geld war in 5 unverzinslichen Jahreszielen an den Be⸗ 
rechtigten abzuführen. Dieſer ſollte ſich an die Gemeinden 
halten, die ihrerſeits die fälligen Ziele bei den Pflichtigen 
einzuziehen hatten. | 

Die Ausführung dieſes Geſetzes fiel in eine ſehr 
ungünſtige Zeit. Die napoleoniſche Herrſchaft und die 
großen Anſtrengungen der Befreiungskriege hatten dem 
Lande tiefe Wunden geſchlagen. Auf der bäuerlichen 
Bevölkerung ruhten ſchwere Kriegslaſten, und die Abkauf⸗ 
gelder wurden unerwartet hoch empfunden. Man ſah 
ſich gezwungen, den für die Beſeitigung aller Leibeigen⸗ 
ſchaftsverhältniſſe feſtgeſetzten Termin zunächſt um ein 
Jahr, ſpäter, durch Geſetz vom 25. X. 1815 %, auf den 
1. I. 1816 zu verlängern. „Daß es den Unterthanen“, 
heißt es in einem Bericht der Regierung zu Gießen,“) 
„und beſonders die Amter und Ortſchaften, wo vorhin 
die Luft leibeigen gemacht, bei den ungeheuren Laſten 
und Abgaben, worunter ſie ſchon Jahre lang ſo un⸗ 
endlich gelitten, für jetzt ganz unmöglich iſt, die für die 


arch JUL, en 
**) A. Staatsarch. XIII, 281. 
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Aufhebung der Leibeigenſchaft beſtimmten Abfindungen 
zu leiſten, bedarf keiner Ausführung, indem nach der 
von der Gr. Hofkammer ertheilten Benachrichtigung 
dieſelben für das einzige Rentamt Gießen auf 52 231 fl. 
ſich belaufen, das eine Summe begreift, die die einzelnen 
neben den laufenden Abgaben und den ſonſtigen ihnen 
aufliegenden Präſtationen ohne ihren gänzlichen Ruin, 
dermalen und in den erſten paar Jahren eben ſo wenig 
aufzubringen vermögen, als wenig fie bei dem ein— 
geriſſenen Geldmangel und dem äußerſt geſunkenen 
Kredit durch allenfalſige Aufnahmen auf die Kommunen 
verſchaft werden mag“. 

Die unter den Laſten des neuen Kriegs von 1815 
ſchwer leidende Bevölkerung mußte jedoch noch weiter 
geſchont werden. Die Leibeigenſchaftsabgaben wurden 
von den Leibeigenſchaftsfronden getrennt. Abgeſehen 
von den beſonderen Verhältniſſen, die dazu führten, 
empfahl ſich dieſe Trennung ſchon deshalb, weil die 
geringen Leibeigenſchaftsfronden mit den weit bedeuten— 
deren aus andern Rechtstiteln zu einem untrennbaren 
Ganzen verwachſen waren und über den Urſprung der 
Dienſtpflicht vielfach Streit beitand.*) Es war daher 
zweckmäßiger, alle Arten von Fronden zuſammen zu 
beſeitigen. Gemäß dem Geſetz vom 25. V. 1811 wurde 
zwar der Geldwert der Leibeigenſchaftsfronden feſtgeſetzt, 
deren Fortleiſtung den Pflichtigen aber anheimgeſtellt. 


*) Siehe u. S. 33 f. 38 ff. 
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Die eigentlichen Leibeigenſchaftsabgaben waren mit 
dem 1. I. 1816 beſeitigt. Ihr Geldwert wurde mangels 
gütlicher Einigung der Parteien von den Verwaltungs⸗ 
behörden beſtimmt. Dagegen hielt man nicht an dem 
Abkauf der Leibeigenſchaftsgefälle in 5 unverzinslichen 
Jahreszielen feſt, ſondern geſtattete den Pflichtigen bis 
zur völligen Ablöſung Verzinſung des Kapitals zu 5%. 
Die Zinszahlung geſchah an die Berechtigten aus den 
Gemeindekaſſen. 

Die durch den Zwang der Verhältniſſe diktierten Er⸗ 
leichterungen brachten eine Verſchleppung des Ablöſungs⸗ 
werks. Schwierigkeiten ergaben ſich jedoch an, bei der 
Ausführung der Geſetze. 

Bei der milden Form, in der die Leibeigenſchaft in 
Heſſen zum Ausdruck kam, und dem, was man ſich land— 
läufig unter dieſem Begriff vorſtellte, behaupteten die 
Bauern vielfach nicht leibeigen zu ſein und weigerten ſich 
die Ablöſungsſummen zu bezahlen.“) Daher verzögerte 
ſich ſowohl die Feſtſtellung der Ablöſungspflichtigen wie 
die Ausmittelung der Entſchädigungsſummen mehrere 
Jahre hindurch. 

Die beſten Fortſchritte machte die Ablöſung in den 
Domaniallanden. Eine eigentümlich verſchiedene Be⸗ 


*) A. Staatsarch. XIII, 284 ff. Beiſpiele aus den Akten des 
Alsfelder Rentamts über die Aufhebung der Leibeigenſchaft in einigen 
Dörfern des Bezirks Grebenau ſind abgedruckt bei Katz, Land⸗ 
arbeiter und Landwirtſchaft in Oberheſſen, Münchner volkswirt⸗ 
ſchaftl. Studien, 1904, Stück 64, Anhang II. 
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handlung wurde den Provinzen Starkenburg und Ober— 
heſſen zuteil, indem man hier bei Feſtſtellung der Ent— 
ſchädigung das geſetzliche 20 fache der Leibeigenſchaftsab— 
gaben im Jahr annahm, dort einen bedeutend niedereren 
Betrag anſetzte, ſodaß die Ablöſungsſumme in Oberheſſen 
im Verhältnis zu Starkenburg um ein Drittel höher war.“) 

Durch die traurigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe und 
die hohen Entſchädigungsſummen waren viele Gemeinden 
in finanzielle Bedrängnis geraten. Sie konnten nicht 
nur nicht ablöſen, ſondern waren auch zur Verzinſung 
der geſchuldeten Summen nicht imſtande. Daher baten 
die Stände“) im Jahr 1821 in einer Eingabe an die 
Regierung um günſtige Zahlungsfriſten, Erlaß der Zinſen 
und Gleichſtellung der Provinzen Starkenburg und Ober- 
heſſen bei Anſetzung des Ablöſungskapitals. 

Allen dieſen Anträgen entſprach man. Sämtliche 
rückſtändige Zinſen wurden erlaſſen, neue bequeme 
Zahlungsziele bewilligt und den oberheſſiſchen Domänen— 
bauern wurde ihre Kapitalſchuld zu einem Drittel 
geſchenkt. 

Viel verwickelter geſtaltete ſich die Ablöſung in den 
Souveränitätslanden. Die Ausmittelung der Entſchä⸗ 


*) Nach Goldmann a. a. O., I, S. 108, berechnete man in den 
Domaniallanden von Starkenburg bei einem jährlichen Durchſchnitts⸗ 
ertrag der Leibeigenſchaftsgefälle von 9455 fl. nur 127 157 fl. Ab⸗ 
löſungskapital, in Oberheſſen dagegen bei 8534 fl. Gefälle das 
20 fache mit 170 674 fl. ä 

) Goldmann a. a. O., I, S. 108. 
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digungsſummen war im Jahr 1823 noch nicht annähernd 
vollendet. Schwierigkeiten machten hier ſowohl die Be- 
rechtigten wie die Pflichtigen. Viele Gemeinden waren 
wegen der Ablöſungsſummen überhaupt nicht geneigt, 
das Geſetz von 1815 als eine Wohltat anzuſehen; ihre 
Mitglieder wollten die Abgaben lieber in natura weiter⸗ 
leiſten. Die herrſchaftlichen Rentkammern dagegen ver⸗ 
langten auch für den Wegfall ſolcher Abgaben Ent⸗ 
ſchädigung, die ſie von den Pflichtigen längſt nicht mehr 
erhoben hatten oder die ſonſt außer Gebrauch gekommen 
waren, ein Anſinnen, das von der Regierung energiſch 
zurückgewieſen wurde.“) Andere Berechtigte hinwiederum 
hatten ſeit Jahren das Ablöſungskapital nicht verzinſt 
erhalten.“) 

Dieſe Zuſtände waren unhaltbar geworden. Auch 
verlangte die Gerechtigkeit Gleichſtellung der Verpflichteten 
der Souveränitätslande mit den Domanialbauern, die 
ja mittlerweile erleichtert waren. Daher bat der Land— 
tag 1823/24 um geeignete Vorſchläge zur Beſeitigung 
dieſer Mißſtände. *) Einen dahingehenden Geſetzentwurf 
verhieß die Staatsregierung im Landtagsabſchied vom 
1. III. 1824.) So kam es zum Geſetz vom 5. VI. 1827.77) 


*) A. M. d. J. betr. „Die Ablöſung der Leibeigenſchaftsgefälle in 
den Souveränitätslanden“, 1823 — 1827. 

) A. M. d J. a. a. O. vergl. die Beſchwerde des Fürſten von 
Löwenſtein. 

ae) L. V. II. K., 3. Heft, Beil. S. 70— 76, Prot. IV, S. 169 ff. 

+) Arch. III, 314 ff. | 

++) Arch. IV. 639, den „Abkauf der Leibeigenſchaftsgefälle“ betr. 
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Den Berechtigten gegenüber übernahm der Staat die 
ganze Ablöſungsſumme als Selbſtſchuldner vom 1. J. 1827 
ab. Der Kapitalwert der Leibeigenſchaftsgefälle betrug 
in den Souveränitätslanden etwa 100000 Gulden.“) 
Dieſe Summe verzinſte der Staat zu 5%, behielt ſich 
aber das Recht vor, nach Zmonatiger Kündigung die 
übernommene Rente durch Zahlung des Kapitals ab— 
zulöſen. Den ehemaligen Leibeignen wurde die Hälfte 
ihrer Entſchädigungsſummen erlaſſen. Sie hatten den 
Reſt der Schuld direkt an die Staatskaſſe abzutragen und 
zu verzinſen. So war jeder Konnex zwiſchen den ur⸗ 
ſprünglichen Parteien gelöſt. Die vor dem 1. I. 1827 
fälligen Zinſen wurden hier nicht erlaſſen. Dafür wurde 
aber ein größerer Teil der Kapitalſchuld geſchenkt. 

Trotz mannigfacher Beanſtandungen und Rekurſe von 
beiden Seiten!“) wegen der Höhe der Entſchädigungs⸗ 
ſummen kam nun die Ablöſung raſch in Fluß. Um die 
nötigen Entſchädigungskapitalien aufzubringen, gab der 
Staat 4% ige Obligationen aus und fand die Berechtigten 
ab. Raſche Abfindung lohnte ſich, weil die Staatskaſſe 
ſonſt eine Rente von 5% hätte zahlen müſſen. Sie 
ſparte mithin 1%. Mittels dieſer Zinserſparnis und 
der von den ehemaligen Abgabepflichtigen abgetragenen 
Hälfte der Schuld wurden die ausgegebenen Obligationen 
nach und nach eingelöſt. 


*) Goldmann a. a. O., I, S. 110. 
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3. Rapitel. 


Die Aufhebung und ADlöiung der Fronden. 


$ 4. Die Fronden in Heilen. 


Sronden*) ſind in körperlicher Arbeit beſtehende 
Dienſte, welche die Beſitzer beſtimmter Güter oder die 
Bewohner eines beſtimmten Bezirks zum Vorteil eines 
Dritten ohne allen Lohn oder gegen unverhältnismäßig 
geringe Vergütung zu leiſten haben. Sie ſind in öffent⸗ 
liche und private zu ſcheiden. Offentliche Dienſte forderten 
der Staat und die Gemeinde als Ausfluß des allge⸗ 
meinen Untertanenverhältniſſes bezw. der Zugehörig⸗ 
keit zu einer Kommune. Dieſe öffentlichen Fronden 
trugen jedoch nicht den Charakter der Unfreiheit an 
ſich, wie die unten zu behandelnden Herrenfronden. 
Heeresfolge und die ſonſtigen Dienſte zur Landesver⸗ 
teidigung, die der Staat forderte, waren Bürgerpflichten, 
die Leiſtungen des Gemeindeangehörigen zum Straßen⸗ 
bau, Sicherheitsdienſt uſw. waren Beiträge zur Beſtrei⸗ 
tung der Gemeindebedürfniſſe. Eigentliche Herrenfronden 
ſtanden in geringem Maß dem Grund⸗ und Leibherrn 
zu, hauptſächlich aber und in bedeutendem Umfang dem 
Gerichtsherrn. Die Gerichtsherrſchaft war zwar ein öffent⸗ 


) von Brünneck, Art. Fronden im Handw. der Staatsw., 
Bd. III, S. 1286 ff. 
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lichrechtliches Verhältnis. Wegen der daraus ent- 
ſpringenden nutzbaren Rechte, den fructus iurisdictionis, 
wurde die Gerichtsbarkeit jedoch vielfach Gegenſtand des 
privatrechtlichen Verkehrs“); auch wurden die gerichtsherr— 
lichen Anſprüche losgelöſt von der Jurisdiktion ver— 
So ͤ wurde der öffentlichrechtliche Charakter 
jener Leiſtungen im Lauf der Zeit verdunkelt. 
Gerichtsherr in den Domaniallanden war der 
Großherzog.“ ) Ihm ſtanden daher die Fronddienſte ſämt— 
licher Gerichtseingeſeſſenen zu, die zu den verſchiedenſten 
Zwecken verwandt wurden: zum Bau und zur Inſtand— 
haltung der Schlöſſer, der öffentlichen Gebäude, der Wege, 
für die Bedürfniſſe des Hofes und der Staatsdiener. Auch 
Briefe beförderte man in der Frond. Auf den Domänen 
wurden die Zehnten und herrſchaftlichen Gefälle mittels 
bäuerlicher Dienſte in die Fiskalſcheuern gebracht, bei 
den Hofjagden verrichteten Frondpflichtige den Treiber— 
dienſt und brachten die Beute ein. Eigentliche Land— 
wirtſchaftsfronden gab es im 18. Jahrh. auf den Domänen⸗ 
gütern nicht mehr “* ); bereits im 17. Jahrh. wurden die 
Landgüter der Krone von Lohnarbeitern beſtellt. An 
Stelle der Naturalfrond hatten die Domanialbauern 
Dienſtgeld zu entrichten. In den Standes- und 
adeligen Gerichtsherrſchaften beſtanden neben 


) Wittich, Beitrag ©. 99. 
) Ausgenommen ſind die landſäſſigen adeligen en 
Willich a a O, ©. 103. | 
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den oben erwähnten analogen Dienſten Landwirtſchafts⸗ 
fronden in bedeutendem Umfang und bildeten eine 
drückende Laſt für die damit behafteten Bauerngüter. 

Die Fronden wurden mit der Hand und mit dem 
Geſpann geleiſtet. Sie waren nach Zeit und Werk ge⸗ 
meſſen oder ungemeſſen. Der Umfang der Dienſtlei⸗ 
ſtungen war ſehr verſchieden. Er richtete ſich nach den 
individuellen Bedürfniſſen des Bezugsberechtigten. Je⸗ 
doch beſtand meiſt Verpflichtung zu ungemeſſenen 
Dienſten. 

Bei den verhältnismäßig kleinen Gutsbetrieben 
wurden durchaus nicht alle Fronden in natura geleiſtet. 
Dies war nur bei den Bauern die Regel, die in der 
Nähe eines herrſchaftlichen Hofes wohnten. Alle andern, 
in den Domaniallanden ſicherlich die Mehrzahl, be⸗ 
zahlten an Stelle der Dienſte Frondgeld. 

Die Herrenfronden bedurften einer beſtimmten Or⸗ 
ganiſation, die ſich den Verhältniſſen des Einzelfalls 
und dem Zweck, wofür ſie geleiſtet wurden, anpaßte. Daher 
ſchloß man mit den einzelnen pflichtigen Gemeinden 
Frondkontrakte !) ab, die das Maß der Dienſte nach der 
konkreten Arbeitsleiſtung regelten. Dieſe Verträge waren 
auf unbeſtimmte Zeit oder auf eine Reihe von Jahren 
vereinbart. In den alten Domaniallanden wurden ſeit 
der Mitte des 17. Jahrhunderts) in allen Amtern 


) 2 Beifpiele find abgedruckt im Anhang II, I. 2, S. 112 ff. 
) Goldmann a. a. O., I, S. 111. 
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Temporalkontrakte abgeſchloſſen, die einen typiſchen 
Inhalt aufweiſen“!) Hiernach mußten für die unge⸗ 
meſſene Frondpflicht bedeutende Dienſtgelder gezahlt 
werden, deren Höhe nach der Anzahl der pflichtigen 
Familien und des Zugviehs wechſelte. Die tatſächlich 
eingeforderten Arbeitsleiſtungen wurden nach einer ge— 
ringen Taxe vergütet. Einzelne ausdrücklich genannte 
Dienſte waren ohne Vergütung zu leiſten. In den 
neueren Domaniallanden und im Souveränitätsgebiet 
zeigten die Frondverhältniſſe keine derartig typiſchen 
Formen. Es wurden teils feſte, teils variable Frond— 
gelder geleiſtet, teils Naturaldienſte, meiſt beides. Die 
Arbeit war hier entlohnt, dort nicht. Überall oblag 
jedoch dem Dienſtherrn die Verköſtigung des Fröhners.““) 


§ 5. Die eriten Veriuche zur Beieitigung der Fronden. 
Ablöiung derielben in den Domaniallanden. 


Den erſten Verſuch zur Aufhebung von Fronddienſten 
machte das oben erwähnte Geſetz vom 25. V. 1811. 
Hiernach ſollten nämlich die aus der Leibeigenſchaft 
herrührenden Fronden mit den übrigen Leibeigenſchafts— 
abgaben abgelöſt werden. Eine weitere Verordnung 
vom 13. V. 1812 ***) hatte die Ablösbarkeit der nicht auf 


Goldmann a a. D,, S. 11. 

*) Vergl. H. Th. Ebel, Über den Urſprung der Frohnen, 
S. 53 ff. 

kek) „Die Aufhebung der Leibeigenſchaft, insbeſondere den Ablauf 
und die Beſteuerung der übrig bleibenden Frohnden“ betr., Arch. I, 
S. 724 ff. 


Leibeigenſchaft beruhenden ſog. „Domanial- und guts⸗ 
herrlichen” *) Fronden gebracht. War der Urſprung der 
Frondpflicht zweifelhaft, ſo ſollte die Vermutung für die 
Leibeigenſchaft ſtreiten. Der Grund hierfür lag darin, 
daß die Ablöſung der Leibeigenſchaftsfronden obliga⸗ 
toriſch, die der gutsherrlichen nur fakultativ war. Bei 
letzteren ſollte der Pflichtige Verwandlung in einen ſtändigen 
Grundzins verlangen können, der mit dem 25fachen Betrag 
nach Maßgabe einer Verordnung vom 9. II. 1811, die 
Teilbarkeit der oben “*) erwähnten „Hubgüter“ gebracht 


*) Dem Ausdruck „Gutsherrſchaft“ darf man für Heſſen nicht 
den heute herrſchenden Sinn unterſchieben. Nach dem jetzigen 
Sprachgebrauch paßt das Wort „Gutsherrſchaft“ nur für die oſt⸗ 
deutſchen Verhältniſſe. Seit Knapp's Werk über „Die Bauern⸗ 
befreiung und der Urſprung der Landarbeiter in den älteren Teilen 
Preußens“ (Leipzig 1887) verſteht man nämlich darunter eine fort⸗ 
geſchrittene Form der Grundherrſchaft, die dann vorliegt, wenn der 
herrſchaftliche Eigenbetrieb für den großen Markt arbeitet und auf 
dieſem die wirtſchaftliche Machtſtellung des Grundherrn beruht. 
Der ſüdweſtdeutſche Grundherr hat zwar auch einen eignen land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb, aber überwiegend für die Befriedigung 
ſeiner perſönlichen Bedürfniſſe. Er bezieht ſein Haupteinkommen 
nicht aus der Eigenwirtſchaft, ſondern von fremder Wirtſchaft, aus 
den Renten und Abgaben ſeiner Bauern. Der Sinn, den die 
heſſiſche Geſetzgebung mit dem Ausdruck „Gutsherrſchaft“ verbindet, 
und wie er deshalb auch hier gebraucht werden muß, deckt ſich mit 
dem Begriff „Grundherrſchaft“, der die heutige Wiſſenſchaft beherrſcht. 

) „Die Verteilung der geſchloſſenen Güter betr.“, Arch. I, 
S. 606 ff. 

=) S. 5. 
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hatte, ablösbar war. Die zu leiſtende Entſchädigungs— 
rente beſtimmte ſich nach dem Geldwert der Natural— 
leiſtung, den der Frondherr bei der Steuerveranlagung 
angegeben hatte, abzüglich der dafür zu zahlenden 
Steuern. Dies war im Intereſſe der Pflichtigen zweck— 
mäßig, denn wegen des höheren Steuerabzugs lag es 
nicht im Intereſſe des Berechtigten, den Wert ſeiner 
Fronden zu hoch anzugeben. 

Die Verordnung vom 13. V. 1812 unterſcheidet drei 
Arten von Fronden: 

1. Staats⸗ oder Landesfronden, 

2. Amts⸗ und Gemeindefronden, 

3. Domanial⸗- und gutsherrliche Fronden. 

Auf dieſe Unterſcheidung muß näher eingegangen 
werden. 

Unter Staatsfronden verſteht der Geſetzgeber ſolche, 
„welche einen allgemeinen Staatszweck beabſichtigen“, 
ſonach aus keinem beſonderen Titel entſpringen (wie 
Gutsherrſchaft, Leibeigenſchaft) und zählt hierher „das 
Machen und Fahren“ für den Hof, das Militär und die 
Behörden, die Unterhaltung von Schlöſſern und Staats— 
anſtalten ufm. Eigenbrodt!)) definiert ſie als „alle ge— 
zwungenen, unentgeltlichen Dienſte, die der Staatsbürger 
als ſolcher zu Staatszwecken zu leiſten angehalten wird.“ 
Hier wird zum erſten Mal ein Begriff für die Staats⸗ 
fronden aufgeſtellt, der in allen ſpäteren Geſetzen wieder— 


*) Handbuch II, S. 193. 


kehrt. Nach der heſſiſchen Geſetzgebung ſind alle Dienſte 
Staatsfronden, wenn ſie für ſtaatliche Zwecke geleiſtet 
werden. Man erkennt ſie alſo nicht am Grund der 
Leiſtung, ſondern an ihrem Zweck. Eigenbrodt ſucht 
ihren Grund in der allgemeinen Staatsbürgerpflicht. 
Als Untertan hatte ſicherlich jeder ſeinem Landesherrn 
Heerfolge zu leiſten und konnte ſonſt zur Unterſtützung 
der bewaffneten Macht herangezogen werden, — ob aber 
zum Bau ſeiner Schlöſſer und Amtsgebäude? Sicherlich 
waren dieſe Verpflichtungen nicht Ausfluß der Landes⸗ 
herrſchaft, ſondern der Gerichtsherrſchaft. Dies beweiſt 
auch die Tatſache, daß in den landſäſſigen Gerichten 
nicht der Landesherr, ſondern der Gerichtsherr die analogen 
Fronddienſte zu beziehen hatte. 

Dem Gerichtsherrn ſtanden ja die Dienſte ſeiner 
ſämtlichen Gerichtseingeſeſſenen zu. Dieſe Frondpflicht 
entſprang „keinem beſonderen Titel“. 

Die „Staatsfronden“ waren nach dem Geſetz von 
1812 nicht ablösbar. Ebenſowenig die „Amts- und 
Gemeindedienſte“, das ſind diejenigen, „welche zu der 
Amter und Gemeinden eignen Beſten“ (nicht eines 
Dritten Berechtigten) „oder zur Bewirkung von Amts⸗ 
und Gemeindezwecken nötig ſind“ (3. B. Wegebau, 
Sicherheitsdienſt). Man ſah jene Dienſte als eine Art 
Steuer an, die auf dem ganzen Land, bezw. der Ge⸗ 
meinde ruhte. Daraus erklärt ſich ihre Unablös barkeit. 

Die 3. Art von Dienſten ſind die „Domanial und 
guts herrlichen“. In der geſetzlichen Einteilung iſt alſo 
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das gerichtsherrliche Verhältnis ganz unberückſichtigt ge— 
laſſen. Man war der Meinung, die Fronden ſeien 
überwiegend Ausfluß der Grundherrſchaft. Nur die 
gutsherrlichen Dienſte find nach Ebel!) eigentliche 
Fronden, die Staats- und Gemeindefronden nennt er 
„uneigentliche“ und „Afterfrohnen“. 

Man war ſich über den Urſprung der einzelnen 
Dienſte ganz im Unklaren. Die Verwirrung lag auch 
ſehr nahe. Die Gerichtsherren hatten in ihren Patri⸗ 
monialbezirken neben andern Perſonen meiſt ſehr be— 
deutende grundherrliche Berechtigungen. Von den Grafen 
von Iſenburg⸗Büdingen wird ſogar erzählt,“) ſie hätten 
mit der Zeit verſtanden, den kleinen Adel ganz aus 
ihrem Gebiet zu entfernen, ſo daß ſie mit der Zeit die 
alleinigen Machthaber wurden, Landes-, Gerichts- und 
Grundherrn zugleich. Sicherlich war das Beſtreben in 
andern kleinen Territorien ein ähnliches. Auf den 
Domänen war der Großherzog der einzige Feudalherr. 
Dazu kam, daß man in den Frondkontrakten *) natür⸗ 
lich nicht nach der Entſtehung der Dienſte ſchied — der 
Bezugsberechtigte war ja doch meiſt derſelbe — ſondern 
ſie ohne Rückſicht auf den Urſprung nach dem praktiſchen 
Bedürfnis ausbedang. So waren alle Arten von 
Fronden im Lauf der Zeit zu einem unentwirrbaren 


e e e S. 44. 
+) Thudichum, Rechtsgeſchichte der Wetterau, I. Bd., S. 27 ff. 
und 41 ff. 5 
=), Vergl. insbeſondere das zweite Beispiel, Anhang II. 2, S. 115 ff. 
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Ganzen verſchmolzen. Ihre Trennung machte die größten 
Schwierigkeiten. 

Die Ausführung der Geſetze vom 25. V. 1811 und 
13. V. 1812 verzögerte ſich. Wie oben!) ausgeführt, 
war unter dem Druck der Zeitnöte die bäuerliche Be⸗ 
völkerung nicht imſtande, irgendwelche Entſchädigungs⸗ 
ſummen aufzubringen. Der Wert der Leibeigenſchafts⸗ 
fronden ſollte zwar feſtgeſetzt werden, die vorläufige 
Weiterleiſtung war den Pflichtigen jedoch anheimgeſtellt. 
An die bloß fakultativ ermöglichte Ablöſung der ſonſtigen 
Privatfronden war vorläufig überhaupt noch nicht zu 
denken. 

Einen weſentlichen Fortſchritt brachte die un⸗ 
entgeltliche Aufhebung der ſog. Staals; 
fronden vom 1. I. 1817 an.“ Schon laing gen 
man dieſe als eine Art Steuer auf das ganze Land 
gelegten Laſten als unbequem, drückend und ungerecht 
erkannt, da eine billige Verteilung auf die Pflichtigen 
unmöglich war. „Die Staatsfronden ſtehen im Wider⸗ 
ſpruch mit dem Recht und der Nationalökonomie.“ ***) 
Nachdem man den Grundſatz der allgemeinen und 
gleichen Beſteuerung feierlich proklamiert hatte, konnte 
man an den Landesfronden, die die bäuerliche Bevölke⸗ 


*) S. 20 ff. | 

**) Durch Verordnung v. 6. XI. 1816, abgedruckt bei Eigen⸗ 
brodt, Handb. II, S. 200. | 

k) Eigenbrodt a. a. O. II, S. 193. 
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rung noch beſonders vorbelaſteten, nicht mehr feſthalten. 
Die bisher für die Zwecke des Staates von den Unter— 
tanen geleiſteten Dienſte ſollten nunmehr um Lohn 
verrichtet werden. 

Die erſten Erfolge erreichte man in den Domanial— 
landen. Für die Provinz Starkenburg erſchienen am 
ee umo 28. IV. 1817*%) zwei genaue In⸗ 
ſtruktionen der Hofkammer zu Darmſtadt darüber, was 
als „Staatsfronden“ zu gelten habe. Dieſe und etwa 
dafür zu entrichtende Dienſtgelder ſollten wegfallen. Die 
Leibeigenſchaftsfronden waren nach den geſetzlichen Be— 
ſtimmungen abzulöſen. Statt deſſen konnten die Pflich— 
tigen jedoch auch einen Grundzins im Wert der jähr— 
lichen Naturalleiſtung zahlen. Die ungemeſſenen Doma— 
nialfronden wurden in gemeſſene umgewandelt und deren 
Ablöſung gefördert. | 

Um die Beſeitigung der Dienſte nun auch im übrigen 
Staatsgebiet in Gang zu ſetzen, erging die Verordnung 
vom 8. IV. 1819 *), die die für die Domanialämter von 
Starkenburg geltenden Grundſätze auf das ganze Land 
ausdehnte, namentlich den Begriff der Staatsfronden 
ſcharf abgrenzte. Alle noch beſtehenden, ungemeſſenen 
Fronden ſollten in gemeſſene reduziert werden, und alle 
Dienſte ablösbar ſein, ein Grundſatz, der auch im Art. 26 
der heſſiſchen Verfaſſungsurkunde ſeinen Ausdruck fand. 


) Arch. II, S. 376 ff. 

) Abgedruckt bei Eigenbrodt, Handb. IV, S. 53 ff. 

k), „Die Regulierung des Staatsfrohndweſens betr.“, Arch. II, 
S. 775 ff. | 3˙ 
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Im oberheſſiſchen Domanialgebiet ſchritt die 
Ablöſung der Fronden viel langſamer vorwärts wie in 
Starkenburg. Ebenſo wie bei Aufhebung der Leibeigen⸗ 
ſchaft war Oberheſſen zunächſt ſchlechter geſtellt. Denn in 
Starkenburg fiel naturgemäß wegen der Nähe des Hofs, 
der weit größeren Zahl der Behörden und des Militärs ein 
viel bedeutenderer Teil der Dienſte als Staatsfronden 
unentgeltlich weg.“) Daher bat der Landtag 1820/21 **) 
um Gleichſtellung beider Provinzen. Die Regierung 
ſetzte im Jahr 1822 eine Kommiſſion ***) zur Regulierung 
des Frondweſens in den oberheſſiſchen Domänenämtern 
ein. Die Ausſcheidung der Staatsfronden war bis zum 
Jahr 18247) bewirkt. Für die Ablöſung der Domanial⸗ 
fronden wurden für beide Provinzen gleiche Normen 
aufgeſtellt und ſämtliche Dienſte in Geld abgeſchätzt. 
Den Pflichtigen war freigeſtellt, ob ſie dieſe Summe als 
Rente entrichten, ob ſie ſie ſofort mit dem 18fachen oder 
in 5 Jahreszielen mit dem 20fachen Betrag ablöſen oder 
ihre Naturalfronden weiterleiſten wollten. Die Arbeiten 
der Kommiſſion ſtießen zwar auf mannigfache Hinder⸗ 
niſſe. Es wird über Unverſtand und unvernünftige 
Forderungen der Frondpflichtigen geklagt, aber auch über 


*) Goldmann a. a. O. I, S. 117. 
) Goldmann ebenda. 
) Den Vorſitz führte Eigenbrodt, Mitglieder waren Schleier⸗ 
macher, Schenck und Goldmann. A. Staatsarch. XIII, 99. 
+ A. Staatsarch. a. a. O. 


die Gleichgültigkeit der Organe der allgemeinen Landes— 
verwaltung.*) Trotzdem kam die Frondablöſung jetzt 
raſch in Fluß. Nach einer Miniſterialbekanntmachung 
vom 19. VI. 1828 hatten in Oberheſſen von den 289 
zu regulierenden Gemeinden 133 ihre Domanialfronden 
mit dem 18fachen Betrag ſofort, 91 mit dem 20fachen 
in 5 Jahreszielen abgelöſt, 61 entrichteten ablösbare 
Renten und nur 4˙ ) entſchieden ſich für Fortleiſtung 
der Fronden. Von dieſen hatten 3 nur ganz geringe 
Dienſte zu leiſten, bei der letzten Gemeinde war die 
Dienſtpflicht überhaupt zweifelhaft. f) 

Ebenſo zählten die Rentämter von Gtarfen- 
burg Mitte der dreißiger Jahre des vorigen Jahr— 
hunderts nur ganz wenige Gemeinden, die noch Dienſte 
leiſteten. ff) Auch ſie verſchwanden bald. 


§ 6. Die Befeitigung der Fronden in den Souveränitätslanden. 


Viel ſchwieriger geſtaltete ſich das Ablöſungswerk in 
den Souveränitätslanden. Hier bildeten die Frondbe— 
rechtigungen, ſoweit in Dienſtgeld umgewandelt, eine 
wichtige Einnahmequelle, ſoweit Naturaldienſte beſtanden, 
erſchienen ſie für die herrſchaftlichen Wirtſchaften ganz 


) A. Staatsarch. XIII, 99. 

eee e e 

e Schwarz, Dernbach, Burggräfenrode, Vilbel. 
+, A. Staatsarch. XIII, 99. 8 

+ Goldmann a a. O. II, S. 74. 
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unentbehrlich. Die Geſetzgebung des Staates rüttelte 

alſo an der ökonomiſchen Exiſtenz der Berechtigten. Daß 
hier das private Intereſſe ſich dem öffentlichen nicht ſo 
leicht unterordnete, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Am ſchwierigſten geſtaltete ſich die Scheidung der 
Staatsfronden von den privaten. Von einer ſcharfen 
Trennung dem Urſprung nach konnte natürlich in dieſen 
kleinen Herrſchaftsbezirken noch viel weniger die Rede ſein, 
wie in den Domaniallanden, wo Eigenbrodt*) unter 
den Quellen, aus welchen im Jahr 1803 die Staats⸗ 
laſten in den altheſſiſchen Landen beſtritten wurden, die 
Fronden aufführt, und ſie als „ein Gemiſche aus Staats⸗ 
fronden und anderen Fronden“ bezeichnet. Eine ſcharfe 
Scheidung zwiſchen Staats- und Privatwirtſchaft wider⸗ 
ſprach durchaus der mittelalterlichen Überlieferung. | 

Dazu kam der extenſive Begriff der „Staats- 
frond“ in der heſſiſchen Geſetzgebung. Sollten doch hier⸗ 
nach alle Dienſte, die zur Erbauung und Unterhaltung der 
Schlöſſer, Amtsgebäude und Beamtenwohnungen dienten 
und für die ſonſtigen Bedürfniſſe der Hofhaltung be— 
ſtimmt waren, unentgeltlich wegfallen, wie wenn das 
Geſetz von 1819 „ſchon vor dem Jahr 1806 in jenen 
Bezirken geſetzliche Kraft gehabt hätte und demſelben 
damals hinſichtlich der den Standes- und Gerichtsherrn 
geleiſtet werdenden Fronden dieſelbe Anwendung gegeben 
worden wäre, welche ihm dermalen gegeben wird“ *), 


*) Handb. II, 57. 
z) § 3 des Geſetzes vom 8. IV. 1819. 
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d. h. alſo unentgeltliche Aufhebung aller Fronden, Die 
vor 1806 einen, den beſtehenden Staatsfronden analogen 
Zweck hatten. 

Zweifellos enthielt dieſe Beſtimmung für die Be— 
rechtigten ſchwere Härten. Mannigfache Beſchwerden 
liefen daher aus beiden Provinzen bei der Staatsregierung 
ein.“) Man wies auf die in der Rheinbundsakte den 
Standesherrn gewährleiſteten Rechte hin, unter denen 
zweifellos der Genuß der hergebrachten Fronden und 
Dienſtgelder enthalten war. Auf dem gleichen Stand— 
punkt ſtand die Deklaration vom 1. VIII. 1807 **), die das 
ſtaatsrechtliche Verhältnis der Standesherrn des Groß— 
herzogtums regelte. 

Die Berechtigten verteidigten insbeſondere ihre Bau— 
fronden, die nicht im ehemaligen Untertanenverhältnis 
begründet, ſondern auf den einzelnen Hubengütern nach 
individuellen Beſtimmungen repartiert und gutsherrliche 
Rechte ſeien, Verbindlichkeiten der mit Zins- und Dienſt⸗ 
pflicht belaſteten Bauerngüter. Die aus dem Grund⸗ 
eigentum herrührenden Rechte der Standesherrn waren 
aber durch die Wiener Kongreßakte unter den Schutz des 
deutſchen Bundes geſtellt. 

Auch war es widerſinnig, die Untertanen der Sou— 
veränitätslande unentgeltlich von den eignen Polizei- und 
Gerichtsdienſten zu befreien, ſie aber zu den gleichen 
Laſten in den Domaniallanden mittels Steuern heran— 


) A. M. d. J. betr: „Die Ausſcheidung der Staatsfronden in 
den ſtandes⸗ und gerichtsherrlichen Bezirken“, 1819— 1824. 
ak. J, S. 95 ff. 
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zuziehen, wo ſie doch an Gericht und Polizei im eignen 
Gebiet ein viel bedeutenderes Intereſſe hatten. Auf der 
anderen Seite verblieb den Standesherrn ihre Gerichts⸗ 
und Polizeigewalt; die Koſten ſollten ſie jedoch aus 
eigenen Mitteln, wie es in den Verhandlungen heißt, als 
onera iurisdictionis beſtreiten. Auch dies führte zu 
zahlreichen Beſchwerden. 

Ein weiterer Mangel des Geſetzes lag in der ſehr äußer⸗ 
lichen Scheidung der Fronden nach dem Zweck. 
Denn der Frondherr verwandte ja die ihm aus den 
verſchiedenen Titeln gebührenden Dienſte zu den mannig⸗ 
fachſten Zwecken. Um den Grund der Dienſtpflicht 
kümmerte man ſich, wie oben ausgeführt, nicht. Wer 
nun die im Geſetz als Staatsfronden bezeichneten Dienſte 
leiſtete, wurde unentgeltlich frei, wer dies nicht tat, 
mußte weiter leiſten, obwohl doch der Grund der Frond— 
pflicht meiſt derſelbe war. Die Unbilligkeit für die 
Pflichtigen war um ſo größer, als die beſtehenbleiben⸗ 
den „gutsherrlichen“ Landwirtſchaftsfronden viel drückender 
waren als die aufgehobenen. Die Bauern ſuchten daher 
auch möglichſt viele Dienſte als Staatsfronden hinzu⸗ 
ſtellen, während die Berechtigten ihren Beſitzſtand hart⸗ 
näckig verteidigten. Es kam zu zahlloſen Streitigkeiten. 
Die Erbitterung wuchs derart, daß die Pflichtigen in 
manchen Gegenden mehrere Jahre lang die Leiſtung 
jeglicher Fronden und Reluitionsgelder, ja die Steuer⸗ 
zahlung verweigerten. *) 


) Goldmann a. a. O. I., S. 120. 


Alles drängte zu einem Ausgleich. Auf der einen 
Seite verdienten wohlerworbene Rechte Berückſichtigung, 
auf der anderen Seite war die Aufhebung der alten, 
unfreien Arbeitsverfaſſung auch in den Souveränitäts— 
landen ein Gebot der Gerechtigkeit. Daher verhieß das 
Edikt vom 27. III. 18205), das die ſtandesherrlichen 
Rechtsverhältniſſe neu regelte, Entſchädigung der Be— 
rechtigten aus der Staatskaſſe für die Aufhebung ſolcher 
im Geſetz von 1819 als „Staatsfronden“ bezeichneter 
Dienſte, die ihren Urſprung nicht im ehemaligen Unter⸗ 
tanenverhältnis hätten, ſondern den Berechtigten als 
Gutsherrn zuſtänden. Dieſer Urſprung ſollte nach der 
Ausſcheidung durch gemiſchte, aus ſtaatlichen und ſtandes— 
herrlichen Beamten zuſammengeſetzte Kommiſſionen feſt— 
geſtellt werden. Den gutsherrlichen Charakter ſah man 
darin, daß die Dienſte entweder als Reallaſten auf den 
einzelnen bäuerlichen Grundſtücken lagen oder eine Gegen- 
leiſtung für gewiſſe Berechtigungen (3. B. Holzungsrechte) 
am herrſchaftlichen Beſitz Ddarftellten. **) 

Erſt jetzt war die Ausſcheidung der Staatsfronden 
möglich. Sie war im Jahre 1823 vollendet. ***) 

Einen weiteren Fortſchritt brachte die Umwandlung der 
ungemeſſenen Dienſte in gemeſſene, ſog. „Vermeſſung“ 


) „Die ſtandesherrlichen Rechtsverhältniſſe im Großherzogtum 
Heſſen“ betr., Arch. III, S. 95 ff. 

i) A. M. d. J. betr. „Die Ausmittelung der den Standes- und 
adeligen Gerichtsherrn für aufgehobene Staatsfronden zugeſicherten 
Entſchädigung“, 1821— 1823. 

e e ee e aD. 
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der Fronden, wie fie das Geſetz vom 8. IV. 1819 ver⸗ 
langte. Die Dienſtleiſtungen mußten hiernach ſoweit 
reduziert werden, daß die Verpflichteten daneben noch 
imſtande waren, ſich und ihre Familien zu ernähren. Faſt 
im ganzen Souveränitätsgebiet beſtand ungemeſſene 
Frondpflicht.“) Auch hier wurde die Ausführung des 
Geſetzes durch lokale Widerſtände verzögert. Zuerſt ſollte 
ein gütlicher Ausgleich zwiſchen den Parteien auf privatem 
Weg verſucht werden. Wo ſolcher nicht zuſtande kam — 
dies war überwiegend der Fall — lag die Entſcheidung 
in der Hand unparteiiſcher Sachverſtändiger. Die Ver⸗ 
meſſung ſchritt recht langſam vorwärts. Die Bauern 
weigerten ſich das anzugeben, was ſie an Dienſten ſchuldig 
waren. Da ihnen natürlich die juriſtiſche Natur der 
Fronden unklar war, meinten ſie, da ein Teil der 
Dienſte unentgeltlich weggefallen ſei, müßte dies auch 
mit dem Reſt der Fall ſein. Sie wollten überhaupt 
keinerlei Dienſtpflicht ausdrücklich anerkennen, in der 
Meinung, damit ein Präjudiz zu Schaffen. **) Aber auch die 
Berechtigten unterſtützten die Maßnahmen der Regierung 
nicht und legten gegen deren Entſcheidungen zahlreiche 
Rekurſe ein. Endlich ließen es auch die mit der Ver⸗ 
meſſung betrauten Kommiſſare am nötigen Eifer fehlen.“) 
So kam man erſt im Jahr 1826 zum Abſchluß. 


*) A. M. d. J. betr. „Die Verwandlung der ungemeſſenen Fronden 
in den ſtandes⸗ und gerichtsherrlichen Bezirken in gemeſſene“, 
1822 — 1828. 

, A. M. d. J. a. a. O. 
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Inzwiſchen waren die Domanialuntertanen überall 
erleichtert und gegenüber den ſtandes- und gerichts— 
herrlichen Bauern ganz bedeutend im Vorteil. Schon 
an ſich beſtanden hier wegen der zahlreicheren Herrſchafts— 
betriebe viel mehr Fronden, und die Bevölkerung mußte 
obendrein zu dem durch die Entlaſtung der Domanial— 
bauern verurſachten Ausfall in den Staatseinkünften 
ſteuerlich herangezogen werden. Die „Prägravation“ 
der Souveränitätslande war im Landtag ſchon wieder— 
holt zur Sprache gekommen. Im Jahre 1826 erſchien 
in der zweiten Kammer ein Antrag Goldmann), der 
die Staatsregierung um geeignete Vorſchläge zur „Gleich- 
ſtellung der ſtandes- und gerichts herrlichen Frondpflichtigen 
mit den Untertanen der Domaniallande“ erſuchte. Die 
über dieſen Antrag gepflogenen Verhandlungen legten die 
ganzen Mißſtände offen. Die Regierung bat für die 
Jahre 1828 und 1829 um Bewilligung eines Kredits 
von je 30000 fl. zum Ankauf der gutsherrlichen Fronden 
in den Souveränitätslanden. Die Berechtigten ſollen mit 
einer Rente abgefunden werden. 

So geſchah es denn auch. Die Dienſte wurden in 
Geld abgeſchätzt und die darauf laſtenden Steuern ab- 
gezogen. Für die großen Vorteile einer Staatsrente 
bewilligten die Berechtigten beträchtliche Nachläſſe.““) 
Nachdem im Jahre 1830 noch weitere Mittel zur Ver— 


) L. V. 1826/27, II. K., 1. Bd., Beil. Nr. 89, 90. 
*) Goldmann a. a. O. I, S. 122. 


fügung geſtellt worden waren, wurden in der Zeit von 
18281831 faſt ſämtliche Dienſte im Weg freier Über⸗ 
einkunft vom Staat erworben. Nach einer Miniſterial⸗ 
bekanntmachung vom 23. III. 18315 war nur mit ganz 
wenigen Frondherrn noch keine Vereinbarung erzielt. 

Die Pflichtigen zahlten für die ihnen gewordene Gr- 
leichterung ſog. „Fronderſatzrenten“ an die Staatskaſſe. 
Für die Aufbringung hafteten die Gemeinden. Dieſe 
Renten waren ſehr niedrig. Nach der erwähnten Be- 
kanntmachung zahlten 264 Gemeinden, die ihre Fronden 
abgelöſt hatten, nur 5585 fl., während der Jahreswert 
der Naturaldienſte auf 61815 fl. angeſchlagen war; die 
Entlaſtung betrug alſo volle 56230 fl. Auch mit den 
wenigen Frondherrn, die damals noch Dienſte bezogen, 
wurden im Laufe des folgenden Dezenniums Verein⸗ 
barungen erzielt. 

Durch beſonderes Geſetz *“) waren ſeit dem 1. I. 1825 
die Jagdfronden, beſtehend in Treiberdienſten und in 
der Einbringung der Jagdbeute auf den herrſchaftlichen 
Hof, unentgeltlich aufgehoben worden. Die Privatbe— 
rechtigten erhielten eine Entſchädigung aus der Staatskaſſe. 

Auch die in einigen Gegenden zugunſten von Pfar⸗ 
reien und Pfarrſtellen noch beſtehenden Frondverpflich⸗ 


*) Rg. Bl. S. 163. 
**) Vom 6. III. 1824, „Die Aufhebung der Jagdfronden betr.“, 
Arch. IV, ©. 219 f. 
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tungen konnten nach einem Geſetz vom 29. I. 1836 *) 
bejeitigt werden, indem die Beſitzer der belaſteten Grund— 
ſtücke Verwandlung in Grundrenten verlangten. 

Unter die zur Abſchaffung des Frondweſens erlaſſenen 
Geſetze fielen dagegen nicht die Dienſte, die zur Ein— 
bringung der Zehnten in die dazu beſtimmten Scheuern 
und zur Überbringung ſonſtiger herrſchaftlicher Gefälle an 
den Berechtigten erforderlich waren. Sie verſchwanden 
erſt mit Beſeitigung jener Verpflichtungen ſelbſt. 


) „Die in den Provinzen Starkenburg und Oberheſſen zum Vorteil 
einzelner geiſtlicher Stellen oder Schulſtellen zu leiſtenden Fronden“ 
betr., Arch. VII, S. 308 ff. 


4. Kapitel. 


Die Aufhebung und Verwandlung qutskierrlidier 
Beredifigungen in Grundrenten. 


§ 7. Die Verwandlung der Fiskalzehnten. 


Auf den Bauerngütern, mochten fie nun zu Eigentum 
oder zu abgeleitetem Recht beſeſſen werden, lag regel- 
mäßig der Zehnte.) Er war eine Laſt, *) wonach ein 
beſtimmter Teil von den Geſamterzeugniſſen des Feldes, 
in der Regel ein Zehntel, oft aber auch ein anderer Bruch⸗ 
teil (½0, 1/30) an einen Bezugsberechtigten abgegeben 
werden mußte. Zehntpflicht beſtand bei den verſchiedenſten 
landwirtſchaftlichen Produkten; am wichtigſten waren die 
Fruchtzehnten. | 

Die erſte Möglichkeit zur Beſeitigung dieſer Abgabe 
brachte die Verordnung vom 15. VIII. 1816, *) „die 
Verwandlung der fiskaliſchen Zehnten in eine ſtän⸗ 


) In der Provinz Starkenburg z. B. waren ¼ aller Grund⸗ 
ſtücke zehntpflichtig, vergl. Kröncke, Über die Nachteile des Zehnten, 
Darmſtadt 1819, S. 92. 

*) Vergl. Fuchs, Wörterbuch der Volkswirtſchaft, Bd. II, 924 f. 
Art. Zehnt und die dort angeführte Literatur. 

el) Arch. II, S. 253 ff. 
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dige jährliche Grundrente betr.“. Das Geſetz beſchränkt ſich 
alſo zunächſt auf die Verwandlung der fiskaliſchen Zehnten, 
kündigt jedoch in ſeiner Einleitung „eine demnächſtige 
allgemeine Geſetzgebung über dieſen Gegenſtand“ an. 

Die Geſichtspunkte, von denen dieſe Geſetzgebung aus— 
ging, waren ganz neu. Eigenbrodt) ſchreibt darüber: 
„Merkwürdig, einzig in der Geſchichte des deutſchen 
Domänenweſens iſt die Verordnung vom 15. VIII. 1816, 
wodurch, „„um die großen und mannigfachen Hinderniſſe, 
die dem Flor der Landwirtſchaft durch die Naturalbe— 
zehndung entgegenſtehen, zu beſeitigen““, den Untertanen 
die Befugnis erteilt wird, die Verwandlung der dem 
Großherzog eigentümlich zuſtehenden Zehnden in jähr— 
liche, ſtändige Grundrenten zu verlangen; nach Normen, 
welche, ausgehend von der Überzeugung, daß, was den 
Ackerbau blühender macht, das Wohl des Staates wahr— 
haft dauernd begründe, und von dem ſchönen Grund— 
ſatz, daß da, wo es auf Beförderung des Flors der 
Landwirtſchaft ankommt, jedes Intereſſe der Domänen⸗ 
verwaltung unbedingt zurückſtehen müſſe, — ſo liberal 
berechnet ſind, daß das wohlthätige Geſetz gewiß in Kurzem 
zur Anwendung kommt“. 

Die den Domanialbauern geſchaffene Erleichterung war 
eine ungemein große. Der Naturalzehnt laſtete wie ein 
Alb auf dem Landbau, da er vom Rauh⸗, nicht vom Rein⸗ 


) Handbuch II, S. 312. 
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ertrag“) der Felder geleiſtet werden mußte. Bei intenfiverer 
Bewirtſchaftung ſtieg alſo nicht nur die Zehntabgabe, 
ſondern machte eine beſſere Bewirtſchaftung des Bodens 
in allen den Fällen unrentabel, wo höherer Ertrag mit 
höheren Produktionskoſten verbunden war, was doch die 
Regel iſt. So war jeder Anreiz zu beſſerer Landes⸗ 
kultur unterbunden. 

Aber auch der Zehntbezug ſelbſt war mit großen 
Nachteilen verknüpft.“ “) Den Berechtigten trafen Verluſte 
durch Unterſchleife und beim Einſammeln der meiſt weit 
auseinanderliegenden Zehntgarben. Er hatte unverhält⸗ 
nismäßig hohe Bezugskoſten. Das Einfahren und Dreſchen 
lag zwar dem Zehntpflichtigen ob; der Zehntherr hatte 
jedoch für die Unterhaltung der Zehntſcheuern und Be⸗ 
ſoldung der Zehntverwalter und Zehntträger zu ſorgen. 
Die Pflichtigen klagten vielfach über ſchuldhafte Ver⸗ 
zögerung beim Ausziehen des Zehnten durch das Zehnt⸗ 
perſonal, wodurch die Erntearbeiten verzögert wurden 
und bei eintretendem Unwetter Schaden entſtand. “ ) Nach 
der moraliſchen Seite hin war auch die Abhängigkeit 
der Bauern von den mit dem Zehntbezug betrauten, 


*) Über den Erhebungsmodus vergl. die heſſen⸗darmſtädtiſche 
Verordnung vom 31. V. 1695, abgedruckt im Anhang III, S. 119 ff. 

>, Keonckhe de g , or 

e), A. M. d. J. betr. „Die nachteiligen Folgen des verſpäteten 
Ausziehens der Fruchtzehnten“, 1821, 1822. 
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meiſt untergeordneten Organen des Berechtigten“) und 
die dabei vorkommenden, zahlreichen Plackereien und Un- 
redlichkeiten bedenklich. 

All das jollte nun für die Fiskalzehntpflichtigen weg— 
fallen, dazu kam der große materielle Vorteil der Zehnt— 
verwandlung. Letzteren ſchätzt Hofkammerrat Kröncke ““) 
unter Zugrundelegung genauer Berechnungen auf 55, d. h. 
wenn die Zehntlaſt ehedem 100 betrug, war nach der 
Verwandlung nur eine Rente von 45 zu entrichten, ohne 
daß der Berechtigte einen Vermögensſchaden dabei hatte. 

Die Grundſätze, wonach ſich die Umwandlung in 
Grundrenten vollziehen ſollte, waren nach dem Geſetz 
vom 15. VIII. 1816 und zwei weiteren Verordnungen 
vom 5. IX. 1817 * und vom 24. I. 18187), die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen gebracht und die Verwandlung 
auf die Stiftungs- und Pfarreizehnten ausgedehnt 
hatten, die folgenden: 

Die Zehntverwandlung ſollte von den dem Fiskus 
zehntpflichtigen Grundeigentümern einer Gemarkung be— 
ſchloſſen werden. Wenn die Hälfte oder mehr dafür 
waren, mußten ſich die übrigen fügen. Mit der Aus⸗ 
mittelung der Zehntrenten war eine Kommiſſion von 3 


*) Über das beim Zehntbezug notwendige Überwachungsſyſtem 
vergl. die S. 48 erwähnte, im Anhang III, S. 119 ff. abgedruckte 
Verordnung von 1695. 

ae 92. 

) Arch. II, S. 420 f. 

+) Arch. II, S. 475 f. 
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unparteiiſchen Sachverſtändigen betraut, von denen einer 
von der Gemeinde, einer von der Hofkammer und der 
dritte von der Regierung ernannt wurde. Die Rente 
beſtimmte ſich nach dem reinen Durchſchnittswert des 
Zehnten in den letzten 18 Jahren, alſo abzüglich der 
ganzen beträchtlichen Bezugs- und Verwaltungskoſten. 
Hierin lag die größte Erleichterung. Die von dem einzelnen 
zu zahlende Rente ſollte als Reallaſt auf ſeine Grund⸗ 
ſtücke im Verhältnis ihres Bruttoertrags repartiert werden. 
Bei Ackern, Wieſen und Gärten beſtand ſie in Getreide, 
bei Weinbergen in Geld. Zu der erſten Maßregel griff 
man, weil man bei dem ſchwankenden Getreidepreis die 
Rente nicht auf ewig in Geld feſtlegen wollte. Für die 
Ablieferung der Grundrenten hafteten die Gemeinden, 
die ihrerſeits die Abgaben bei den einzelnen Pflichtigen 
erhoben, als Selbſtſchuldner. 

Trotz der unverkennbaren, großen Vorzüge dieſes Ge⸗ 
ſetzes kam es nur allmählich zur Durchführung. Bis 
zum 1. I. 1831 hatten von den 604 Gemarkungen, in 
denen der Fiskus zehntberechtigt war, 320 vollſtändig 
umgewandelt, in andern waren die entſcheidenden Schritte 
getan. Daß nach 15 Jahren immer noch etwa die Hälfte 
der Gemeinden im Rückſtand war, erklärt man“) aus 
mangelnder Belehrung der Pflichtigen über die Tendenz 
des Geſetzes und aus dem Mißtrauen der Bauern, die 
glaubten, fiskaliſche Intereſſen ſtänden im Vordergrund, 


*) Kröncke a. a. O. S. 114 ff., Goldmann a. a. O. I, S. 66. 
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ferner aus der Indolenz vieler Ortsvorſteher, die ſich nicht 
mit Beitreibung der Zehntrenten befaſſen wollten, und 
aus dem Widerſtand ſolcher Perſonen, die an der Aufrecht— 
erhaltung der alten Verhältniſſe intereſſiert waren (3. B. 
Zehntbeamte). Trotz alledem brach ſich die Erkenntnis 
des großen Vorteils der Zehntverwandlung allmählich 
Bahn. Nachdem man den Gemeinden noch einige kleinere 
Erleichterungen!) bei der Umwandlung gewährt hatte, 
waren bis Mitte der 40er Jahre des vorigen Jahr— 
hunderts ſämtliche Fiskalzehnten in Grundrenten ver— 
wandelt.“) 

In den Gemeinden, in denen die Zehnten umgewandelt 
waren, hatte das Geſetz von 1816 auch den Novalzehnt, 
den der Landesherr von neuen Anrodungen bezog, 
unentgeltlich bejeitigt. Daß dieſe Abgabe der Ausbreitung 
intenſiverer Bodenkultur überaus hinderlich war, iſt 
ſelbſtverſtändlich. 


§ 8. Die Verwandlung der Privatzehnten. 


Die in der Verordnung vom 15. VIII. 1816 an- 
gekündigte „allgemeine Geſetzgebung“ erfolgte nicht ſofort. 
Man begnügte ſich zunächſt damit, die Möglichkeit der 
Zehntverwandlung in ſolchen Gemeinden zu ſchaffen, in 
denen neben Privaten auch der Fiskus zehntberechtigt 
war. Durch freie Vereinbarung konnten ſelbſtverſtändlich 


) Vergl. Goldmann a. a. O., I. S. 67 ff., II. S. 41 f. 
9) A. Staatsarch. XIII, S. 518. 
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auch nichtfiskaliſche Zehnten umgewandelt und aufgehoben 
werden. Die erſte Zwangsmaßregel für den Privat- 
berechtigten brachte jedoch bereits das Geſetz von 1816, 
indem es beſtimmte, daß da, wo der Zehnte zwiſchen 
Fiskus und Privaten geteilt war und der Anteil des 
erſteren über die Hälfte betrug, die ſtaatliche Einwilligung 
in die von den Pflichtigen verlangte Verwandlung auch 
für die übrigen Mitberechtigten verbindlich ſein ſollte. 
Dieſen Grundſatz erweiterte eine Verordnung vom 3. 
VII. 1818*) dahin, daß die Zuſtimmung des Fiskus auch 
dann genügend ſei, wenn der fiskaliſche Zehntanteil ge⸗ 
rade ſoviel oder mehr als der eines jeden andern Mit⸗ 
berechtigten betrug. Schon vorher war, wie oben erwähnt, 
die Verordnung von 1816 auf die bedeutenden Pfarrei- 
und Stiftungszehnten ausgedehnt worden. | 

Trotz all’ dieſer Modifikationen und Erweiterungen war 
die Zehntverwandlung noch überall da unmöglich, wo der 
Fiskus nicht oder nicht genügend berechtigt war. Dieſen 
Mangel behob erſt, nach wiederholten Anträgen in der 
zweiten Kammer, das Geſetz vom 13. III. 1824**), das im 
weſentlichen den Grundſätzen der Verordnung von 1816 
folgt. Es enthält jedoch zwei beträchliche Mängel. Bei Be⸗ 
ſtimmung der Grundrente ſollte nämlich nur die Hälfte der 


*) „Die authentiſche Interpretation des 8 19 der V. vom 
15. VIII. 1816, wegen Verwandlung der fiskal. Zehnten in ſtändige 
Grundrenten betr.“ Arch. II, S. 620. 

* „Geſetz wegen Ablöſung der Privatzehnten“ Arch. I/, S. 231 f. 
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bedeutenden Bezugs- und Verwaltungskoſten des Natural⸗ 
zehnts in Abzug kommen. In den Geſetzesmotiven“) 
und im Ausſchußbericht“) heißt es, der Wegfall dieſer 
Koſten ſei ein Vorteil, der zwei Privatperſonen aus der 
Veränderung ihres gegenſeitigen Verhältniſſes erwachſe; 
der Gewinn müſſe billigerweiſe beiden Parteien zugute 
kommen. Auch ſei der Berechtigte inſofern im Nachteil, 
als die fixe Rente im Gegenſatz zum früheren Zuſtand 
bei höheren Erträgen der Felder nicht ſteige. Mit Recht 
führt Goldmann“) gegen den erſten Grund an, auf 
Seiten des Pflichtigen könne von einem „Gewinn“ des— 
halb keine Rede ſein, weil die Koſten der Zehntver— 
waltung nunmehr auf ihn übergingen; dagegen beziehe 
der Berechtigte in Zukunft einen höheren Reinertrag, er 
erhalte ſein altes Nettoeinkommen aus dem Zehnten und 
die Hälfte der Verwaltungkoſten. Ebenſo unhaltbar iſt 
die Behauptung, der Zehntherr ſei bei der Verwandlung 
im Gegenſatz zu früher im Nachteil, ſobald eine beſſere 
Bewirtſchaftung höhere Erträge liefere. Intenſivere Acker— 
kultur wurde ja, wie bemerkt, meiſt erſt durch die Zehnt⸗ 
verwandlung ermöglicht. Ohne ſie wäre ſie nicht ein— 
getreten; folglich iſt es unlogiſch, von einer Benach— 
teiligung zu ſprechen. 

Der zweite Fehler war, daß das Geſetz von 1824 
die Beſtimmungen der Verordnung von 1816 inſoweit 


) L. V. 1823/24, II. K., Beil., 2. Bd. Nr. 155, 156. 
*) A. a. O., I, S. 73. 
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aufhob, als ſie ſich auf Zehnten in Gemeinden beziehen, 
in denen der Fiskus mitberechtigt war. Durch die un⸗ 
bedingte Ausdehnung auf alle nichtfiskaliſchen Zehnten 
wurden dieſe Zehntpflichtigen nachträglich ungünſtiger 
geſtellt, nach Goldmann) eine große Anzahl. 

Da das neue Geſetz dem verpflichteten Teil viel 
weniger günſtig war wie die Verordnung von 1816, 
nahm die Verwandlung der Privatzehnten einen recht 
langſamen Verlauf. Sie gelang vielfach erſt bei der 
allgemeinen Ablöſung der Grundrenten. Die weit mildere 
Behandlung der Fiskalzehntpflichtigen führte zwar zu 
mehreren Abänderungsanträgen zum Geſetz von 1824. 
Sie ſcheiterten jedoch ſämtlich. 

Dagegen wurde die unentgeltliche Aufhebung des 
Novalzehnts für die Standesherrſchaften durch das 
Großherzogliche Edikt vom 27. März 1820) verfügt. 
Die unbedingte Beſeitigung für das ganze Land brachte 
das Geſetz vom 7. Februar 1821. **) 


$ 9. Die Verwandlung der Weidegereditigkeiten und des 
Herrenweinkauis. 


1. Weitgehende Beſchränkungen des bäuerlichen Eigen⸗ 
tums beſtanden durch Weidegerechtigkeiten. Die 
Möglichkeit zur Verwandlung der fiskaliſchen Schafweide⸗ 


) A. a. O. I, S. 75. 

**) Arch. III, S. 128. 

r), „Den Novalzehnt von neuen Anrodungen betr.“, Arch. 1 Il, 
S. 245. 
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berechtigungen in Grundrenten ſchuf die Verordnung vom 
21. Mai 1817.) Analog dem Geſetz vom 15. Auguſt 1816 
über die Verwandlung der fiskaliſchen Zehnten konnte 
die Umwandlung der ſtaatlichen Weideſervituten von 
der Mehrzahl der Beſitzer der weidepflichtigen Grundſtücke 
einer Gemarkung verlangt werden. Auch die Feſtſtellung 
der Rente geſchah entſprechend dem Geſetz von 1816 durch 
drei unparteiiſche Sachverſtändige. Für die Aufbringung 
hafteten die Gemeinden. Von dieſem Geſetz wurde nicht 
ſehr viel Gebrauch gemacht.““ 

Die Verwandlung und Ablöſung der übrigen fis— 
kaliſchen und nichtfiskaliſchen Weideberechtigungen brachte 
erſt das Geſetz vom 7. V. 1849 ***), in neuer Faſſung 
vom 30. IX. 1899 7). Hierin wurden auch die beſtehen⸗ 
den Berechtigungen auf ein mit der Bodenkultur ver- 
trägliches Maß beſchränkt, und der Begründung neuer 
Weidedienſtbarkeiten wurde ein Riegel vorgeſchoben. Die 
Aufhebung der Servituten kann von den Pflichtigen für 
die ganze Gemarkung verlangt werden, wenn die Beſitzer 
des der Fläche nach größeren Teils des belaſteten Areals 
fich dafür ausſprechen. Der Weideberechtigte wird mit 


*) „Die Verwandlung der fiskaliſchen Schafweideberechtigungen 
in ſtändige, jährliche Grundrenten betr.“ Arch. II, S. 387 ff. 

**) Goldmann a. a. O. I, S. 83. 

) Rg. Bl. S. 255 ff. 

Rg. Bl. S. 754 ff. 
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einer Grundrente entſchädigt, die nach den allgemeinen 
Beſtimmungen ) ablösbar iſt. 
| 2. Sowohl der Fiskus wie andere Berechtigte beſaßen 
im 19. Jahrhundert vereinzelt noch das Recht des „Herren— 
weinkaufs“, das im Anſpruch auf eine Quote des 
Kaufſchillings bei Veräußerung herrenweinkaufpflichtiger 
Güter beſtand.“) Dieſe Abgabe fand ſich hauptſächlich 
im Vogelsberg. Hier bezogen der Domänenfiskus bis 
zu 10% des Kaufpreiſes, die Freiherrn von Riedeſel 
ſogar bis zu 12%. Es iſt ohne weiteres erſichtlich, 
daß dies eine ganz empfindliche Belaſtung des Verkehrs 
bedeutete. Der Staat verwandelte feine Herrenweinkauf—⸗ 
berechtigungen in geringe ablösliche Grundrenten “), bei 
den nichtfiskaliſchen verfuhr man anders. Auf dem 
Landtag 1833/34 7) wurde die Regierung zum Ankauf 
des privaten Herrenweinkaufs für die Pflichtigen er⸗ 
mächtigt, die das vorgeſchoſſene Geld dann allmählich 
zurückerſtatteten. 


S 10. Die Aufhebung der Beden. 


Die Beden bildeten die Anfänge der ſpäteren Staats⸗ 
ſteuern. fr) Sie waren Vermögensleiſtungen, die die 
Landesherrn, Gerichtsherrn oder deren Beamte urſprüng⸗ 


) Siehe unten ©. 66 ff. 
) Goldmann a. a. O. I, S. 38. 
er, Goldmann ebenda. 
7) Vergl. L. V. 1833/34 II. K., Beil., Bd. I, Nr. 52, 119. 
) R. Schroeder, Lehrb. d. dtſch. Rechtsgeſchichte S. 553. 
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lich von den Untertanen ſelbſt, in ſpäterer Zeit von den 
Ständen für ſtaatliche Zwecke „erbaten“. 

In Heſſen waren die Beden im Lauf der Zeit zu 
einer feſten, un veränderlichen Bodenlaſt geworden. Man 
hielt fie deshalb lange Zeit für grund herrliche Gefälle. “) 
Nur deshalb gehört ihre Aufhebung in dieſen Zuſammen⸗ 
hang. Manche Schriftſteller leugneten zwar nicht den 
öffentlichrechtlichen Urſprung dieſer Abgabe, behaupteten 
aber, ſie hätte allmählich, im Weg der Novation zu— 
meiſt, privatrechtlichen Charakter angenommen. Eine 
weitere Meinung hielt an der öffentlichen Natur der 
Bede feſt. | 

Die Entſcheidung dieſer Streitfrage war von großer 
Wichtigkeit geworden. Denn nachdem in Heſſen der 
Grundſatz der allgemeinen, gleichmäßigen Beſteuerung 
aufgeſtellt war und das mehrerwähnte Großherzogliche 
Edikt vom 27. III. 1820 *) erklärt hatte, daß „alle Ab⸗ 
gaben, Berechtigungen und Auflagen innerhalb der 
Standesherrſchaften und Patrimonialgerichte, welche den 
rechtlichen Charakter von Steuern trügen, dem Souverän 
zugefallen ſeien, und entweder forterhoben würden oder, 
ſoweit ſie mit den allgemeinen Steuergeſetzen unver⸗ 
träglich ſeien, zur Gleichſtellung der Untertanen auf⸗ 


*) Vergl. K. Chr. Eigenbrodt, Über die Natur der Bede⸗ 
abgaben in Bezug auf die Frage, ob die Pflichtigen von dieſen 
Laſten unentgeltlich zu befreien ſind. Gießen 1826, S. 142. | 

** § 59. Vergl. a. die Edikte vom 1. VIII. 1807, § 42, Arch. I, 
S. 110 und vom 1. XII. 1807, 8 38, Arch. I, S. 173. f 
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gehoben werden ſollten“, waren je nach dem Stand— 
punkt, auf den man ſich ſtellte, die Beden als alte 
Steuern an den Staat gefallen und, da ſie neben den 
allgemeinen Staatsſteuern hätten entrichtet werden 
müſſen, unentgeltlich aufzuheben, oder ſie waren privat⸗ 
rechtliche Verpflichtungen und verblieben den Berechtigten 
auch für die Zukunft. Dasſelbe galt natürlich für die 
Domaniallande. 

Die heſſiſche Regierung nahm zu dieſer Frage zunächſt 
keine einheitliche Stellung ein.“) Sie war vielmehr der An⸗ 
ſicht, man könne nur in jedem einzelnen Fall nach be⸗ 
ſtimmten Kennzeichen feſtſtellen, ob eine ehemalige Steuer 
vorliege oder nicht. Die Beden ſeien alſo gemiſchter Natur. 

In dieſem Sinne erging unterm 15. VIII. 1812 *) 
für die Standesherrſchaften eine Verordnung, die die 
Entſcheidung von Streitigkeiten über die Rechtsnatur 
der Beden beſonderen Kommiſſionen — „Bedekommiſ— 
ſionen“ — zuwies. Dieſe ſollten den Steuercharakter 
und deshalb die unentgeltliche Aufhebung beim Vor— 
liegen beſtimmter, im Geſetz ſtatuierter Eigenſchaften 
ausſprechen; andernfalls waren die Abgaben als Grund⸗ 
renten weiter zu entrichten. Dieſe Verordnung war den 
Pflichtigen ſehr ungünſtig, da ſie ihnen den ſchwierigen 


) Eigenbrodt a. a. O. S. 142. 

, „Die Unterſuchung der in den Standesherrſchaften unter dem 
Namen Beed, Monatgeld uſw. vorkommenden Abgaben in ihrer 
Eigenſchaft als Steuern oder als Berechtigungsgegenſtände der 
Standesherrn betr.“ Arch. I, S. 774 ff. 
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Beweis für das Vorliegen jener Eigenſchaften aufbürdete. 
Die Vermutung ſprach gegen die Steuerqualität. 

Nach den gleichen Grundſätzen verfuhr man in den 
Domaniallanden. Wer den Steuercharakter der Bede 
behauptete, war beweispflichtig. 

Einen Umſchwung in dieſer Praxis brachte erſt das 
Jahr 1826. Damals erſchien die oben zitierte Schrift 
von Eigenbrodt, „Über die Natur der Bedeabgaben“, in 
der die Steuerqualität derſelben bewieſen wird. Auf 
dieſen Standpunkt ſtellte ſich nun auch die Regierung, 
indem ſie die fiskaliſchen Beden unterſuchte und nach 
und nach unentgeltlich aufhob.“) Der Einnahmeausfall 
wurde durch Steuern gedeckt. 

Auch hier waren die Souveränitätslande vorerſt 
ſchlechter geſtellt. Die Verordnung vom 15. VIII. 1812 
blieb in Kraft. Die Beden wurden alſo hier nicht nur 
meiſt weiterentrichtet, ſondern die Bewohner des Sou— 
veränitätsgebietes wurden, wie ſchon mehrfach, zur Er⸗ 
leichterung der Domaniallande noch ſteuerlich herangezogen. 
Nach mehreren vergeblichen Verſuchen wurden erſt auf 
dem Landtag 1833/34 entſcheidende Schritte zur Anderung 
dieſes Mißſtands getan. Wieder war es ein Antrag 
Goldmann“), der um geeignete Vorſchläge zur Gleich⸗ 
ſtellung der Untertanen in den ſtandes⸗ und patrimonial⸗ 
gerichtsherrlichen Bezirken mit den Domanialbauern bat. 


) Goldmann a. a. O. I, S. 58. 
**) L. V. 1833/34, II. K. 1. Bd., Beil. Nr. 24. 


Da die Bedekommiſſionen zahlreiche Bedeabgaben rechts⸗ 
kräftig für Grundrenten erklärt hatten, mußten die Be⸗ 
rechtigten entſchädigt werden. Daher ſchlug die Regierung 
vor,“) die nichtfiskaliſchen Bedeberechtigungen gegen 
Kapitalabfindung oder Bewilligung einer Staatsrente 
für den Staat zu erwerben. Die Stände bewilligten 
hierzu eine jährliche Summe von 9500 fl., den Jahres⸗ 
wert dieſer Abgabe. 

Bereits im Winter 1834 wurden die meiſten Beden 
angekauft und den Pflichtigen erlaſſen. !“) Wo ſich keine 
Vereinbarung erzielen ließ, erhielten ſie eine Unterſtützung 
in Höhe der Bedeabgaben aus der Staatskaſſe. Später hat 
das Grundrentenablöſungsgeſetz vom 27. VI. 1836 ***) die 
Möglichkeit zur zwangsweiſen Beſeitigung der Beden 
geſchaffen. Gelegentlich der allgemeinen Ablöſung der 
Grundbeſchwerden erhielten dann die Pflichtigen die 
zum Abkauf der Beden nötigen Summen vom Staat. 


*) L. V. 1834, II. K., Bd. 1, Beil. Nr. 51. 
*) Goldmann a. a. O. II, S. 40. 
za), Siehe unten S. 66 ff. 


5. Rapitel. 


Die Ablölung der Grundrenten. 


§ ı1. In den alten Provinzen. 


Schon früh trug man ſich mit dem Gedanken, die 
Möglichkeit zur Ablöſung der zahlreichen auf dem bäuer⸗ 
lichen Beſitz laſtenden Grundbeſchwerden zu ſchaffen. 
Man hatte ſie als kulturbeſchränkend und wertmindernd 
erkannt. Bereits die Verordnung vom 9. II. 18110 hatte 
die Einführung neuer und die Erhöhung alter Grund— 
zinſen ohne ausdrückliche Genehmigung der Regierung 
verboten. 

Ihrem Urſprung nach waren die Grundlaſten teils 
Zinſen, als Reallaſten auf den Boden gelegte Leiſtungs⸗ 
verpflichtungen, beſtehend in Geld, meiſt jedoch in allen 
möglichen Naturalabgaben, ““) teils in Grundrenten um⸗ 
gewandelte Fronden, Zehnten, Weideberechtigungen und 
dergleichen verwandlungsfähige Verbindlichkeiten mehr. 
Für ſie galt das Neueinführungsverbot natürlich nicht. 

Auch hier wurde mit der Ablösbarkeit der fiskaliſchen 
Grundrenten der Anfang gemacht. Bereits auf dem 


*) Arch. I, S. 601. 
*) Vergl. die im Anhang IV, 1, S. 125 f. abgedruckte Zuſammen⸗ 
ſtellung nach den Geſetzen vom 11. VII. 1821 und vom 25. I. 1881. 
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erſten Landtag legte die Regierung einen dahingehenden 
Geſetzentwurf vor. Ein zweiter Vorſchlag über den 
Abkauf und die Verwandlung der an Gemeinden, 
Kirchen, Pfarreien, Schulen und ſonſtige öffentliche 
Stiftungen zu entrichtenden Grundrenten!) ſcheiterte am 
Widerſtand der erſten Kammer. Ein allgemeines Ab⸗ 
löſungsgeſetz wurde in Ausſicht geſtellt.“) Es ſollte 
auf die Erfahrungen, die man mit dem Fiskalablöſungs⸗ 
geſetz gemacht hatte, gegründet ſein. 

Das Geſetz, „den Abkauf der fiskaliſchen G 
betreffend“, datiert vom 11. VII. 1821.) Hiernach 
konnten die Bodenlaſten jederzeit mit dem 18 fachen des 
jährlichen Bruttoertrags abgelöſt werden. Die Zahlung 
ſollte in bar oder in heſſiſchen Staatspapieren erfolgen. 
Für die einzelnen Naturalabgaben wurden geſetzliche 
Preistarife aufgeſtellt, zu denen ſie abgelöſt werden 
konnten. Die im Geſetz vorbehaltene Reviſion dieſer 
Preiſe erfolgte auf dem Landtag 1829/30, wo ver⸗ 
ſchiedene Anſätze ganz weſentlich herabgeſetzt wurden. f) 
Bei Gelegenheit der Reviſion wurden zur Erleichterung 


*) L. V. 1820/21, II. K., Beil., Bd. 1 Nr. 12. 

a) Vergl. die Erklärung des Regierungskommiſſärs bei Über- 
reichung des Geſetzentwurfs, „den Abkauf der fiskaliſchen Grundrenten 
betr“. L. V. 1820/21, II. K., Beil., Bd. J Nr. 13. 

ar) Reg. Bl. S. 395 ff. 

+) Vergl. die im Anhang IV, I, S. 125 f. abgedruckte Neben⸗ 
einanderſtellung beider Tarife nach L. V. 1829/30, II. K., 1. Bd., 
Beil. S. 357. 
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der Zinspflichtigen einige weitere Anordnungen getroffen 
und die alten und neuen Beſtimmungen in einem neuen 
Fiskalablöſungsgeſetz vom 31. J. 1831 vereinigt. 
Inzwiſchen war auch der Wunſch nach Ablösbarxkeit 
der nichtfiskaliſchen Grundbeſchwerden allſeitig laut 
geworden. Auch hatten einige Standesherrn die Ablöſung 
von Renten nach den Beſtimmungen des Geſetzes von 
1831 geſtattet. Auf dem Landtag 1833/34 wurden die 
Modalitäten eines allgemeinen Ablöſungsgeſetzes ein— 
gehend beſprochen. Die zahlreichen, in und außerhalb 
der Kammer zur Durchführung der Bodenentlaſtung 
gemachten Vorſchläge **) gingen meiſt dahin, die Ge— 
meinden ſollten die Grundrenten für ſich ankaufen und 
die Berechtigten mit einem Vielfachen befriedigen. Für 
die hingegebene Abfindungsſumme ſollten ſich die Kom— 
munen durch Fortbezug der Renten Erſatz verſchaffen, 
ohne dafür die gewöhnlichen Steuern und Abgaben, die 
den früheren Berechtigten oblagen, entrichten zu müſſen. 
Die Zinspflichtigen hatten hiernach in Zukunft zwar nicht 
mehr zu zahlen wie früher, der Nettoertrag der Renten 
war jedoch durch Fortfall jener Laſten ein höherer. Aus 
dieſem Mehrertrag ſollten die Gemeinden nach und nach 


) „Den Ablauf und die Verwandlung fiskaliſcher Grundrenten 
in den Provinzen Starkenburg und Oberheſſen betr.“. Arch. V, 
S. 571 ff. 

**) L. V. 1833/34. II. K., Beil., Bd. I, S. 313. II. S. 177 f., vergl. a. 
Kröncke, Über Aufhebung der Zehnten und Abkauf der Grund⸗ 
renten. Darmſtadt 1831, S. 35 ff. | 
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Erſatz erlangen. War dies geſchehen, jo follten die 
Pflichtigen frei ſein. 172 

Zwiſchen beiden Kammern herrſchte im weſentlichen 
Einverſtändnis. Zu einer gemeinſamen Adreſſe kam es 
jedoch wegen der Landtagsauflöſung nicht. 

In der folgenden Seſſion legte die Regierung zur Ab⸗ 
löſung der fiskaliſchen und nichtfiskaliſchen Renten ein ge⸗ 
meinſames Geſetz vor, das alle Erwartungen übertraf. 
Der Wert der auf dem bäuerlichen Grundbeſitz laſtenden 
Renten betrug in jener Zeit 19 Millionen Gulden; “) der 
Anteil des Fiskus davon war 8 Millionen. Da es ſich 
um reine Privatverbindlichkeiten handelte, konnte die 
Regierung dieſe Schulden nicht vor andern privilegieren 
und zum Teil auf die Staatskaſſe übernehmen, zumal 
dies bei einer ſo großen Summe eine ſchwere Belaſtung 
der zinsfreien Steuerpflichtigen bedeutet hätte. Dagegen 
war man bereit, den Bauern in anderer Weiſe wirkſam 
entgegenzukommen. Durch eine beträchtliche Verminderung 
der Staatsſchuld und Anſammlung bedeutender Mittel 
in der Staatsſchuldentilgungskaſſe“* ) war dieſe ohne weſent⸗ 
liche Benachteiligung der fiskaliſchen Intereſſen in Stand 
geſetzt, den Pflichtigen das zur Ablöſung ihrer Grund⸗ 
renten erforderliche Kapital gegen die denkbar billigſte 
Verzinſung von 3% vorzuſchießen. Zu dieſen Zinsraten 
ſollte noch eine jährliche Tilgungsrente von 1% gezahlt 


*) L. V. 1835/36, II. K., 1. Bd., Beil. Nr. 130. 
**) L. V. a. a. O., vergl. a. Goldmann a. a. O., II. Bd., S. 31. 
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werden, ſodaß im Ganzen für Verzinſung und Amor⸗ 
tiſation nur 4% aufzubringen waren. | 

Vorher konnten nur die größeren, kreditfähigen Bauern, 
die die Grundbeſchwerden verhältnismäßig am wenigſten 
fühlten, ihren Beſitz entlaſten, da nur ſie imſtande waren, 
ſich das nötige Kapital zu beſchaffen. Nachdem aber der 
Staat ſich erboten hatte, ſeine Mittel in den Dienſt des 
Ablöſungswerks zu ſtellen, konnte ſich jeder, auch der 
Kleinſte, befreien. Dies war die wichtige 1 
Seite des Regierungsentwurfs. 

Als Ablöſungskapital wurde das 18 fache der Jahres- 
abgaben zugrunde gelegt; es betrug alſo bei 100 fl. 
Bruttorente 1800 fl. Auf dem rauhen Rentenertrag 
laſteten damals an Staats- und Kommunalſteuern und 
Verwaltungskoſten rund 28 fl.“) Der Reinertrag der 
Rente betrug alſo nur 72 fl., was einer Verzinſung des 
Ablöſungskapitals zu 4% entſpricht. Erhielt der Be⸗ 
rechtigte alſo 1800 fl., ſo war er vollſtändig befriedigt, 
da 4% ige Verzinſung bei Staatspapieren — der Hypo⸗ 
thekarkredit ſtand ſogar noch höher — in der damaligen 
Zeit die Regel bildete und der Bezug von Kapitalzinſen 
im Gegenſatz zu Grundrenten keiner Beſteuerung unter⸗ 
lag. Der Rentenberechtigte hatte alſo auch fernerhin 
72 fl. Reinertrag. 

Der Pflichtige dagegen hatte für Zinſen und Amor⸗ 
tiſation bei einem Ablöſungskapital von 1800 fl. 4% 


*) Über die genaue Zuſammenſetzung dieſer Summe vergl. 
Anhang IV, 2, S. 127. 
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gleich 72 fl. aufzubringen, ferner für die auf ihn über⸗ 
gehenden Steuern, Kommunallaſten *) und die Er⸗ 
hebungskoſten 24 fl. 10 kr., was eine jährliche Laſt von 
rund 97 fl. bedeutet an Stelle der früher entrichteten 
100 fl. Vom Augenblick der Ablöſung ab hatten alſo die 
Debenten ſchon 3% weniger zu zahlen wie ehedem und 
waren, wenn ſie ſich zu keiner raſcheren Tilgung ent⸗ 
ſchloſſen, nach 47 Jahren ganz frei. Dies alles, ohne 
daß weder die Berechtigten noch der Staat einen Schaden 
erlitt. 

Nach langen Beratungen und Kämpfen in den 
Kammern“) kamen auf dieſer Grundlage die beiden 
Geſetze vom 27. VI. 1836, „die Ablöſung der Grund— 
renten betr.“ *) und „die Mitwirkung der Staats⸗ 
ſchuldentilgungskaſſe zur Ablöſung der Grund⸗ 
rente betr.“ ) zuſtande. Zu beiden erging unterm 
10. I. 1837 eine Ausführungsverordnung. FF) Die Ab⸗ 
löſung ſollte nach folgenden Grundſätzen möglich ſein: 

Sowohl der Berechtigte wie der Pflichtige konnten 
die zwangsweiſe Ablöſung der Grundbeſchwerden her- 


*) Vorher kam die Rente dem Belaſteten in Steuerkapitalsabzug. 

) Vergl. L. V. 1835/36, II. K. Prot. Bd. 1, 3, 4, 7, 8. Beil. Bd. 
1% 2, % d peer d ene 

er) Arch. VII, S. 479 ff. 

+) Arch. VII, S. 490 ff. 

) „Die Ausführung der beiden Geſetze vom 27. VI. 1836, die 
Ablöſung der Grundrenten und die Mitwirkung der Staatsſchulden⸗ 
tilgungskaſſe zu derſelben betr.“ Arch. VII, S. 6888 ff. 
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beiführen. Sie mußte jedoch alle Renten umfaſſen, die 
demſelben Berechtigten in einer Gemarkung zuſtanden, 
ebenſo alle in Grundrenten umwandelbare Rechte, ins- 
beſondere die Zehnten, deren Verwandlung der Berechtigte 
nunmehr auch verlangen konnte, jedoch nur zwecks 
Ablöſung. Die Gemeinden waren zur Ablöſung ver— 
pflichtet, wenn ſie von denjenigen Mitgliedern verlangt 
ward, die mehr als die Hälfte der demſelben Berechtigten 
zuſtehenden Grundrenten zu zahlen hatten. Ruhten auf 
Fiskalrenten Verpflichtungen, z. B. Baulaſten, ſo blieb 
der Fiskus auch nach der Ablöſung weiterverpflichtet. 
Bei Privatrenten mußte die Verpflichtung durch Über⸗ 
einkunft mit demjenigen, zu deſſen Gunſten ſie beſtand, 
abgekauft werden. Der Ablöſungspreis betrug, wie be— 
merkt, das 18fache der jährlichen Bruttorente. Die 
Naturalverpflichtungen ſollten nach den Anſätzen des 
Geſetzes vom 25. J. 18310 in Geld umgerechnet werden. 
Die Fiskalrentenpflichtigen erhielten — ſelbſtverſtändlich 
war auch eine anderweitige Kapitalbeſchaffung möglich — 
die Ablöſungsſummen aus der Staatsſchuldentilgungs⸗ 
kaſſe zu 3% Zinſen und mindeſtens 1% Amortiſations⸗ 
rente ausgeliehen, die andern Verpflichteten nur, wenn 
die nötigen Mittel vorhanden waren. Bei mehreren 
Anmeldungen entſchied die Priorität. Nur wenn die 
Debenten das Kapital unter obigen Bedingungen er⸗ 
halten konnten, durfte der Berechtigte auf Ablöſung 


*) Siehe Anhang IV, 1, S. 125 f. 
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dringen. Letzterem war es freigeitellt, den Abkauf⸗ 
ſchilling ſofort aus der Staatskaſſe zu verlangen oder 
denſelben gegen 4% ige Verzinſung in der Weiſe ſtehen 
zu laſſen, daß 3mal in Z3jährigen Zwiſchenräumen je 
ein Drittel ausbezahlt wurde. Mit dieſer Maßnahme 
wollte man ein Sinken des Zinsfußes zum Nachteil der 
Berechtigten durch zu großen Zuſtrom von Ablöſungs⸗ 
kapitalien verhindern. 

Die Mindeſttilgungsrente betrug, wie bereits erwähnt, 
1%. Es ſtand jedoch ſowohl den Gemeinden frei eine 
höhere Quote einzuſetzen, als auch konnte der einzelne 
jederzeit ſeinen Anteil am Ablöſungskapital im Ganzen 
an die Staatskaſſe abzahlen. Auch die Befreiung ein⸗ 
zelner Grundſtücke war geſtattet. 

Die verhältnismäßige Verteilung auf die Pflichtigen 
und die Erhebung der an Stelle der alten Grundbe⸗ 
ſchwerden tretenden Zinſen und Tilgungsrenten beſorgte 
der Staat und nahm dafür einen Rentenaufſchlag von 
3½ %. Für die Realiſierung ihrer Zinsverbindlichkeiten 
hafteten die verpflichteten Grundſtücke verhältnismäßig. 
Verpflichteten ſich jedoch die Gemeinden bei Uneinbringlich⸗ 
keit eines Zinsanteils zur Fortentrichtung der Rente 
gegen Übernahme des Grundſtücks bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung, jo erhob der Staat nur 30% Erhebungs⸗ 
koſten. | 

Die Beſtimmungen der Geſetze vom 27. VI. 1836 
brachten beiden Teilen große Vorteile. Neben der im 
öffentlichen Intereſſe anzuſtrebenden Freiheit des Grund⸗ 
beſitzes, konnte nunmehr der Berechtigte über ſein Ver⸗ 
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mögen leichter verfügen und war der vielen mit dem 
Grundrentenbezug verbundenen Unbequemlichkeiten und 
Gehäſſigkeiten enthoben. Auch der Pflichtige erwarb 
freie Dispoſitionsbefugnis, er konnte ſich auch mit kleinen 
Erſparniſſen alter, läſtiger Abgaben entledigen und den 
Wert ſeines Eigentums erhöhen. Erſt jetzt ließen ſich 
viele Bauern zur Zehntverwandlung herbei. Vorher 
ſcheuten ſie davor zurück, ſich an Stelle der Zehnten eine 
andere, ewige Laſt aufzubürden, zumal das Geſetz vom 
13. III. 1824 ihnen nicht ſehr günſtig war. Jetzt, wo 
der Verwandlung die Ablöſung folgen konnte, wurde 
dies anders. 

Mit der Ausführung der Geſetzgebung von 1836 
wurde im folgenden Jahr begonnen. Ihren großen Vorteilen 
entſprechend ſchritt die Ablöſung raſch vorwärts. Aus allen 
Teilen des Großherzogtums liefen die zahlreichen Anträge 
bei der Staatsſchuldentilgungskaſſe ein, meiſt von den 
Pflichtigen, vielfach aber auch von den Berechtigten ge— 
ſtellt. Allen Anträgen konnte ſtattgegeben werden. 

Bei den Fiskalgrundrenten wickelte ſich das Ablöſungs⸗ 
werk glatt und ſchnell ab. Aber auch die Gefälle anderer 
Berechtigter waren bald beſeitigt. So kamen die Grund⸗ 
renten der in Heſſen bezugsberechtigten deutſchen Sou— 
veräne, “) der auswärtigen dort nur begüterten Standes- 


) Dies waren Kurheſſen, Heſſen⸗Homburg, Preußen, Baden, 
Württemberg, Waldeck und Frankfurt (A. M. d. J. betr. „die Ausführung 
der Geſetze vom 27. VI. 1836 wegen Ablöſung der Grundrenten, 
insbeſondere hinſichtlich der den Standesherrn zuſtehenden Grund— 
renten im Allgemeinen“, 1842 — 1849). 
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herren und die bedeutenden Grundberechtigungen der 
heſſiſchen Ritterſchaft ſchnell zur Ablöſung. Auch in den 
einheimiſchen Standesherrſchaften machte man anfänglich 
Fortſchritte. Bald jedoch widerſprachen einzelne Standes⸗ 
herrn der Beſeitigung ihrer Gefälle mit der Behauptung, 
das Ablöſungsgeſetz ſei für ſie nicht verbindlich und die 
dort ſtatuierte Entſchädigung genüge nicht. In der 
Deutſchen Bundesakte und dem mehrerwähnten Groß⸗ 
herzoglichen Edikt vom 27. III. 1820 % ſei ihnen Schutz 
ihres Eigentums und ihrer Vermögensrechte garantiert 
worden. Eingriffe in letztere durch Verwandlung und 


* S 23 lautet: „Wir ſichern den Standesherrn Unſeres Groß⸗ 
herzogthums Unſern Schutz und Unſere Garantie für die ungekränkte 
Ausübung und den ungeſtörten Beſitz aller derjenigen Rechte und 
desjenigen Eigenthums zu, welche ihnen nach der deutſchen Bundes: 
akte und Unſeren, in Folge derſelben erlaſſenen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen des gegenwärtigen Edikts zuſtehen. Wenn wegen un⸗ 
vermeidlicher Colliſion zwiſchen Gemein- und Privatwohl, oder 
wegen dringender Noth, oder aus ſtaatswirtſchaftlichen Gründen 
und zur Beförderung des allgemeinen Beſten, die Abänderung oder 
Verwandlung gewiſſer Gattungen von Privat⸗Eigenthum oder 
Privat⸗ Berechtigungen für nothwendig erachtet, und in landes⸗ 
verfaſſungsmäßiger Weiſe geſetzlich angeordnet wird, ſo ſollen dieſe 
Abänderungen oder Verwandlungen niemals eher zur Ausführung 
gebracht werden, als bis man mit den Einzelnen, welche dadurch 
betroffen werden, über die ihnen in jedem ſolchen Fall zukommende 
vollſtändige Entſchädigung entweder gütlich übereingekommen iſt, oder, 
inſofern dieſe Übereinkunft nicht erzielt werden kann, der competente 
Richter über den Betrag derſelben entſchieden hat.“ 
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Ablöſung ſeien nur unter ganz beſtimmten, hier nicht 
vorliegenden Vorausſetzungen, auf geſetzlichem Weg und 
mit ihrer Zuſtimmung gegen volle Entſchädigung ge— 
ſtattet. Dieſen Standpunkt vertraten ſie in einer im 
Jahr 1839 erſchienenen Denkſchrift.“) 

Die Regierung erklärte, die Standesherrn ſeien im 
allgemeinen wie jeder andere Untertan an das verfaſſungs— 
mäßig zuſtande gekommene Geſetz von 1836 gebunden. 
Wenn ihnen die ſonſt von allen Beteiligten für aus⸗ 
reichend erachtete Entſchädigung nicht genüge, ſo ſollten 
ſie von dem ihnen durch das Edikt verliehenen Recht 
Gebrauch machen und entweder im Weg gütlicher Ver— 
einbarung mit den Pflichtigen eine höhere Entſchädigung 
zu erlangen ſuchen oder den Wert ihrer Gefälle gericht— 
lich liquidieren. 

Hierbei beruhigten ſich die Standesherrn nicht. Es 
entſpann ſich ein langwieriger Streit, der die Ablöſung 
mehrere Jahre hindurch verzögerte. 

Die Standesherrn wandten ſich zunächſt “) an die 
deutſche Bundesverſammlung, da ihre Rechte durch die 
Bundesakte unter den Schutz des deutſchen Bundes ge— 
ſtellt waren. Ihr Antrag ging dahin, das Ablöſungs— 


*) Denkſchrift der Standesherrn des Großherzogthums Heſſen 
über die Grundrentenablöſung nach dem Geſetz vom 27. VI. 1836 
mit beſonderer Beziehung auf die ſtandesherrlichen Rechtsverhältniſſe 
nach Art. XIV der teutſchen Bundesakte und dem Großherzoglich— 
heſſiſchen Edikt vom 27. III. 1820. 

z A. M. d. J. a. a. O. 1838 — 1841. 
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geſetz von 1836 als für ſie unverbindlich zu erklären, 
eventuell die heſſiſche Staatsregierung zu verpflichten, 
mit ihnen die Höhe der zu leiſtenden Entſchädigungs— 
ſummen zu vereinbaren. Der Bundestag erklärte am 
17. r e Die Ablöſungsgeſetzgebung für eine ihn 
nicht berührende, innerſtaatliche Angelegenheit und ver- 
wies die Beſchwerdeführer zur Verteidigung ihrer Ver⸗ 
mögensrechte vor die ordentlichen heſſiſchen Gerichte. 

Die Großherzogliche Regierung inhibierte die zwangs— 
weiſe Ablöſung der ſtandesherrlichen Gefälle, als der 
Streit bei der deutſchen Bundesverſammlung anhängig 
wurde. Trotzdem kamen im Vertragswege noch weitere 
Ablöſungen zuſtande. “) 

Im November 1841 reichten die Häupter von 
14 ſtandes herrlichen Häuſern die ganz auf die oben er— 
wähnte Denkſchrift geſtützte Klage ein. Sie verlangten 
wieder Unanwendbarxkeitserklärung der Geſetze von 1836 
auf ihre Grundrenten, eventuell Entſchädigung mit dem 
33 / fachen des jährlichen Bruttoertrags, und zwar nicht 
in Geld, ſondern in Grundbeſitz. Den über das geſetz⸗ 
liche 18fache hinausgehenden Betrag ſollte der Staat 
leiſten, nicht die Pflichtigen. 

Während dieſes Prozeſſes entſpann ſich ein weiterer 
Streit über die Ablöſung der zahlreichen Gefälle, die 
die Standesherrn außerhalb ihrer Standesherrſchaften 
in den Domaniallanden, in ritterſchaftlichen Orten und 


*) Vergl. A. M. d. J. a. a. O. 1842 —1849. 


in Bezirken anderer Standesherrn zu beziehen hatten. 
Der größere Teil dieſer Renten war ohne Widerſpruch 
abgelöſt worden; bei vielen behaupteten jedoch die Be— 
rechtigten, das Geſetz ſei für ſie aus den gleichen Gründen 
auch hier nicht verbindlich. Die Regierung und die 
Pflichtigen erklärten, die Bundesakte und die Privilegien 
des Edikts bezögen ſich nur auf die Gebiete, wo den 
Berechtigten ehemals die Landeshoheit zuſtand, nicht 
auf die ihnen außerhalb der eignen Standesherrſchaft 
geſchuldeten Gefälle; hier ſei das Ablöſungsgeſetz un— 
bedingt anwendbar. Auch über dieſe Streitfrage wurde 
Klage erhoben. Die Ablöſung der „auswärtigen“ Gefälle 
mußte daher ebenfalls inhibiert werden. Der neue 
Prozeßgegenſtand wurde mit der zuerſt erhobenen Klage 
zugleich verhandelt. 

Die ſehr weitläufigen Verhandlungen!) zogen ſich 
5 Jahre hin. Der Prozeß beſchäftigte in hohem Maß 
die Offentlichkeit. Nachdem die eigentlichen Verhand— 
lungen geſchloſſen waren, trat die Regierung dem in 
der „Denkſchrift“ niedergelegten Standpunkt der Standes— 
herrn entgegen und veröffentlichte ihrerſeits eine ohne 
Namennennung erſchienene, von Goldmann verfaßte 
Schrift,“) in der fie ihre Auffaſſung rechtfertigte. 


*) Vergl. A. M. d. J., „Den Rechtsſtreit der Standesherrn gegen 
den Großh. Fiskus wegen Anwendung des Grundrentenablöſungs⸗ 
geſetzes vom 27. VI. 1836 auf die ſtandesherrlichen Gefälle betr.“. 

) Beleuchtung des zwiſchen den Standesherrn des Groß- 
herzogthums Heſſen als Klägern und dem Gr. heſſiſchen Fiskus als 
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Erſt am 18. II. 1846 erging das Urteil. Die Kläger 
wurden mit allen Anträgen koſtenpflichtig abgewieſen. 
Das Gericht erklärte das Geſetz vom 27. VI. 1836 gegen⸗ 
über den Standesherrn unbeſchadet der Privilegien des 
Edikts für anwendbar. Bei der Ablöſung der den Berech— 
tigten innerhalb ihrer Standesherrſchaften zuſtehenden 
Gefälle brauchten ſie ſich nicht an das geſetzliche 18fache 
zu halten; es war ihnen Vereinbarung einer höheren 
Entſchädigung oder gerichtliche Liquidation geſtattet. 
Für den über das geſetzliche Maß hinausgehenden Betrag 
der Abkaufſumme haftete jedoch nicht der Staat, ſondern 
die Pflichtigen. Für die „auswärtigen“ Gefälle ſollte 
das Ablöſungsgeſetz unbedingt anwendbar ſein. 

Die eingelegte Berufung brachte am 9. XII. 1847 
nur eine unweſentliche Modifikation dieſes Urteils be- 
züglich ſolcher Grundberechtigungen, die ſich im Kondo— 
minatsgebiet mehrerer ſtandes herrlichen Häuſer befanden, 
aber einer Linie zur Nutznießung, „quoad usum“, nicht 
„quoad dominium“, zugewieſen waren. Sie wurden nach⸗ 
träglich des Vorzugs des Edikts teilhaftig. 

Im Intereſſe der Pflichtigen war dieſe Entſcheidung 
außerordentlich zu begrüßen; aber auch die Privatrechte des 
andern Teils dürften keine weſentlichen Einbußen hier⸗ 
durch erlitten haben. Daß die Entſchädigung mit dem 
18 fachen im Allgemeinen genügend war, erhellt daraus, 


Beklagten anhängigen Rechtsſtreits betreffend die Anwendung des 
Gr. heſſ. Grundrentenablöſungsgeſetzes vom 27. VI. 1836 auf die 
Grundrenten der klagend aufgetretenen Standesherrn. Darmſtadt 1845. 
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daß alle andern Berechtigten *) ſich mit dieſem Betrag 
begnügt hatten, und auch viele ſtandesherrliche Renten 
ſo zur Ablöſung gekommen waren. Die Berechtigten, 
die zum Teil die Ablöſung ſelbſt provoziert hatten, mußten 
doch die geſetzlich gebotene Entſchädigung für vorteilhaft, 
mindeſtens für ausreichend halten. 

Noch vor der Prozeßentſcheidung hatten die oberheſſiſchen 
Standesherrn ihre Gefälle durch Vergleich mit den 
Pflichtigen abgelöſt. In vielen Fällen betrug die Ent⸗ 
ſchädigung das 18 fache, meiſt jedoch wurde ein höherer 
Betrag vereinbart, vereinzelt gaben ſich die Berechtigten 
auch mit einer geringeren Summe zufrieden.““) In 
Starkenburg wartete man mit der Ablöſung das Urteil ab. 

Inzwiſchen war das Jahr 1848 herangekommen. 
Die Erbitterung richtete ſich damals beſonders gegen 
die privilegierte Stellung der Standesherrn und adeligen 
Gerichtsherrn. Das Geſetz vom 7. VIII. 1848 *) ſchaffte 


*) Auch die Freiherrn v. Riedeſel, die hinſichtlich der Grund⸗ 
rentenablöſung die Prärogative der Standesherrn hatten (vergl. 
Art. 1 der Deklaration, die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der Frei⸗ 
herrn Riedeſel zu Eiſenbach betr., v. 13. VII. 1827, Arch. IV, 
756 f.), und mindeſtens ebenſoviel Gefälle beſaßen, als irgend ein 
Standesherr, hatten alle ihre Grundrenten nach den allgemeinen 
Beſtimmungen abgelöſt. (Vergl. Beleuchtung S. 156.) 

) A. M. d. J. betr. „die Ausführung der Geſetze vom 
27. VI. 1836“, 1842 — 1849. 

e, „Die Verhältniſſe der Standesherrn und adeligen Gerichts- 
herrn betr.“ Rg. Bl. S. 237. 
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alle ihre Vorrechte ab. In Bezug auf die Grundentlaſtung 
wurde die den Standesherrn durch das Edikt von 1820 
für ihre Vermögensrechte eingeräumte Sonderſtellung 
beſeitigt. Als „Entſchädigung“ für die Verzögerung des 
Ablöſungswerks und die darauf beruhende Mehrbelaſtung 
der Pflichtigen, an denen man den Berechtigten die 
Schuld zumaß, durften die Debenten bei jetzt erſt er⸗ 
folgenden Ablöſungen ein Drittel an der geſetzlichen 
Abkaufſumme abziehen; aus demſelben Grund ein 
Sechstel am Entſchädigungskapital für jetzt erſt durch 
Zehntverwandlung entſtehende Grundrenten.“) Ferner 
wurde überall da, wo während des Prozeſſes über die 
Ablöſungsfrage durch Privatverträge höhere als die 
geſetzlichen Ablöſungsſummen vereinbart worden waren, 
die Schuld der Pflichtigen bei der Staatsſchuldentilgungs⸗ 
kaſſe um den über das geſetzliche Maß hinausgehenden 
Betrag gemindert. Den Ausfall, den der Staat dadurch 
erlitt, hatten die Berechtigten in Höhe des Zuviel⸗ 
empfangenen, ebenfalls in Form einer Tilgungsrente 
zu decken. f 

Die Staatsſchuldentilgungskaſſe wurde verpflichtet, 
für alle Ablöſungen das nötige Kapital vorzuſchießen, 
brauchte aber die Berechtigten nicht mehr in bar zu 
befriedigen, ſondern durch Schuldverſchreibungen, ver⸗ 


*) Die Zehntverwandlung ſtand namentlich noch in den 4 jtarfen- 
burgiſchen Standesherrſchaften Erbach-Erbach, Erbach⸗Schönberg, 
Erbach⸗Fürſtenau und Löwenſtein⸗Wertheim zurück. 
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zinslich mit 4%, zu deren Einlöſung fie erſt bei Vor⸗ 
handenſein der erforderlichen Mittel verpflichtet war. 

Dieſe Beſtimmungen enthalten eine Verletzung von 
Vermögensrechten, wie ſie nur aus den Zeitverhältniſſen 
zu erklären iſt. Daß die Standesherrn von ihren 
Privilegien Gebrauch machten, konnte man ihnen recht— 
lich nicht zum Vorwurf machen. Auch hatten Bundestag 
und Regierung ihr Recht auf Entſchädigung über das geſetz— 
liche Maß hinaus anerkannt und ſie zur Entſcheidung der 
zwiſchen ihnen und dem Fiskus beſtehenden Streitfragen 
vor die Gerichte verwieſen. Die durch den langwierigen 
Prozeß hervorgerufene Siſtierung der Ablöſung war im 
Intereſſe der Pflichtigen ſicherlich ſehr zu bedauern, aber 
man kann ſie den Berechtigten, die ja nur vermeintliche 
Anſprüche verteidigten, nicht zur Schuld anrechnen. 

Die rückläufige Bewegung der folgenden Jahre 
führte denn auch gelegentlich der Neuordnung der 
ſtandesherrlichen Verhältniſſe durch Geſetz vom 18. VII. 
1858 % zur Entſchädigung für die erlittenen Nachteile. 
Die Berechtigten erhielten die Abſtriche an ihren Ab- 
löſungskapitalien aus der Staatskaſſe erſetzt. Im 
Ganzen waren hierzu etwa 330 000 fl. nötig. *) 

Den Abſchluß der Ablöſungsgeſetzgebung brachte 
das Geſetz vom 3. X. 1849.˙*) Hiernach wurden der 


) „Die Rechtsverhältniſſe der Standesherrn des Großherzogtums 
betr.“, Rg Bl. S. 329. 

) L. V. 1857/59, II. K., Beil., Bd. 2, Nr. 107, S. 8. 

kek), „Die Ablöſung von Leiſtungen, welche auf Grundſtücken oder 
Grundrenten haften und nicht dem Art. 1 des Ablöſungsgeſetzes 
unterliegen betr.“, Rg. Bl. S. 531. 
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zwangsweiſen Ablöſung auch die zahlreichen Privatgrund⸗ 
renten teilhaftig — die Fiskalrenten unterlagen dieſer Be⸗ 
ſchränkung nie, — auf deren Bezug gewiſſe Leiſtungs⸗ 
verpflichtungen hafteten. Nach dem Geſetz von 1836 
konnte ihre Ablöſung nur gefordert werden, wenn mit 
dem beteiligten Dritten, zu deſſen Gunſten die Be⸗ 
laſtung beſtand, eine gütliche Vereinbarung zuſtande 
kam.“) Es handelt ſich hauptſächlich um Renten, gegen 
deren Genuß der Bezugsberechtigte verpflichtet war, die 
Koſten für die Bedürfniſſe des Kirchen- und Schuldienſtes 
zu beſtreiten. Nach erfolgter Ablöſung war der Renten⸗ 
berechtige von dieſen Laſten frei; er hatte jedoch mittels 
der ihm gewordenen Entſchädigung den Drittberechtigten, 
alſo Kirche, Schule uſw., in Kapital abzufinden, das an 
Stelle der früheren fortlaufenden Leiſtungen treten ſollte. 
Dieſe Abfindungsſummen floſſen in die Kaſſe derjenigen 
Gemeinde, die die fraglichen Bedürfniſſe ſchon vorher 
zu beſtreiten gehabt hätte, wenn kein beſonderer dazu 
Verpflichteter dageweſen wäre. Die zur Befreiung von 
Leiſtungen an die Kirche berechneten Summen erhielt 
die Kirchenkaſſe der berechtigten Pfarrei. 

Das Ablöſungsverfahren richtete ſich nach dem Geſetz 
von 1836. 


$ 12. In Rfeinhefien. Überblick über die Entwiklung der 
ländlichen Verfältnifie in der neuen Provinz. 


„Die Reſte des Feudalſyſtems, die Zehnten und 
Frohnden, ſind und bleiben in dieſen Landen unterdrückt“, 


*) Siehe oben S. 67. 
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heißt es in dem Patent vom 8. Juli 1816, kraft deſſen 
Großherzog Ludwig J. die Provinz Rheinheſſen mit ſeinen 
Stammlanden vereinigte. Hiermit wurde die Aufrecht— 
erhaltung des beſtehenden Zuſtands feierlich proklamiert. 

Als infolge des Friedens von Lüneville das linke 
Rheinufer an Frankreich abgetreten wurde, bildete Rhein— 
heſſen einen Teil des Departements „Donnersberg“. 
Das Erſte, was die franzöſiſche Regierung bereits bei 
der proviſoriſchen Beſitznahme den eroberten Ländern 
zwiſchen Maas, Rhein und Moſel verſprach, war die 
Aufhebung der alten Agrarverfaſſung. „Los von den 
drückenden Laſten all' der Privilegien, die der Stolz der— 
jenigen gebar, welche ſich Eure Herren und Gebieter 
nannten, werdet Ihr zugleich, vom erſten Tage dieſes 
Jahres anzurechnen, frei ſeyn von Zehnten, die großen— 
teils den Ertrag Eurer Arbeit verſchlangen, ſo wie von 
jenen Rechten, die der Lehngeiſt erfand, um auf tauſen⸗ | 
derley Wegen Euren Genuß, und die Früchte Eures 
Schweißes Euch zu rauben.“ “) 

Vorher gehörte das heutige Rheinheſſen zu den ver⸗ 
ſchiedenſten Territorien. Es war verteilt unter Kurpfalz 


*) „Die Übernahme der Stadt Mainz, mit Kaſtel und Koſtheim, 
des Kreiſes Alzei und der Kantone Worms und Pfeddersheim betr.“, 
Arch. II, S. 247 ff. 

k) „Aufruf vom 21. Frimaire VI“ (11.1.1798), Sammlung der 
Verordnungen und Beſchlüſſe, erlaſſen durch den Regierungs⸗ 
kommiſſär in den 4 neuen Departements des linken Rheinufers. 
Set, S 2 f. 
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und Kurmainz, das Bistum Worms, unter die ver⸗ 
ſchiedenen Linien des fürſtlichen und gräflichen Hauſes 
Leiningen, unter die Grafen von Falkenſtein und zahl⸗ 
reiche andere Grafen und Herrn, „die im bunten Gemiſch 
in den größeren Gebieten eingeſtreut lagen.“) Daß ſo 
zerteilter Beſitz der wirtſchaftlichen Entwicklung des Landes 
überaus hinderlich war, bedarf keiner näheren Ausführung. 

Bereits am 6. Germinal VI (6. III. 1798) löſte der 
Eroberer ſein Verſprechen und führte die ganze franzöſiſche 
Agrargeſetzgebung der Revolutionszeit in dem neu⸗ 
erworbenen Gebiet als Verordnung ein.““) Am wichtigſten 
ſind die Geſetze vom 25. VIII. und 7. XII. 1792 und 
vom 17. VII. 1793. Hiermit waren alle herrſchaftlichen 
Fronden, Zins- und Zehntrechte unentgeltlich beſeitigt. 
Die nichtfeudalen Grundberechtigungen blieben jedoch 
aufrechterhalten und wurden ablösbar. 

Dieſe Maßnahmen bedeuteten zwar eine ſchwere Ver⸗ 
gewaltigung wohlerworbener Rechte; die große Maſſe 
der Bevölkerung wurde jedoch durch die Befreiung von 
den alten Feſſeln dem neuen Zuſtand ſchnell gewonnen. 
Allein die Aufhebung der Zehnten ſoll den ſchweren 
Steuerdruck, der infolge der fortwährenden Kriege auf 


*) W. Heſſe, Rheinheſſen in ſeiner Entwicklung von 1798 
bis Ende 1834, Mainz 1835, S. 1. Im einzelnen vergl. Beiträge 
zur Statiſtik des Großh. Heſſen, herausgegeben von der Gr. 
Centralſtelle für Landesſtatiſtik, 13. Bd., Darmſtadt 1872, S. 20 ff. 

*) „Verordnung über die Abſchaffung der lehnsherrlichen Rechte“, 
Sammlung der Verordnungen und Beſchlüſſe, Heft V, S. 3 ff. 


dem Lande laſtete, reichlich aufgewogen haben.“) Die 
Rentenpflichtigen waren ſogar vielfach obendrein noch 
imſtand, ihren Beſitz durch Ablöſung zu entſchulden.“) 

Die neuen Freiheiten hatten ſich derart eingebürgert, 
daß an eine Anderung dieſes Zuſtands auch unter 
heſſiſcher Herrſchaft nicht mehr zu denken war. Mit 
Neid blickten die Bauern der rechtsrheiniſchen Stamm— 
lande auf ihre glücklicheren Standesgenoſſen in der neuen 
Provinz. 

Bei all' den bedeutenden Fortſchritten auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiet hatte die Franzoſenherrſchaft eine ſchwere 
Erſchütterung des Rechtslebens zur Folge. Durch die 
brutale Beſeitigung des Feudalweſens wurden auch die 
Inhaber der nichtfeudalen Grundberechtigungen aufs 
ſchwerſte gefährdet. Nicht aufgehoben waren „Zinſen, 
Zinsgarben und andere Gebühren, welche von keinem 
Lehen herrührten, ſondern welche Privatperſonen andern 
Privatperſonen, die weder Lehnsherrn noch Lehnsbeſitzer 
waren, zu zahlen hatten“. *) Es handelte ſich hier haupt— 
ſächlich um die ſog. rentes reservés, die der Eigentümer 
eines Grundſtücks ſich gegen Übertragung feines Eigen- 
tumsrechts von dem Erwerber beſtellen ließ. ***) 


) Heſſe, a. a. O. S. 91, vergl. a. G. F. Rebmann, Blick 
auf die 4 neuen Departemente des linken Rheinufers, Koblenz, 
Jahr 10, S. 62. | 

) Geſetz vom 25. VIII. 1792, „Die Feudalgebühr betr.“ Samm⸗ 
lung der Verordnungen und Beſchlüſſe, Heft V, S. 61 ff., 71. 

kb) Vergl. a. Art. 530 des code civil. 
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Da der größte Teil der Bodenbelaſtungen aufge⸗ 
hoben war, weigerten ſich die Schuldner der noch be— 
ſtehenden vielfach weiterzuzahlen. Sie beriefen ſich auf 
Verjährung, auf Feudalität, oder leugneten überhaupt 
ihre Leiſtungspflicht. Bereits die nach Zurückeroberung 
des linken Rheinufers proviſoriſch eingeſetzte öſterreichiſch— 
bayriſche Verwaltungskommiſſion ſah ſich im Intereſſe 
der Domäneneinkünfte genötigt, hiergegen einzuſchreiten. 

Das Staatsvermögen hatte unter franzöſiſcher Herr— 
ſchaft einen ſehr bedeutenden Umfang erlangt, da dem vor⸗ 
gefundenen Domanialgut die reichen Beſitzungen der 
Kirche, Klöſter und Stiftungen einverleibt wurden. Ein 
beträchtlicher Teil dieſer Güter und Grundrenten wurde 
jedoch damals verjchleudert.*) Am 6. IV. 1816 erging 
eine öſterreichiſch-bayriſche Verordnung,“) die „die Reno— 
vation der Erbpächte, Gülten und Grundzinſen“ befahl. 
Mit ſtrengen Strafen wurden charakteriſtiſcher Weiſe 
nicht nur die Beſitzer der pflichtigen Grundſtücke bedroht, 
ſondern auch die Bürgermeiſter und übrigen Ortsbehörden, 
wenn fie ſich weigerten, den Renovatoren bei der Er⸗ 
neuerung der Schuldurkunden durch Einſichtgewährung 
in die Gemeindepapiere, Erteilung von Auskunft uſw. 
entgegenzukommen. Der Erfolg dieſes Geſetzes war nicht 


*) Heſſe, a. a O. S. 91. 
, „Die Renovation der Erbpächte, Gülten und Grundzinſen 
betr.“, Arch. II, S. 233 ff. 


durchſchlagend. Schon am 28. V. 1817 *) wieder mußte 
die heſſiſche Regierung der irrigen Meinung entgegen— 
treten, „als ob alle Zinſen und Gülten nachgelaſſen“ 
ſeien, und den Zinspflichtigen ankündigen, „daß ſie auch 
für's Künftige keine ſie noch mehr begünſtigende Ver— 
fügungen zu gewärtigen hätten“. Trotzdem erging am 
30. XII. 1822 eine Verordnung, ) in deren einleitenden 
Worten berichtet wird, „daß die Bemühungen der Finanz⸗ 
behörden, die in der Provinz Rheinheſſen der Staats⸗ 
kaſſe ausſtehenden, ungiebigen Renten und Gefälle auf 
gütlichem Weg flüſſig zu machen, bisher nur von geringem 
Erfolg geweſen ſeien“. Um die Renovation zu be— 
ſchleunigen, wurden den Schuldnern, die ihre Verbind— 
lichkeit den Behörden gegenüber anerkannten, alle vor 
1816 rückſtändigen Zinſen erlaſſen, für die nach dieſem 
Jahr fälligen Leiſtungen ein beſonders niedriger Preis— 
tarif und lange Zahlungsfriſten bewilligt. Auch jetzt 
ging die Renovation der Staatsrenten noch nicht von 
ſtatten. Die Pflichtigen verleugneten einfach den be— 
ſtehenden Rechtszuſtand, die Ortsbehörden behaupteten, 
die alten Flur⸗ und Lagerbücher ſeien während des 
Krieges und der franzöſiſchen Herrſchaft verloren ge— 


) „Die Zinſen und Gülten in der Provinz Rheinheſſen und die 
Verbindlichkeit der Pflichtigen zu deren Fortentrichtung betr.“, 
Arch. II, S. 394. 

*) „Die in Rheinheſſen ausſtehenden ungiebigen Renten und 
Gefälle und deren Flüſſigmachen.“ Arch. III, S. 875 ff. 
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gangen.“) Die Beibringung der nötigen ſchriftlichen 
Beweisurkunden bereitete die größten Schwierigkeiten. 
Viele noch zu Recht beſtehende Wenne gingen 
daher verloren. 

Noch einmal mußte die Regierung in einem Publi⸗ 
kandum vom 27. IV. 1827 *) darüber aufklären, daß 
„von einer Niederſchlagung der in der Provinz Rhein⸗ 
heſſen noch ausſtehenden Staatsrenten aus Gründen der 
Gleichheit und des Rechts durchaus keine Rede fein 
könne.“ Bisher ſeien die Verpflichteten dem Vollzug 
der Verordnung vom 30. VII. 1822 nicht mit derjenigen 
Bereitwilligkeit entgegengekommen, „welche man von 
redlichen Schuldnern zu erwarten berechtigt ſei; ſie hätten 
vielmehr durch beharrliche Verweigerung der erforder— 
lichen Auskunft das Renovationsgeſchäft in die Länge 
zu ziehen verſucht“. Den bereitwilligen Rentenpflichtigen 
wurden wiederum für die Entrichtung der Rückſtände 
und den Loskauf der Renten alle möglichen Were 
verheißen. 

Nur allmählich gelang es, die Staatsrenten „wieder 
giebig zu machen“. In der Regel folgte der Renovation 
ſofort die Ablöſung. 

Auf die gleichen Schwierigkeiten ſtieß man bei der 
Wiederherſtellung der der Kirche zuſtehenden Zinjen.***) 


*) A. Staatsarch. VII, 2715. 

, „Publikandum, die Renovation der Staatsrenten in der 
Provinz Rheinheſſen betr.“, Arch. IV, S. 596 ff. 

kek), A. M. d. J. betr. „Die Liquidation und Renovation der 
Kirchenzinſen in der Provinz Rheinheſſen. Loskauf derſelben.“ 1829. 
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Das Kirchenvermögen war in hohem Maß gefährdet. 
Auch die Renovation der zahlreichen Fiskalrenten, die 
unter franzöſiſcher Herrſchaft an Private verkauft worden 
waren, nahm der Staat im Intereſſe der Käufer in die 
Hand. Hier waren ebenfalls hartnäckige Widerſtände 
zu überwinden.“) Trotzdem gelang es einen großen Teil 
der noch zu Recht beſtehenden Bodenbelaftungen ficher- 
zuſtellen und im Lauf der Jahre zur Ablöſung zu 
bringen.“) 

Eine Inſtitution aus den alten gutsherrlichen Ver⸗ 
hältniſſen hatte die Fremdherrſchaft überdauert, es waren 
die ſog. „Teilabgaben der Weinberge“, in der 
Leiſtung einer Quote der Traubenernte, gewöhnlich eines 
Drittels, daher auch „Drittelabgabe“ genannt, be— 
ſtehend. Die damit belaſteten Weinberge heißen 
„Drittelwingerte“. 

Die Teilabgaben ſind nahe mit dem Zehnten verwandt. 
In Starkenburg, wo ſie ebenfalls vereinzelt vorkamen, 
wurden ſie daher auch nach den Zehntverwandlungs— 
geſetzen in Grundrenten verwändelt. Für Rheinheſſen 
ſchuf man nach wiederholten Anregungen in der zweiten 
Kammer ein beſonderes Geſetz d. d. 9. VIII. 1836), „die 
Verwandlung der Teilabgabe von Weinbergen in jähr⸗ 
liche, ſtändige Grundrenten betreffend“, das, abgeſehen 
von einigen Beſonderheiten, ganz dem Geſetz vom 


) A. Staatsarch. VII, 2701. 
*) A. Staatsarch. VII, 2709. 
ek), Arch VII, S. 532 ff. 
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13. III. 1824 über die Verwandlung der nichtfiskaliſchen 
Zehnten nachgebildet iſt. Jedoch iſt es hier den Be— 
mühungen des Landtags, insbeſondere Goldmann's, 
gelungen“), im Gegenſatz zum Regierungsentwurf, den 
Abzug der ganzen Bezugs- und Verwaltungskoſten 
durchzuſetzen. 

Das Verwandlungsverfahren entſprach im weſent⸗ 
lichen dem für ähnliche Fälle ſchon öfter angewandten. 
Die Eigentümer der Drittelwingerte konnten jederzeit 
die Umwandlung ihrer Teilabgabe in eine Geldrente 
verlangen. Der Bezugsberechtigte brauchte ſich jedoch 
auf die Verwandlung nur einzulaſſen, wenn ſie bei allen 
ihm in derſelben Gemarkung zuſtehenden Teilabgaben 
geſchah. Hatten ſich die Beſitzer des der Fläche nach 
größeren Teils der belaſteten Grundſtücke für die Ver⸗ 
wandlung erklärt, ſo verpflichteten ſie die widerſtrebende 
Minorität mit. Die Berechtigten und Verpflichteten 
waren zunächſt auf den Weg gütlicher Vereinbarung 
verwieſen. Kam eine ſolche nicht zuſtande, ſo wurden 
mit der Berechnung der Grundrente 3 unparteiiſche 
Sachverſtändige betraut, von denen einer vom Berechtigten, 
einer vom Pflichtigen und der dritte von der Regierung 
ernannt war. Die neu entſtandenen Renten waren nach 
den allgemeinen Beſtimmungen ablösbar. 

Das Ablöſungsgeſetz vom 27. VI. 1836 galt für 
das ganze Großherzogtum. Bei der Ausführung in Rhein⸗ 


) L. V. 1835/36, II. K., Prot. Bd. 3, Nr. 63, 64. Bd. 7 Nr. 119, 
Beil. Bd. 1, Nr. 252, 


heſſen hatten ſich jedoch Schwierigkeiten ergeben. Es 
waren nämlich hiernach nur ablösbar „Grundrenten, 
welche als Reallaſten auf gewiſſen Grundſtücken ruhten 
und auf jeden Beſitzer derſelben übergingen“. 

Dieſen Erforderniſſen entſprachen zwar die an Stelle 
der Teilabgaben tretenden Renten, denn ſie ſind im 
Geſetz ausdrücklich als Reallaſten erklärt, bei den übrigen 
noch beſtehenden Grundrenten war dies jedoch nicht der 
Fall; denn nach der franzöſiſchen Geſetzgebung waren 
ſie keine Reallaſten, ſondern nur privilegierte Forderungen. 
Sie gingen nicht von Rechts wegen auf den jeweiligen 
Beſitzer über, ſondern wurden wie Hypotheken behandelt 
und bedurften daher zur Wirkſamkeit gegenüber dem 
dritten Erwerber des belaſteten Grundſtücks der Ein— 
tragung ins Hypothekenregiſter, die zudem alle 10 Jahre 
erneuert werden mußte. Daher mußte man zur An⸗ 
wendung der allgemeinen Ablöſungsnormen auf Rhein: 
heſſen das Geſetz vom 2. II. 1841 ſchaffen. Die anſtelle 
der früheren Grundrenten durch Mitwirkung der Staats— 
ſchuldentilgungskaſſe tretenden Tilgungsrenten ſind hier 
zu wirklichen Reallaſten erklärt und im Grundbuch 
einzutragen. 

Die Ablöſung der Grundrenten war zwar ſchon nach 
franzöſiſchem Recht möglich.“) Der Fortſchritt beſtand 

*) „Die Anwendbarkeit der Geſetze vom 27. VI. 1836 über die 
Ablöſung der Grundrenten und die Mitwirkung der Staatsſchulden⸗ 
tilgungskaſſe zu derſelben auf die Provinz Rheinheſſen betr.“, Rg. Bl. 
S. 81 ff. 

) Vergl. code civil Art. 530. 


Sr as 


jedoch für die Pflichtigen in der Reduzierung des Ab⸗ 
löſungsfußes vom 25fachen bei Natural⸗) und vom 20fachen 
bei Geldrenten*) aufs 18 fache, und darin, daß der Staat 
nun auch in Rheinheſſen die Abkaufskapitalien vorſchießen 
konnte. Bei Privatgrundrenten wurde dem Berechtigten 
allerdings die Entſchädigungsſumme gekürzt; dafür brauchte 
er ſich aber nicht mehr die Ablöſung jeder einzelnen 
Rente gefallen zu laſſen, ſondern nur die aller ihm in 
einer Gemarkung zuſtehenden Grundlaſten. Das Ab⸗ 
löſungskapital der Staatsrenten wurde zwar vom 15fachen 
aufs 18fache erhöht. Dieſe Verſchlechterung gegenüber 
dem früheren Recht war jedoch nur von untergeordneter 
Bedeutung. Denn ſchon im Jahre 1836 bezog der 
Fiskus in Rheinheſſen nur noch etwa 217 fl. an jähr⸗ 
lichen Renten. **) 

Die Vorteile des Geſetzes von 1841 kamen auch 
weniger den Schuldnern eigentlicher Privatgrundrenten 
zugute, deren es nicht mehr viele gab, als den Erb⸗ 
pächtern. Nach der franzöſiſchen Geſetzgebung war die 
Erbpacht ablösbar, und die daraus reſultierenden Ab⸗ 
gaben wurden als Grundrenten behandelt. Daher hatte 
ſich das Obereigentum ſehr verflüchtigt. Dieſer Ent⸗ 


) Vergl. Ausſchußbericht zum Geſetz vom 2. II. 1841, L. V. 1838/41, 
II. K., Beil., Bd. V, Nr. 327. 

) Vergl. den Vortrag des Regierungskommiſſärs zum Entwurf 
des Geſetzes vom 27. VI. 1836, „Die Mitwirkung der Staatsſchulden⸗ 
tilgungskaſſe zu der Ablöſung der Grundrenten betr.“, L. V. 1835/36, 
II. K., Beil., Bd. I, Nr. 132. 
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wicklung entſprechend gelang es den Bemühungen der 
zweiten Kammer,“) die Normen des Ablöſungsgeſetzes 
auf die linksrheiniſchen Erbpächte auszudehnen. 

Alles in allem hatte die neue Geſetzgebung für 
Rheinheſſen nicht im Entfernteſten die Bedeutung wie 
für die alten Provinzen. Das zum Abkauf aller im Jahr 
1841 noch beſtehenden Grundlaſten nötige Kapital wurde 
nur auf höchſtens 100000 fl. geſchätzt.“) Daher war 
die Ablöſung raſch vollzogen. 


) L. V. II. K. 1838/41, Prot. Bd. VI, Nr. 156. 


6. Kapitel. 


Die Allodifikation der Erbleihen und 
bandiiedelgüter. 


§ 13. 


Mit der Möglichkeit, das Obereigentum auf geſetz⸗ 
lichem Weg zu beſeitigen, war Rheinheſſen den beiden 
Stammprovinzen vorausgeeilt. Abgeleitete bäuerliche 
Beſitzrechte fanden ſich in geringerem Umfang in Starken⸗ 
burg, dagegen ſehr häufig in Oberheſſen. Die Haupt⸗ 
arten waren die Erbleihe und die Landſiedelleihe. Inner⸗ 
halb dieſer Beſitzformen herrſchten jedoch beträchtliche 
Verſchiedenheiten, da der Inhalt der einzelnen Leihever⸗ 
träge ſich nach den Bedürfniſſen des konkreten Falls 
richtete, und den Leiheträgern die verſchiedenſten natür⸗ 
lichen und juriſtiſchen Perſonen als Leiheherren gegenüber⸗ 
ſtanden, wie der Fiskus, die Standesherren, die Ritter⸗ 
ſchaft, ſonſtige Privatperſonen, die Kirche und mannig⸗ 
fache Stiftungen. Am bedeutendſten berechtigt war der 
Kameralfiskus, und hier laſſen ſich auch aus der großen 
Anzahl gleicher Fälle die Rechtsverhältniſſe der beiden 
typiſchen Formen des Bauernlehens am beſten heraus⸗ 


ſchälen. 
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1. Die Erbleihe.*, Wie ſchon der Name fagt, ſtellt 
fie ein erbliches Nutzungsrecht an fremdem Grund und 
Boden dar. In den alten heſſiſchen Landen zeigte ſie 
folgende nähere Berhältnifje.”*) Die Beleihung erfolgte 
durch Abſchluß eines Leihevertrags, über den ein Leihebrief 
ausgeſtellt ward. Bei jeder Veränderung in der Perſon 
des Leiheherrn und des Belehnten bedurfte es der Er— 
neuerung der Leihe durch Ausſtellung eines neuen 
Leihebriensz. Für Beſitz und Nutzung hatte der Leihe— 
träger einen feſten, unveränderlichen Zins zu entrichten. 
Das überlaſſene Gut durfte nur mit Einwilligung des 
Leiheherrn veräußert, verteilt und verpfändet werden. 
Bei Veräußerungen bezog der Leiheherr eine Quote des 
Kaufſchillings von 5% als „Laudemium“. Für die bei 
Verpfändung und Verkauf notwendigen „Aggravations— 
und Veräußerungskonſenſe“ hatte ein Miniſterial⸗ 
reſkript vom 20. III. 1823 ***) beſondere Normen auf 
geſtellt, wonach beide Arten von Konſenſen nur beim Vor⸗ 


*) Aus der allgemeinen Literatur vergl. Hübner, Grund⸗ 
züge des deutſchen Privatrechts, Leipzig 1908, S. 309 ff., von 
Schwind, Zur Entſtehungsgeſchichte der freien Erbleihen in den 
Rheingegenden und in den Gebieten der nördlichen deutſchen Koloniſation 
des Mittelalters (Unterſuchungen zur deutſchen Staats⸗ und Rechts⸗ 
geſchichte, herausgegeben v. O. Gierke, Heft 35), Rietſchel, Die 
Entſtehung der freien Erbleihe (Zeitſchrift der Savigny-Stiftung, 
XXII, 181 ff.). 

) Vergl. Goldmann a. a. O., I. Bd., S. 25. 

k) Abgedruckt im Anhang V, 1, S. 128 f. 


handenſein zweier zur Nachfolge berechtigter Erben zu er⸗ 
teilen waren. Verpfändungen durften nur auf 6 Jahre und 
bis zum halben Gutswert vereinbart werden. Hierbei 
genoſſen die Erbleihepräſtationen des Fiskus noch ein 
Vorzugsrecht. Nach Ablauf von 6 Jahren erloſch die 
Hypothek von ſelbſt. 

Der Leiheträger war bei vertragsmäßigem Verhalten 
unabſetzbar. Bei ſeinem Tod war ein ehelicher Leibes⸗ 
erbe, ohne Rückſicht auf das Geſchlecht, zur Nachfolge 
berufen, der die übrigen Miterben abzufinden hatte. 
Letztere mußten auf das Lehen ausdrücklich Verzicht 
leiſten.“) Bei kinderloſem Ableben des letzten Leihe— 
trägers fiel das Gut an den Obereigentümer heim. 
Seitenverwandte waren nicht zur Erbfolge berufen. 

Dieſer altheſſiſchen Erbleihe entſprachen im weſent⸗ 
lichen auch die Erbleihegüter, die der Staat ſpäter zum 
Domanialgut erwarb, zumeiſt aus kirchlichem Beſitz. 
Auch hatten viele Privatberechtigte ihren Grund und 
Boden zu den nämlichen Bedingungen ausgetan. Es 
gab zwar zahlreiche Modifikationen im einzelnen; ſo war 
insbeſondere die Höhe des Leihezinſes ſehr verſchieden, 
er trug bald den Charakter eines bloßen Bekenngeldes, 
bald denjenigen eines wirklichen Entgelts für die Guts⸗ 
nutzung; doch ſtand er, weil im Laufe der Zeit un⸗ 


*) Vergl. die Verordnung vom 26. II. 1779, abgedruckt im An⸗ 
hang V, 2, S. 130. ö 
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verändert,“) meiſt ſehr weſentlich unter dem Pachtwert. 
Die Höhe des Laudemiums variierte zwiſchen 2 bis 5%. 
Der Leihebrief brauchte vielfach nur bei Veränderungen 
in der Perſon des Leiheträgers erneuert zu werden,“) 
oder die Leihe mußte ohne Rückſicht auf Veränderungen 
in der Perſon der Beteiligten immer nach Ablauf einer 
beſtimmten Reihe von Jahren neu vereinbart werden,“) 
gegen eine beſondere Gebühr und ohne ſolche. Zuweilen 
vererbte ſich auch das Bauernlehen wie ein echtes Lehen. 
Es waren alſo nicht nur die Kinder des jeweiligen 
Leiheträgers zur Erbfolge berufen, ſondern alle Abkömm⸗ 
linge des erſten Leiheträgers F) Bei allen Formen der 
Erbleihe finden ſich jedoch mehr oder minder überall 
dieſelben weſentlichen Kennzeichen. 


) von Schwind a. a. O. S. 46 bezeichnet die prinzipielle 
Konſtanz des Leihezinſes „geradezu als weſentliches Moment des 
Erbleiheverhältniſſes“. 

*) Vergl. A. M. d. F., „Die Renovation der Erbleihen bei ein⸗ 
getretener Regierungsveränderung betr.“. 1830 — 

re) In den Rentämtern Alsfeld, Schotten, Grünberg z. B. alle 
8 Jahre und gegen doppelte Zahlung des Jahreszinſes, im Rentamt 
Lindenfels alle 15—20 Jahre ohne beſondere Gebühr, in Groß-Gerau 
alle 10—25 Jahre, in Nidda alle 15 Jahre gegen eine Stempelgebühr 
(A. M. d. F., „Die Erbleih'⸗, Lehn⸗ und Landſiedelgüter, welche in 
einer gewiſſen Reihe von Jahren wieder erneuert werden müſſen, 
betr.“. 1827 —) 


1 Vergl. a. Zeitſchrift für Staats⸗ und Gemeindeverwaltung 
De e e 
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2) Die Landſiedelleihe.) Auch ſie hat ſich im 
18. Jahrhundert längſt zu einem erblichen Nutzungsrecht 
wan fremdem Grund und Boden ausgebildet. Der 
Nutzungsberechtigte war feinem Obereigentümer gegen- 
über im weſenlichen denſelben Beſchränkungen unter⸗ 
worfen, wie der Inhaber der Erbleihe. “*) Auch war er 
zur Zahlung eines Geldzinſes und zu ſonſtigen Natural⸗ 
leiſtungen verpflichtet. Die neueſte Forſchung ***) bringt 
die Landſiedelleihe in Verbindung mit den großen 
Rodungen des 11. und 12. Jahrhunderts, wie ſie eine 
intenſivere Bewirtſchaftung des Bodens notwendig machte, 
und ſtellt als den Kernpunkt dieſes Rechtsverhältniſſes 
die Verpflichtung des Beliehenen dar, das übertragene 
Grundſtück anzubauen. Der Landſiedel (colonus) erhielt 
alſo ſein Gut zum Zweck der Urbarmachung und Kultur. 
Wegen dieſer Auflage war die Landſiedelleihe urſprüng⸗ 
lich immer nur auf eine beſtimmte Friſt, höchſtens auf 
Lebenszeit, abgeſchloſſen. Der Landſiedel konnte, wenn 


*) Vergl. Wittich, Beitrag S. 101 f., Sternberg, Über die 
Entwicklung der bäuerlichen Standes⸗ und Güterverhältniſſe, mit 
beſonderer Rückſicht auf die oberheſſiſche Landſiedelleihe (Zeitſchrift 
für deutſches Recht VII, S. 93 ff.), Heldmann, Beiträge zur Ge⸗ 
ſchichte der ländlichen Rechtsverhältniſſe in den Deutſchordenskom⸗ 
menden Marburg und Schiffenberg, Marburg 1894, Thudichum, 
Geſchichte des freien Gerichts Kaichen, Gießen 1857. 

) Vergl. den im Anhang V, 3, S. 130 ff. abgedruckten fiskaliſchen 
Landſiedelleihebrief über ein früher der Univerſität Gießen als Ober⸗ 
eigentümerin gehöriges Gut. 

kek, Vergl. Heldmann a. a. O., S. 44 ff. 


er nichts für die Beſſerung des Gutes tat, jederzeit ver- 
trieben, „abgemeiert“ werden. Seit dem 14. Jahrhundert 
ſoll ſich die durch das Wohlverhalten des Pächters bedingte 
Neigung zur Erblichkeit durchgeſetzt haben. Im 18. Jahr⸗ 
hundert war die Erblichkeit der Landſiedelleihe längſt 
allgemein und eine Annäherung an die Erbleihe hatte 
ſich vollzogen. 

Eine eigne Entwicklung nahm die Landſiedelleihe 
nach ſolmſiſchem Landrecht, das in großen Teilen der 
Wetterau galt. Sie war auf Seiten des Leiheherrn 
leichter lösbar. Der Landſiedel mußte ſein Gut gegen 
Erſtattung der Beſſerung herausgeben, wenn es der 
Obereigentümer unter den eigenen Pflug nehmen, nicht 
wenn er es weiterverleihen wollte. Auch mußte der 
Beliehene beim Verkauf des Obereigentums dem neuen 
Leiheherrn gegen Bezahlung des Mehrwerts weichen. Bei 
Veräußerung des Nutzungsrechts gebührte dem Ober— 
eigentümer der Vorkauf. Rechtlich hatte ſich die Erb— 
lichkeit vermöge dieſer Beſtimmungen des ſolmſer Land- 
rechts nicht durchgeſetzt, tatſächlich beſtand ſie jedoch 
auch hier. ). 

Eine beſondere Art von Landſiedelgütern, die ehemals 
der Univerſität Gießen als Obereigentümerin gehörten, 
erwähnt Goldmann.“ “) Bei ihnen hatte ſich aus der ge⸗ 
wöhnlichen Temporalpacht die Erblichkeit gewohnheits⸗ 


) Vergl. a. Thudichum a. a. O., S. 37 ff. 
r A. a. O. I, S. 27, vergl. den im Anh. V, 3, S. 130 f. ab⸗ 
gedruckten Leihebrief. 
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rechtlich entwickelt, da die Pachtverträge die Beſtimmung 
enthielten, daß die Leiheträger bei leihegemäßem Ver⸗ 
halten nach Ablauf der Pachtzeit für die Weiter⸗ 
verleihung in erſter Linie in Betracht kämen. Weil ferner 
nicht der Eigentümer, ſondern der Beliehene wie bei der 
Erbleihe die Grundſteuer bezahlte, und die Pachtabgabe 
konſtant und unverhältnismäßig niedrig war, hatten 
die Gerichte“) dem Leiheherrn die Einziehungsbefugnis 
nach Ablauf der Pachtzeit abgeſprochen. Damit war die 
Erblichkeit anerkannt. Doch mußte die Leihe ſtets nach 
Ablauf der Leiheperiode erneuert werden. 

Entſprechend der tatſächlichen Annährung wurden im 
19. Jahrhundert die verſchiedenen Formen des Bauern⸗ 
lehens von Verwaltung und Geſetzgebung gleich be— 
handelt. 

Daß die grundſätzliche Teilung zwiſchen Eigentum 
und Beſitz, Arbeit und Nutzung für den Beliehenen eine 
ſchwere Feſſel bedeutete, da er in der freien Vermögens⸗ 
dispoſition behindert und im Erbrecht beſchränkt war, 
daß auch für den Obereigentümer dies Verhältnis 
in vielen Beziehungen hemmend und läſtig ſein mußte, 
iſt ohne weiteres erſichtlich. Auch mußte die Erſchwerung 
und Verteuerung des Hypothekarkredits durch die Aggra⸗ 
vationsverbote eine Verbeſſerung der Wirtſchaft hintan⸗ 
halten und den Gefahren, die eine ſtarke Inanſpruchnahme 


*) Über ähnliche Erſcheinungen in der kurheſſiſchen Gerichtspraxis 
vergl. Sternberg a. a. O., S. 111 ff. 
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des Perſonalkredits in ländlichen Verhältniſſen ſtets bietet, 
Tür und Tor öffnen. Es iſt deshalb natürlich, daß 
eine Zeit, die nach Löſung der gebundenen Wirtſchafts— 
organiſation ſtrebte, ſich auch die Allodifikation der 
Bauernlehen zum Ziel ſetzte. Bereits in einem Bericht 
des „Geheimen Finanz-Komites“ vom 9. X. 1818 % heißt 
es, „die bey den Erbleyh- und Landſiedel-Güthern be— 
ſtehende Abſonderung des direkten Grundeigentums von 
dem nutzbaren ſey dem gegenwärtigen Staats- und 
Nationalintereſſe ebenſowenig als dem privaten Intereſſe 
der dabey Beteiligten angemeſſen und entſprechend“. 
Die Geſetzgebung ſetzte jedoch ſehr ſpät ein. Dagegen 
waren ſchon früh zahlreiche Bauernlehen im Vertrags— 
weg allodifiziert worden. Meiſt erwarb der Leiheträger 
gegen Zahlung von !ıs bis ½0 des Gutswerts und 
des 18 bis 25fachen der jährlichen Leiſtungen freies 
Eigentum.“ *) Auch hier wurden die erſten allgemeinen 
Normen für die fiskaliſchen Lehen und zwar im Ver⸗ 
waltungsweg geſchaffen. Der Leiheträger hatte hiernach 
jedoch keinen Rechtsanſpruch auf Allodifikation, ſie ſollte 
ihm nur geſtattet fein. Unterm 21. VII. 1826 erging ein Aus⸗ 
ſchreiben der Oberfinanzkammer,“ ) das die Bedingungen 
feſtlegte, an die ſich die Rentbeamten beim Abſchluß 


*) A. M. d. F. betr. „die Allodifikation der Erbleih⸗, Lehn⸗ und 
Landſiedelgüter“, 1823 — 1835. 

e e ee ee 

) Abgedruckt bei Goldmann a. a. O., I. Beil., Nr. 14. 
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von Allodifikationsverträgen zu halten hatten. Zugleich 
wurden die Domänenverwaltungen angehalten wegen 
der mit dem Erbleihe- und Landſiedelverhältnis für die 
Beteiligten verbundenen Mißſtände, „die Allodifikation 
auf alle Weiſe zu befördern“. Die Bedingungen, unter 
denen der Fiskus ſeine Leiheherrlichkeit aufgab, waren 
Leiſtung des 18fachen Grundzinſes für den Wegfall der 
Leihepräſtationen, „Kanon“ genannt, und Zahlung von 
1/0 des reinen Gutswerts, wie er ſich nach Abzug des 
Kapitalwerts der Leihezinſen darſtellte. Letztere für 
den Wegfall des Obereigentums, insbeſondere des 
Heimfallsrechts. Die Allodifikation war an die weitere 
Bedingung geknüpft, daß noch zwei Nachfolgeberechtigte 
vorhanden waren und daß der Erbbeſtand, wie es zu⸗ 
weilen vorkam, nicht auf beſtimmte Generationen be= 
ſchränkt war. Im letzteren Fall lag jedoch überhaupt 
kein eigentliches Erblehen, ſondern nur Temporalpacht vor. 

Nach dieſen Beſtimmungen mußten Leiheeigenſchaft und 
Kanon immer zuſammen abgelöſt werden. Wenn das 
Lehen nur aus einem Objekt, z. B. Haus mit Hofraithe 
beſtand, wurde, um die Aufhebung des Lehnsnexus zu 
erleichtern, ſpäter geſtattet, die Leiheeigenſchaft allein 
abzulöſen, während die Leiheabgaben als Grundzinſen 
auf dem Bauerngut verunterpfändet wurden, ſodaß mit 
einer Reallaſt beſchwertes Eigentum entſtand. Dasſelbe 
war möglich, wenn unter mehreren Leihegrundſtücken 
ein einzelnes für den Eingang der an Stelle des Kanons 
tretenden Grundrente ausreichende Sicherheit bot. Ver⸗ 
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einzelt wurde auch die Grundrente auf ganze Bauern 
güter repartiert. 

Erſt durch dieſe Erleichterungen kam die Allodifikation 
der fiskaliſchen Bauernlehen in Fluß. In den Jahren 
von 1825— 1833 wurden über 1000 Erbleihe- und Land— 
ſiedelgüter in Eigentum verwandelt und dafür etwa 
240000 fl. Freikaufsgeld bezahlt.“) 

Am 27. VII. 1831 wurde ein Miniſterialreſkript““) 
erlaſſen, das die Allodifikation der von geiſtlichen 
Stiftungen und Fonds abgeleiteten Bauernlehen im 
weſentlichen nach den gleichen Normen ermöglichte. Eine 
Abänderung und die Aufhebung dieſer Vorſchriften 
knüpfte der Landtagsabſchied vom 11. J. 1841***) an die 
Zuſtimmung der Stände. 

Inzwiſchen war der Wunſch nach geſetzlicher Regelung 
der Allodifikation wiederholt laut geworden. Die in dem 
Jahrzehnt von 1830 — 1840 im Landtag eingebrachten 
Anträge f) ſcheiterten jedoch ſämtlich oder wurden über— 


) A. M. d. F. betr. „Die Allodifikation der Erbleih'⸗ und Land⸗ 
ſiedelgüter“, 1836— 1854. 

*, „An die Großherzoglichen Kirchen- und Schul⸗Räthe zu 
Darmſtadt und Gießen, betr. die Allodifikation bei geiſtlichen 
Stiftungen“, abgedruckt bei Goldmann a. a. O. II. Beil. 13 d. 

ere) § 25 Art. 7, Rg. Bl. S. 34. 

+) Vergl. L. V. II. K., 1829/30. Beil. Bd. II, Nr. 170, 1832/33. 
Beil. Bd. I, Nr. 135, 1834. Beil. Bd. I, Nr. 185, 1838/41. Beil. Bd. II, 
Nr. 121. 
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haupt nicht verhandelt. Erſt im Jahr 1848 kam das 
Geſetz „Die Allodifikation der Erbleihen und Landſiedel⸗ 
güter betreffend“) d. d. 6. VIII. zuſtande, das ji) auch auf 
die Erbpachtverhältniſſe bezieht. Im allgemeinen folgt 
es den Beſtimmungen, die für die Verwandlung der 
fiskaliſchen Bauernlehen in Eigentum bisher gegolten 
hatten; es finden ſich jedoch im einzelnen ganz weſent⸗ 
liche Verbeſſerungen. Bisher bedurfte es zur Wllodi- 
fikation der gemeinſamen Übereinkunft zwiſchen Ober- 
und Untereigentümer. Auch das neue Geſetz verweiſt die 
Beteiligten zunächſt auf den Weg der Privatvereinbarung. 
Kam eine ſolche jedoch nicht zuſtande, ſo erfolgte die 
Verwandlung auf Anrufen des Leiheträgers unter Lei⸗ 
tung der Regierung. Dies Zwangsrecht war im Gegen— 
ſatz zum Ablöſungsgeſetz von 1836 nur den Pflichtigen 
verliehen, weil es dem Staat dermalen an Mitteln fehlte, 
die nötigen Entſchädigungsſummen vorzuſchießen.““) 
Die im bisherigen Recht angebahnte Trennung zwiſchen 
der Ablöſung der Leiheeigenſchaft und des Kanons ward 
jetzt allgemein ermöglicht. Das Geſetz eröffnete 3 Wege 
zur Allodifikation, unter denen der Leiheträger die Wahl 
hatte. Verwandlung in Eigentum war: a 

1. wie bisher möglich durch gleichzeitigen Abkauf 

der Leiheeigenſchaft und der Leiheabgaben, 


) Rg. Bl. S. 245. 
) L. V. 1847/49, Beil. Bd. IV, Nr. 495. 
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2. dadurch, daß die Leiheeigenſchaft abgelöſt wurde, 
der Kanon aber als Grundrente auf dem ehe— 
maligen Lehen haften blieb. Endlich konnten 

3. ſowohl die Leihezinſen auf dem Gut ſtehen bleiben, 
als auch von der Ablöſung der Leiheeigenſchaft ab— 
geſehen werden. Im letzteren Fall erhielt die unter 
2 erwähnte Grundrente für die Aufhebung der 
Leihequalität einen Zuſatz, beſtehend in einem 
Achtzehntel der Ablöſungsſumme für dieſe Eigen- 
ſchaft. 

So war auch dem unbemitteltſten Leiheträger die 
Allodifikation ermöglicht. Die neu entſtandenen Grund— 
renten waren nach dem Geſetz von 1836 ablösbar und 
wurden, ebenfalls im Gegenſatz zum früheren Recht, auf 
die einzelnen Teile der ehemaligen Leihegüter repartiert, 
deren Teilbarkeit hiermit ermöglicht war. 

Erfolgte die Allodifikation durch Vermittlung der 
Behörden, ſo hatten die Beteiligten je einen Sachver⸗ 
ſtändigen zu ernennen, von denen jeder die Abſchätzung 
des Leiheguts geſondert vornahm. Nach beiden Schätzungen 
wurde hierauf von einem Regierungskommiſſar die 
Allodifikationsſumme oder die Grundrente berechnet. 
Konnten ſich die Parteien nicht in Güte einigen, ſo 
wurde das Mittel zwiſchen beiden Berechnungen als 
Entſchädigung angenommen. 

Von dieſen günſtigen Aldi tatonsb dingungen 
wurde reicher Gebrauch gemacht. Die Mehrzahl der 
Pflichtigen wählte die Verwandlung durch Konſtituierung 
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einer neuen Grundrente und ſchritt ſofort zur Ablöſung, 
da nun die Staatsſchuldentilgungskaſſe die Entſchädigungs⸗ 
ſummen vorzuſchießen hatte. | 

Die Allodifikation der fiskaliſchen Bauernlehen war 
im Jahr 1876 im weſentlichen vollendet.“) Leiheverhältniſſe 
kamen damals nur noch vereinzelt vor, meiſt weil die 
Verwandlung wegen des bevorſtehenden Heimfalls nicht 
möglich war. Am längſten hielten ſie ſich im Rentamt 
Groß⸗Umſtadt.“* ) Die dortigen Erbleihen ſtammten näm⸗ 
lich meiſt aus kurpfälziſchem Beſitz. Nach pfälziſchem Recht 
waren wie bei adeligen Lehen nicht nur die Deszendenten 
des jeweiligen Inhabers, ſondern auch alle Seitenver⸗ 
wandten zur Erbfolge berufen, die vom erſten Leiheträger 
abſtammten. Da infolgedeſſen faſt nie die Gefahr des 
Heimfalls drohte, legten die Beliehenen auf die Allodi⸗ 
fikation nur Wert, wenn ſie das Gut teilen wollten.“ “) 
Zur Vereinfachung der Domanialverwaltung wurde ſeit 
dem Jahr 1876 auf die Beſchleunigung der Verwandlung 
in allen Rentamtsbezirken hingewirkt und ſeitdem wurden 
die meiſten noch übrigen Leihegüter allodifiziert. Vereinzelt 
finden fie ſich jedoch auch heute noch. *) 


*) A. M. d. F., „Die Allodifikation der Erbleih'⸗ und Land⸗ 
ſiedelgüter betr.“, 1855— 

*) A. M. d. F. a. a. O. | 

Ker) In den Rentämtern Gießen, Groß⸗Umſtadt und Alsfeld 
fanden ſich im Jahre 1896 z. B. noch je 2 Bauernlehen. A. M. d. F. 
a. a. O. 
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Auch die nichtfiskaliſchen Bauernlehen find im Lauf 
der Zeit zum größten Teil in Eigentum verwandelt worden. 
Die Verwaltungsbehörden wirkten im Intereſſe beider 
Teile auf die Allodifikation durch Konſtituierung einer 
Grundrente und auf deren raſche Ablöſung hin.“) Doch 
dürfte eine größere Anzahl Leiheverhältniſſe auch jetzt 
noch beſtehen. 


*) A. M. d. Innern, betr. „Die Allodifikation der Erbleihen und 
Landſiedelgüter“. 


7. Rapitel. 


Hbidiluß der Beireiungsgeießgebung. Allgemeine 
Wirkungen der Reform. 


§ 14. 


So iſt denn im Lauf des vorigen Jahrhunderts der 
heſſiſche Bauernſtand in eine neue Phaſe ſeiner Ent⸗ 
wicklung eingetreten. Die alte gebundene Wirtſchafts⸗ 
organiſation mit all' ihren Feſſeln und Beſchränkungen 
wurde gelöſt. Aus einer Klaſſe von Hörigen hat man 
freie, ſelbſtändige Exiſtenzen geſchaffen, nur auf ſich und 
ihr eignes Können geſtellt. Nur ſehr wenige Erinne⸗ 
rungen an die alte Zeit haben unſere Tage erreicht. 
Zehnten und Fronden gehören der Geſchichte an.“) Trotz⸗ 
dem iſt, namentlich in der Provinz Oberheſſen, noch eine 
Anzahl der Ablöſung unterliegender Rechtsverhältniſſe 
vorhanden.“) Auch ihre Beſeitigung iſt im volkswirt⸗ 


*) A. M. d. Juſt., betr. „Die Ausführung des bürgerlichen Gaſetz⸗ 
buchs für das Deutſche Reich, insbeſondere Entwurf von Vorſchriften 
über die Umwandlung und Ablöſung von Reallaſten und Dienſt⸗ 
barkeiten“. Neu eingeführt wurde durch Art. 1, Z. 3 des unten 
behandelten Geſetzes vom 24. VII. 1899 die Ablösbarkeit der nicht 
zu den Fronden im engeren Sinn gehörigen „Amts-“ und „Gemeinde⸗ 
fronden“, für die heute kein Bedürfnis mehr beſteht. 

* A. M. d. Juſt. a. a. O. 
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ſchaftlichen Intereſſe wünſchenswert, da die Notwendig— 
keit intenſivſter Bodenbewirtſchaftung jetzt mehr denn je 
die Freiheit des Eigentums zur Vorausſetzung hat.“) 
Bei der Neuordnung des bürgerlichen Rechts ſah ſich 
daher die heſſiſche Regierung veranlaßt, die in 21 Quellen- 
komplexen zerſtreuten und aus den verſchiedenſten Zeiten 
ſtammenden Befreiungsnormen in ein neues einheitliches 
Geſetz zuſammenzufaſſen. Man wollte damit für die 
3 Provinzen gleiches Recht ſchaffen, ſeine Handhabung 
erleichtern und den Kreis der verwandlungs- und ab— 
löſungsfähigen Rechtsverhältniſſe erweitern. Das Ein- 
führungsgeſetz zum bürgerlichen Geſetzbuch“ !) läßt zwar 
die landesrechtlichen Vorſchriften über die Umwandlung 
und Ablöſung von Reallaſten und Dienſtbarkeiten un⸗ 
berührt. Trotzdem erſchien ein Zeitpunkt, in dem ſo 
durchgreifende Anderungen im Rechtsleben eintraten, | 
geeignet, auch dieſe Materie neu zu regeln. Das Gejeß ***) 
datiert vom 24. Juli 1899. Es bringt weſentliche Fort⸗ 
ſchritte gegenüber dem früheren Recht. Neben den Vor- 
teilen der Überſichtlichkeit und Vereinfachung des Ver⸗ 
fahrens iſt es von jetzt ab in allen Fällen auch dem 
Berechtigten geſtattet, die Ablöſung zu verlangen. Den 


*) Vergl. die Einleitung zur Begründung des Geſetzes vom 
24. VII. 1899. 

rl. 

ke, „Die Umwandlung und Ablöſung von Reallaſten und Dienſt⸗ 
barkeiten betr.“, Rg. Bl. S. 379 ff., vergl. a. die hierzu erlaſſene 
Ausführungsverordnung vom 25. VIII. 1900, Rg. Bl. S. 495 ff. 
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Pflichtigen müſſen die Entſchädigungsſummen immer aus 
ſtaatlichen Mitteln vorgeſchoſſen werden. Die früher hier 
herrſchenden Beſchränkungen find aufgehoben. Die Funk 
tionen der „Staatsſchuldentilgungskaſſe“ hat die „Groß⸗ 
herzogliche Staatsſchuldenverwaltung“ übernommen; ſie 
ſchießt die nötigen Kapitalien nach den Beſtimmungen, 
die für Darlehen aus der Landeskreditkaſſe gelten, vor. 
Sämtliche Weideberechtigungen ſind ablösbar, im Gegenſatz 
zum früheren Zuſtand, insbeſondere die Waldweiden, 
die man im Intereſſe beider Parteien nicht mehr für 
wünſchenswert hielt.“) Verwandlungen ſind nur noch 
zum Zweck der Ablöſung geſtattet. 

Hiermit hatte der Staat das letzte getan, was er im 
Intereſſe der Bodenentſchuldung tun konnte, und ſich 
neue, nicht unerhebliche Opfer auferlegt. 

[Knapp nennt in ſeinem klaſſiſchen Werk““) die Ge⸗ 
ſchichte der Bauernbefreiung die Geſchichte der „ſozialen 
Frage“ des ausgehenden 18. und der erſten Hälfte des 
19. Jahrhunderts. Die Schaffung eines freien, breiten 
Mittelſtands auf dem Lande war aber auch ein Werk 
von größter nationaler Bedeutung. Die Maßnahmen 
des heſſiſchen Staates zur Entlaſtung des Grundeigen⸗ 
tums bilden, wie in der Einleitung ausgeführt, nur 
einen Ausſchnitt aus einer der bedeutungsvollſten Epochen 


*) Vergl. die Motive zum Geſetz vom 24. VII. 1899, S. 14 f. 
r) Die Bauernbefreiung und der Urſprung der Landarbeiter 
in den älteren Provinzen Preußens, Vorwort S. 1. 
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deutſcher Wirtſchaftsgeſchichte im vorigen Jahrhundert. 
In dieſem Geſamtbild ſteht Heſſen nicht an letzter Stelle. 
Es bedurfte hier zwar nicht wie in Preußen jenes 
gewaltigen Ringens von Krone und Staat „mit der 
geſellſchaftlich mächtigſten und — in den öſtlichen Pro— 
vinzen — auch weitaus wichtigſten Klaſſe der Guts— 
beſitzer“.“) Trotzdem waren auch hier bedeutende Wider— 
ſtände zu überwinden, und die Fürſorge des Staates 
für den Bauernſtand ſetzt früher ein wie in vielen 
andern Staaten. Dies zeigt ſchon ein Blick auf das 
ſtamm⸗ und namenverwandte Kurheſſen. 

Die vorzügliche Löſung der Agrarreform, die den 
Pflichtigen überall wirkſam zu helfen wußte und den 
Berechtigten für die Aufgabe wohlerworbener Rechte volle 
Entſchädigung verſchaffte, hat Heſſen in hohem Maß 
ſeiner einſichtsvollen Bürokratie zu verdanken, die 
den Forderungen der Zeit ſtets das größte Verſtändnis 
entgegenbrachte. Die Männer, die mit Wort und 
Schrift, in ihrer amtlichen Stellung und zum Teil als 
Abgeordnete für die Befreiung des Bauernſtandes und 
der Landwirtſchaft eintraten, wie Goldmann, Ebel, 
Kröncke, Eigenbrodt, waren ſämtlich heſſiſche Beamte. 
Namentlich die Hand des verdienſtvollen Direktors der 
Großherzoglichen Oberfinanzkammer Goldmann iſt 
überall zu fühlen. 


*) Knapp, a. a. O. S. 316. 
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Neben der wichtigen Aufgabe der Entlaſtung des 
ländlichen Beſitzes von veralteten Herrſchaftsrechten liefen 
weitgehende Maßnahmen des Staates im Intereſſe der 
Landeskultur, wie Ermöglichung und Beförderung der 
Gemeinheitsteilungen und der Beſeitigung der aus der 
Gemengelage herrühenden Beſchränkungen. All das hat 
erſt die großen techniſchen Fortſchritte ermöglicht, die 
die deutſche Landwirtſchaft im 19. Jahrhundert einen 
bis dahin ungeahnten Aufſchwung erleben ließen. 


Anhang. 
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Bei“) dem Antritt Meiner Regierung habe Ich es 
mir zum Hauptvorſatz gemacht, unermüdet für das 
Wohl Meiner Unterthanen zu wachen, ihr Glück mög— 
lichſt zu befördern und alle Pflichten, zu welchen Mich 
die Vorſehung berufen hat, ſoweit es in Meinen Kräften 
ſtehet zu erfüllen. ; 

Mit wahrer Theilnehmung habe Ich bisher öfters 
erſehen, daß ein großer Theil Meiner jetzigen Unterthanen 
noch nicht in die angebohrenen Rechte der Menſchheit 
wieder eingeſetzt worden, ſondern daß das, in denen 
Fürſtlichen Landen zwar etwas gemilderte, aber doch 
immer noch zu harte Joch der Leibeigenſchaft auf ihren 
Schultern laſtet. Ich befreye ſie demnach ſämtlich von 
heute an von dieſem angeerbten Druck, welchen Gewohn— 
heit und Vorurtheil erhalten haben, und will, daß in 
Zukunft alle Meine Unterthanen, gleich Kindern einer 
Familie, auch gleiche Rechte genießen ſollen. 

Weil aber verſchiedene Fürſtliche Diener einen Theil 
ihrer Beſoldung aus denen Leibeigenſchaftsabgaben be— 
ziehen, ſo ſoll dieſer Beſoldungs⸗Antheil genau berechnet, 
in eine andere proportionierte Abgabe verwandelt, von 
denen bisher leibeigen geweſenen Familien alljährlich 
erhoben, und der Dienerſchaft zugerechnet werden. 


*) Ludwig I. misc. A. Staatsarch. ſ. o. S. 16 f. 
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Ich folge hierin dem Beyſpiel Meines Herrn Oheims, 
des Durchlauchtigſten Marggrafen zu Baaden, Ebd., 
welche wie in Ausrottung mancher anderen Vorurtheile 
und Einführung vieler heilſamen Einrichtungen, auch 
hiermit den rühmlichſten Anfang gemacht haben. 

Das Miniſterium hat dieſes denen ſämtlichen Ort⸗ 
ſchaften, in welchen die Leibeigenſchaft bishero Statt 
fand, mit dem Anfügen bekannt zu machen, daß Ich 
Mir jede Dankſagung verbitten laße. Denn Ich werde 
nie eine gute That ihrer Außenſeite wegen verrichten, 
ſondern Mich im Stillen jeder beſſeren Einrichtung um 
ihrer ſelbſt willen freuen und Mich jeder Zeit durch die 
Liebe und das Zutrauen Meiner Unterthanen für hin⸗ 
länglich belohnt halten. 

Deen?! 

Dem Fürſtl. heſſiſchen Miniſterio zu Darmſtadt. 


II. 


1. Frohn-Contract“) mit der Gemeinde Brandau, 
Amts Lichtenberg. Anfahend den 1. Juli 1775. 
Wir ſamtliche Unterthanen der Gemeinde Brandau 

Amts Lichtenberg, urkunden und bekennen hiermit, daß 

der Durchlauchtigſte Fürſt und Herr, Herr Ludwig, 

Landgraf zu Heſſen p. p., Unſer gnädigſter Fürſt und 

Herr Uns einen ſolchen Frohn⸗Contract gnädigſt er⸗ 

theilet, wie hiernach folgt. 


) A. Staatsarch. XIII, 8. ſ. o. S. 28 f. 
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Von Gottes Gnaden Wir Ludwig, Landgraf zu 
Heſſen p. p. 


urkunden hiermit, als bey Uns Unſere Unterthanen zu 
Brandau, Amts Lichtenberg unterthänigſt gebethen, über 
diejenige Frohnden, ſo Uns ſie wegen derer Uns heim— 
gefallenen von Rodensteiniſchen und von Kalbiſchen 
zwey Drittheilen zu praeſtieren verbunden ſind, einen 
Frohn⸗Contract zu errichten, was maßen Wir vorwalten— 
den Umſtänden nach denenſelben hierinnen gnädigſt 
willfahret und Uns folgendergeſtalten mit ihnen ver— 
glichen haben, nehmlich 


1) Sollen und wollen Uns fie und zwar vom Ilten 
July dieſes 1775ten Jahres an jährlich und eines 
jeden Jahres beſonders das duplum desjenigen 
quanti ad 59 fl. 16 alb ſo ſie dem von Poellniz 
wegen des beſitzenden Mosbachiſchen Eindrittel zu 
entrichten haben, mit Einhundert und Neunzehn 
Gulden zwy alb als ein ſtändiges jährliches Frohnd— 
Geld, jedes mal auf Martini⸗Tag richtig und ohne 
einen jemals zu verlangenden Nachlaß oder Dilation, 
es ſeye auch, aus was Urſache es wolle, in Unſere 
Rentherey Lichtenberg bezahlen, auch vor deren 
richtige und unfehlbare Abführung die ganze Ge- 
meinde in corpore haften, ſodann ſollen ſie 


2) diejenigen Ein Gulden zwanzig alb ſo ſie anſtatt 


einer alle Jahr zu thuenden Weinfuhr von Wein— 


— 


8 
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heim naher Reinheim bishero bezahlt fernerhin all⸗ 
jährlich in Unſere Rentherey Lichtenberg entrichten. 


3) Unſere daſigen Zehenden, ſo geſamlet werden, ſollen 
ſie in Unſere aldortige Zehend-Scheuer und die 
Zehend und andere Früchte auf den Amts⸗Speicher 
liefern. 


4) Betreffend die zu leiſten ſchuldigen Jagd Frohnd 
Dienſte, ſo iſt deßhalben bereits in dem errichteten 
Jagd Frohnd⸗Contract das nöthige verſehen, und 
in Anſehung des in daſiger Gemarkung geſchoſſen 
werdenden Wildes bleibt es bey der bißherigen 


Observanz. 


Es iſt auch abgeredet worden, daß Wir außer er⸗ 
heiſchenden hohen Nothfall dieſen Contract nicht auf⸗ 
geben wollen; Endlich reserviren Wir Uns annoch 
expresse, daß dieſe Vergleichung Uns und dem ganzen 
Lande an Landes Fürſtler Hoheit, auch Folge Heeres 
Zügen, oder andern Nöthen, ſonderlich in denen Fällen, 
ſo die Frohn-Dienſte nichts angehen noch darinnen ge— 
ſetzt werden können, nicht das geringſte praejudiciren, 
ſondern ſie Unſere Unthanen benotligten Falls Uns nicht 
allein in Heeres Zügen, ſondern auch in vorfallenden 
Reiſen und zu Ehren Sachen, wie ſich ſolche begeben 
mögen mit Heer- und Cent⸗Wägen hergebrachter maßen 
gewärtig ſeyn, ſonderlich in Fehdens Zeiten mit Leib, 
Pferden, Schiff und Geſchirr zu zuziehen, zu folgen, 
Proviant, Munition und anderes dem Heeres Zug ans 
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hängig beyzuſichern und die allgemeinen Landes und 
Kriegs-Frohnden zu praestiren ſchuldig ſeyn ſollen. 

Urkundlich der Unterſchrift und des hierauf gedrückten 
Fürſtl. Geheimen Inſiegels. 


Darmſtadt, den 31ten May 1775 
ad speciale mandatum S E Ri 
Fürſtl. Heſſiſche Praesident 
Canzler und Geheimde Räthe 
(L. S.) daſelbſt. 


Demnach gereden und verſprechen wir Eingangs 
bemeldete alldemjenigen ſo in obinſerirter Leyhe enthalten 
iſt und Uns berühren thut ſtets recht und unverbrüchlich 
nach zu kommen, inmaßen Wir ſolches zugeſagt und 
deswegen dieſen Unſern Revers-Brief unterſchrieben 
zurückgegeben haben. | 

(Es folgen die Unterſchriften der Frondpflichtigen). 


2. Frondkontrakt!) zwiſchen dem Grafen 
von Stolberg und der Gemeinde Uſenborn. 

Wir Chriſtian, Friedrich Graf zu Stolberg, König— 
ſtein, Rochefort, Wernigerode und Hohenſtein, Herr zu 
Epſtein, Münzenberg, Breuberg, Agimont, Lohra und 
Klettenberg, wie auch auf Peterswaldau, Kreppelhof und 
Janovitz in Schleſien p. p., der ſchwarzen und rothen 
Adler wie auch Johannitter Ordensritter, Domherr zu 
Halberſtadt und Probſt zu Waldeck p. 


*) Kopie bei den U. Staatsarch. XIII, 100, ſ. o. S. 28 f., 33. 
8* 
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Wollen hiermit unſern Unterthanen zu Ufenborn, 
Hobwohlen ſie uns ungemeſſene Frohnden zu thun ſchuldig, 
dennoch in Anſehung ihres abermahligen, unterthänigſten 
Bittens einige Befreiung gegen billigen Geld Abtrag 
wie auch ſeithero, von Petri ferner auf Sechs Jahre, 
nämlich von Petri 1807 bis wieder Petri 1813 vergönnen, 
und ſie mit Frohnden verſchonen, bis auf folgende Stücke 
1) Sollen ſie die Dienſte zu unſerem Hof zu Hirzen⸗ 
hain nach dem ſchon unterm 22. Merz 1707 aus⸗ 
geſtellten, und bei den Acten befindlichen Verzeichnis“) 
nach wie vor leiſten. 
2) Sollen ſie alle Jahr fünf lange Fahrten thun, jedoch 
daß die nächſte bis Drey Meilen Weges gehen ſoll. 
3) Sollen ſie jehrlich Vierzig Klafter Holz nach dem 
alten Maas, oder ſoviel nach dem jetzigen kleineren 
Maas in der Uſenbörner Waldung machen, und 
zwar zur Hofſtadt nach Gedern Quartalweiſe an⸗ 
fahren und liefern, oder mit Geld, wie es neuerlich 
auch geſchehen, ſich abfinden. 
4) Die ihnen zukommenden Bauholz-Fuhren verrichten. 
5) Sollen ſie jährlich einen Brand Kohlen, den man im 
Uſenbörner Wald thun wird laſſen, wenn es ver⸗ 
langt wird, anhero führen, oder mit Geld, wie 
mehr geſchehen, ſich abfinden. 
6) Sollen ſie die Zehnt Früchte einbringen, auch dreſchen 
und ſamt dem Stroh entweder anhero oder auf 


) Unten S. 118 abgedruckt als Beilage. 
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unſeren Hof zu Hirzenhain, wohin wir es verlangen 
werden, anfahren. 
Sollen ſie Heu und Grummet auf den herrſchaftlichen 
Wieſen zu Uſenborn, die ſie räumen und daran 
Gräben machen müſſen, Mähen, Machen, und wenn 
die Witterung nicht beſtändig in die Uſenbörner 
Zehend Scheuer, das Heu aber hernach zwiſchen der 
Heu und Korn Erndte als bald und das Grummet, 
wenn man deſſen hier benöthiget, zu gelegener Zeit 
anhero ſchaffen. 
Sollen ſie bey denen Fiſchereyen derer Hirzenhainer 
Teiche helfen, und ſolche des Winters auf⸗Eißen. 
Die im Vergleich auf ſie kommenden Kalkſtein 
Fahrten thun, wie auch 
die Fuhren nach erkauften Früchten zur Hofſtadt 
ſoviele ihnen davon im Vergleich zukommen, verrichten. 
Sollen ſie bei Maſtzeiten und auf Verlangen die 
Schweine Gräben machen helfen, dem Hirt das Brenn— 
holz bey führen, und die gewöhnlichen Boten 
geben, und 
das Wildprett, ſo der Jäger zu Uſenborn fället zur 
Hofſtadt liefern. 
13) Bey Vorfallenheiten die nöthigen Boten Gänge, bey 
Beſtellung Briefe verrichten. 

Dargegen denn unſere Unterthanen wegen Befreyung 
aller übrigen ungemeſſenen Frohnden, ausgeſchieden Land 
und Jagd Folge vorbehalten, uns Jährlich ſolange die 
Leihe währet zu Petri Fünfzig Gulden Frankfurter 
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Währung Quartalweiſe, als auf Oſtern, Johanni, 
Michaelis und Weihnachten und alſo 12 fl. 15 alb jedes⸗ 
mahl in Unſer Amt durch den Bürgermeiſter richtig und 
ohngeſäumt zahlen laſſen, und einer vor den andern 
ſtehen wollen, Urkundlich haben Wir dieſe Frohnleihe 
eigenhändig unterſchrieben und Unſer Fürſtlich Inſiegel 
vordrucken laſſen. 

So geſchehen uſw. 

(8 Chriſtian Friedrich Graf Stolberg. 

Und wir Unterſchriebenen bekennen hiermit durch 
unſere Nahmensunterſchrift, daß wir dieſen Vergleich in 
allen Stücken bewilligt und deswegen als Selbſtſchuldner 
der verſprochenen Dienſtgelder ſolchen eigenhändig unter- 
ſchrieben haben. 

So geſchehen Uſenborn u. ſ. w. 


Beilage zur Uſenbörner Frohntleyhe. 

Specification der Dienſte zum Hofgut Louisenlust. 

I. Spanndienſte. 5 

19 Morgen 106 Rth. einmal zu pflügen und zu 
eggen. a 

19 Morgen 106 Rth. Zmal zu pflügen und einmal 
zu eggen. 

Dies geſchieht jedoch nur dann, wenn erſtere 19 
Morgen mit Hafer und letztere mit Rocken beſtellt werden. 

Von 39 Morgen 52 Rth. die Früchte einzufahren. 

Von 88 Morgen Wieſe Heu und von 63 Morgen 
Wieſe Grummet einzufahren. 
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II. Handdienſte. 

Auf 39 Morgen die Frucht auszuſäen, darauf die 
Frucht abzuärndten, binden und dreſchen. 

Den Miſt, welcher zur Frohnt gefahren wird zu 
breiten, 151 Morgen Wieſen zu mähen und das 
Futter zu machen, auf dieſen Wieſen die Waſſergräben 
zu machen. 

Das Miſten des Schaafſtalls und Einen Tag Gerſte 
ſchneiden. 


Extrahiert. Gedern, 18. April 1814. 
Heinrichs. 


III. 


Hochfürſtliche Heſſen-Darmſtädtiſche Ord— 
nung,“) welche bey Erhebung der Frucht— 
Zehenden, in denen hochfürſtlichen Heſſen⸗ 
Darmſtädtiſchen Landen beobachtet werden ſoll. 

Nachdem von Gottes Gnaden Uns Ludwigen, Land— 
grafen zu Heſſen, Fürſten zu Herßfeld, Grafen zu Katzen— 
elnbogen, Dietz, Ziegenhain, Nidda, Schaumburg, Yſen⸗ 
burg und Büdingen u. ſ. w. bißhero zu verſchiedenen 
mahlen der glaubhaffte Bericht geſchehen, was maſſen 
bei Einbringung Unſere Zehend-Früchten allerhand Un— 


*) A. M. d J. „Beſeitigung der Kulturbeſchränkungen, Zehnten 
und Grundzinſen, Verwandlung und Ablöſung, Verſchiedenes 
1574—1851, ſ. o. S. 48 ff. 


— al — 


treu und Fahrläſſigkeit ſich gezeiget, und Wir Uns 
demnach gemüßiget befunden, ſolchem Unweſen zu ſteuern; 
So haben Wir dieſe Ordnung verfaſſen laſſen, und 
wollen haben; 

Daß I Unſere Beambten zur Ernde Zeit in die 
Felder reithen und gehen, und auf die Zehenden und die 
jenige, ſo ſolche einführen, wohl aufmerken, und daß in 
weiten Feldern, wozu mehr als ein Zehender beſtellt 
worden, dieſelbe ſich theilen, und ein jeder in ſeiner revier, 
ſo viel möglich, mit Fleiß zuſehen, und nicht an einem 
Orth allein bleiben, ſondern ein jeder an ſeinem Orthe 
treulich und fleißig ſich finden laſſe. 

II. Unſere Beambten ſollen auch ferner fleiſſig nach⸗ 
forſchen, ob jedermänniglich ſeinen gebührenden Zehenden 
alſo entrichtet, wie Er es ſchuldig geweſen. 

III. Zu dem Ende dahin zu ſehen, daß vor allen 
Dingen treufleißige und verſtändige Leuthe zu Zehender 
beſtellt und behörig beeydiget werden. 

IV. Unſere Beambten ſollen ſich Unſere zehendbahre 
Felder wohl bekandt machen, dieſelbe fleißig bereiten 
und wohl beſchreiben, auch mit käntlichen und beſtändigen 
Merckmahlen bezeichnen, und denen Mängeln und Ge— 
brechen der Gebühr abhelffen, die jenige aber, welche 
ihnen zu ſchwer ſind, an Uns unterthänigſt berichten. 

V. Keinem, Er ſeye auch wer Er wolle, welcher Uns 
Zehenden abzurichten hat, ſoll erlaubt, ſondern hiermit 
vielmehr bey willkührlicher Strafe verbotten ſeyn, etwas 
von den Früchten heim zu führen oder zu tragen, es 
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jeye dann vorher Unſer Zehend davon durch Unſere 
Zehend-Knechte gezogen. 

VI. Alle die jenige, welche Uns Zehnden ſchuldig ſind, 
ſollen nach bißheriger observanz ohne Abſicht, ob ſie 
frohnbar ſind oder nicht, denſelben in Unſere Scheuern 
treulich zu liefern, ferner verbunden ſeyn. 

VII. Weilen ſich auch etliche ſtrafbahrer Weiß unter— 
nommen, Uns zu Nachteil in Bindung der Garben es 
alſo anzuſtellen, daß viele derſelben übrig geblieben, welche 
die zehnde Garbe nicht erreichet haben, und darbey in 
der unbegründeten Meynung geſtanden, als ob Uns von 
ſolchen übrigen Garben der Zehnde nicht auch gebühre; 
So ordnen und ſetzen Wir, daß jedermänniglich gantz 
gleiche Garben binden, und dieſelbe alleſambt recht knebeln, 
ſodann auf einem Hauffen nicht weniger auch nicht mehr 
als 10 Garben ſetzen laſſen ſolle; 

Was ſich nun über den letzten Haufen übrig zu ſeyn 
zeigte, das ſoll entweder in die andere Garben gleich 
eingetheilet und gebunden werden, alſo daß es gerad 
aufgehe, und keine eintzelnen Garben übrigen bleiben, oder 
wann ſich ſolches eben nicht fügen wolte, ſoll alßdann von 
einem Acker auf den andern gezehlt, und die an einem 
Orthe oder in einem Felde ohnverzehend geblieben Garben 
auf dem andern Acker wiederumb aufgerechnet werden. 

Hingegen da es wegen Mangel eines andern zehnd— 
bahren Ackers nicht geſchehen könte, auf ſolchen Fall ſollen 
gleichwohl Unſere Zehndhebere auch von den übrig 
bleibenden eintzelnen Garben den zehenden Theil nach 


a 


billiger Erkantniß nehmen, und vor Uns einbringen, 
und ſoll der Zehende von denen eintzelnen Garben durch 
die, denen die Abrichtung deſſelben zu kommt, ebenfals 
gleich bey den andern geſchiehet, gehörig gebunden werden. 

VIII. Unſere Zehendhebere ſollen auch in Erhebung 
Unſeres Zehendens nicht eben die jenige Garben nehmen, 
welche ihnen dargelegt werden, ſondern die welche ſie 
recht, und andern Garben gleich zu ſein befinden. 

IX. Verordern und befehlen Wir hiermit gnädigſt, 
daß Unſere Zehendhebere ohne Noth Unſere Unterthanen, 
und andere, umb eines oder des andern ohnerheblichen 
Vorwands willen, ſonderlich wann unſtet Wetter ein⸗ 
fallen ſolte, und Kriegsgefahr vorhanden iſt, im geringſten 
nicht ufhalten. 

X. Wann etwan einige andern etwas Frucht an 
Lohn und ſonſten zu geben verſprechen, ſo ſoll ſolches 
nicht auf dem Felde ſondern in den Scheuern von der 
Unterthanen Früchten genommen werden. 

XI. Da jemand in Unſerm Zehend-Felde Frucht ge⸗ 
ſäet hat, welche Er vor der Zeitigung abſchneiden und 
mit dem Vieh veretzen laſſen will, der ſoll ſolches Unſern 
Beambten anzeigen, und es mit ihrer Einwilligung thun, 
welche das abegätzte außmeſſen, und Uns auch wegen 
deſſelben zur Ernde-Zeit Unſern Zehenden gebührlich 
einbringen laſſen ſollen. 

XII. Die Hüthe ſollen mit dem andern aufgebunden, 
und außgezehend werden. 
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XIII. Deß Nachts, oder gegen Abend nach dem 
Abend⸗Leithen und Mittags von 11 bis 1 Uhr ſoll 
niemand ſondern jedermann bei guter Tagsgeit, feine 
Frucht, ſie ſeye von zehendbahren oder freyen Ackern, 
aus dem Feld führen, es wäre dann Sache, daß das 
einfallende Regenwetter oder Kriegs Gefahr ein anders 
erfordere. 

XIV. Die jenige aber ſo dieſes nicht in acht nehmen, 
und dieſem zu wider handeln, die wollen Wir zu will— 
kührlicher Strafe ziehen. 

XV. Wann Unſere Beambten einen begründeten Arg— 
wohn oder Verdacht auf ein oder andern Zehend-Knecht, 
oder andere, ſo darmit zu thun haben, wegen Untreu 
ſchöpfen; So ſollen ſie dieſelbe, ob es gleich nicht völlig 
erwieſen werden kan, ſogleich, doch ohne Verſchimpfung, 
des Dienſtes lieber erlaſſen und andere tüchtige Leuthe 
wieder ins Feld ſetzen und verordnen, und ſoll es ebenfallß 
alſo mit fahrläſſigen und unfleiſſigen Zehend-Knechten 
gehalten werden. 

Wann aber die Zehend-Knecht einer untreu überführet 
werden, ſoll ſolches mit allen Umſtänden an Uns unter⸗ 
thänigſt berichtet, auch nach Beſchaffenheit und größe des 
delicti der delinquent in Verhafft genommen werden. 

XVI. Alle Zehend-Früchte ſollen bey Strafe auf Hauffen 
geſetzt werden. 

XVII. Es ſoll auch keiner von einem Acker Frucht 
heimführen oder tragen, bis der Acker ganz aufgebunden 
und außgezehend iſt. 
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XVIII. Niemand foll einen Wagen, Karch, oder 
anderes Geſchirr mit ſich auf einen Acker nehmen, es 
ſeye dann die Frucht auf denſelben vorhero gantz auf— 
gebunden, und recht außgezehndet. 

XIX. Die Schaaf⸗, Kühe-Schwein- und andere Hirten 
ſollen mit dem Viehe aus dem Felde bleiben, bis die 
Frucht alleſambt heimgeführt iſt. 

XX. Die Gänſe ſollen gar nicht in das Stoppel-Feld 
gethan werden, bis die Frucht gäntzlich eingeſcheurt. 

XXI. Sodann wollen Wir, daß die Schweine bey 
Strafe eingehalten werden, daß ſie nicht denen Früchten 
Schaden thun. 

XXII. Die Feld⸗ Frieden und Fallthore ſollen in 
guter Verwahrſam gehalten werden, daß an Unſer Zehend⸗ 
Frucht kein Abgang erfolge. 

XXIII. Wollen Wir auch gnädigſt, daß Unſere Ver⸗ 
ordnung nicht nur annitzo, ſondern alle Jahr, ehe die 
Ernde angehet, offentlich zu jedermanns Nachricht an 
jedem Ort bey verſamleter Gemeinde ab- und männig⸗ 
lich vorgeleſen werden ſolle. 

Urkundlich Unſerer äigenhändigen Unterſchrifft, und 
auffgetruckten Fürſtl. Secrets. Gegeben zu Gieſſen, am 
öl.ten Maji 1695. 
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IN: 
1. Zuſammenſtellung der nach den Geſetzen vom 
nd Done er ss Tür die Ab⸗ 
löſung der Naturalabgaben aufgeſtellten Preis— 
anſätze.“) 


Anſchlagspreiſe 


Uan⸗ 

Qu Nach dem [Nach dem 

titäten Geſetz vom] Geſetz vom 
11. Juli 182125. Jan. 1831 


Naturaliengattungen 


Ordnungs⸗ 
nummer 


ie kr. 
CTT Malter 7 24 7 24 
Korn | 5 5 40 5 40 
3 Gerſte 5 4 32 4 32 
4 Spelz. 8 5 50 
S 0.2... > 250 50 
6 Dinkel. 15 2 24 2 50 
7 Erbſen „ 1 5 32 5 40 
r ee 5 8 — 5 40 
9 Heidekorn 5 ꝓ＋44— 4 — 
10 | Lein 5 5 „„ 
Nagſaamen 0 „„ 12 | 
12 | Nepsjaamen . .. .. 5 8 — 8 — 
13 Gewöhnliche Molterfrucht. 0 — — 4 32 
ee  . . .. N — |) 8) 
15 rornmehl . . .. >=. 0 — — 146 — 
Siebel 6 — — 2 — 
, G,, Krietüek | — | s8| —- | 30 
fenen | 48 | — | 30 


) Vergl. L. V. 1829/30, II. K., Beil., Bd. I, S. 357. S. o. S. 61 f., 67. 


— 0 


8 8 | 9 9 Anſchlagspreiſe 
E = 5 titäten 9905 55 a 5 
05 11. Juli 182125. Jan. 1831 
fl. kr. Hase 
19 Enten I Stückl 8 
A ühne nr, 1 — 201 — 12 
FFC N — /16| — 
22 | Oſterelſer 1100 Stück! , 
23] Sommereiie Bis 1 —— 30 
24 Wach, J Pfund ee er 
25 Unſch lit 0 — 16 — 12 
26 Hämmel! l Stück 
27 Kraut [loo Stück 0,5508 
28 Wein [1 Ohm 1000) | — 
29 Hen I Cent ne!; 
30 | Kornſtro h 1 Gebund 11 — 11 — 


31 Gerſtenſtro¶n 5 — — 5 40 
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2. Berechnung der von den Pflichtigen auf 
Grund des Geſetzes vom 27. VI. 1836 zur Ablöſung 
der Grundrenten aufzubringenden Summen. “) 

1) In Bezug auf den Berechtigten. 

Toareruer Briuitnernnahme von 100 fl. 
waren vor der Ablöſung durchſchnittlich zu entrichten 

aatsſteuern 14,6 fl. 

an Kommunallaſten . . 5,7 „ 

an Provinzialausſchlägen 2,5, 

22,8 22,8 fl. 
k 5 
Erhebungs und Verwaltungskoſten „ 6] 28 „ 
Es bleiben rein übrig 72 fl. 

2) In Bezug auf den Pflichtigen. 

Wer eine Rente von „Ae 
ablöſen will hat an Ablöſungskapital 1800 fl. 
aufzubringen. Davon betragen die 

Ade %%% eldl, 5 
Deaimerkiiationsquste . 1% — 18 „ 
die Steuern, Gemeindelaſten, Kriegs- 

koſtenbeiträge, welche nach der 

Ablöſung auf den Pflichtigen 

übergehen und die Erhebungs— 

koſten (3% der Tilgungsrente) . . 24,10 „ 

96,10 fl. 
Pflichtige entrichtet künftig rund 97 fl. 


*) Vergl. Motive zum Geſetzentwurf „Die Mitwirkung der 
Gr. Staatsſchuldentilgungskaſſe zu der Ablöſung der Grundrenten 
betr.“. L. V. 1835/36, II. K., Beil. I, 132, vergl. a. Goldmann 
a, a. O., II, S. 32, ſ. o. S. 65 f. 
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1. Miniſterialreſkript vom 20 TE ee 
betreffend: Die Erteilung von Conſenſen zur Veräußerung 
von Erbleyhen und ähnlichen Gütern, ſowie der 
Aggravations-Conſenſe auf ſolche Güter. 

Das Großherzoglich heſſiſche Miniſterium der 1 
an die Großherzogliche Ober-Finanz⸗Kammer. 

Des Großherzogs Königliche Hoheit haben auf 
unterthänigſt erſtatteten Vortrag gnädigſt zu genehmigen, 
und zu beſchließen geruhet, daß es Ihnen künftighin 
zwar überlaſſen ſeyn ſoll, die Conſenſe zur Veräußerung 
des nutzbaren Eigenthums an fiskaliſchen Erbleyhe- und 
ähnlichen Gütern, ſowie die Conſenſe zur unterpfändlichen 
Kapital⸗Aufnahme der Erbleyheträger auf ſolche Güter, 
als Gegenſtände der laufenden Verwaltung, ohne vor⸗ 
herige Anfrage bei uns, beſonders geeignete Fälle aus⸗ 
genommen, für ſich, und auf Ihre eigne Verantwortung 
zu ertheilen, daß Sie dabey aber von folgenden, zugleich 
als Normen für Ihr Verfahren beſtimmten, und ohne 
beſondere Ermächtigung nicht zu überſchreitenden Grund⸗ 
ſätzen ausgehen ſollen: 

J. Daß Conſenſe dieſer Art, und zwar ſowohl zur 
Verpfändung als wie zur Veräußerung, nur alsdann zu 
erteilen ſind, wenn der Erbleyhträger p. p. Succeſſion 
hat, und mithin der Heimfall nicht zu erwarten iſt, 


) A. M. d. F. betr. die Erteilung von Aggravations⸗, Ver⸗ 
teilungs⸗, Veräußerungs⸗ und Übergabe⸗Conſenſen auf fiskaliſche 
Erbleihe⸗ und ähnliche Güter, 1811—. S. o. S. 91 f. 
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d. h. wenn außer dem Erbleyheträger wenigſtens noch 
zwei Folgeberechtigte vorhanden ſind. 
II. Bei Aggravations Conſenſen insbeſondere: 

1. daß ſie nur auf Drey, Vier, höchſtens Sechs Jahre, 
je nach den verſchiedenen Umſtänden ertheilt werden 
dürfen; 

2. daß ſolche nach Ablauf dieſer Zeit eo ipso erlöſchen, 
und alsdann das ohnehin nur in subsidium ver- 
haftete Erbleyhegut ſofort von dem Hypotheken— 
Verbande wieder frei werden muß; 

3. daß das Erbleyhegut wenigſtens den doppelten 
Werth des darauf aufzunehmenden Capitals haben 
ſoll; und 

4. daß allen herrſchaftlichen Abgaben, insbeſondere den 
Erbleyhepräſtanden, ein Vorzugsrecht bleibt. 

III. Bey Veräußerungs⸗Conſenſen insbeſondere: 

1. daß die Erbleyhe und ähnliche Güter nur in dieſer 
ihrer Eigenſchaft und mit dem Vorbehalt aller dem 
Fiskus als Obereigenthümer zuſtehenden Rechte und 
Gerechtigkeiten, alſo bloß hinſichtlich des nutzbaren 
Eigenthums veräußert werden dürfen; 

2. daß der Käufer einen neuen Leihbrief lößen, und 

3. daß die vertragsmäßigen oder ſonſt gewöhnlichen 
Laudemialgelder von dem Kaufpreiße entrichtet 
werden müſſen. 

Indem wir Sie von dieſen Allerhöchſten Beſtimmungen 
in Kenntniß ſetzen, beauftragen wir Sie zugleich, ſich 
nach denſelben gehörig zu bemeſſen. 

du Thil, 9 
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2, War dig 265) 

Nachdem wir aus bewegenden, gegründeten Urſachen 
gnädigſt verordnet haben, daß künftig bei Erbleihen in 
denen Fällen, da ein Erbleiheträger mehrere Kinder 
hinterlaſſet, einer davon aber nur das Erbleihe Gut 
bekommt und vor ſich und ſeine Leibes Erben damit 
beliehen wird, die übrigen nicht nur wegen ihres Erb— 
antheils von dem Bruder, welcher die Erbleihe bekommt, 
ſogleich behörig abgefunden werden, es mag nun dieſes 
mit barem Geld oder andern Allodial Güthern geſchehen, 
ſondern auch, auf was Art es geſchehen, mit der aus- 
drücklichen renunciation auf alles weitere Erbrecht, der 
Fall mag kommen, wie er will, glaubhaft ad acta 
gebracht und ehe dieſes alles berichtiget worden, intradiret 
werden ſolle. Als habt Ihr bei vorkommenden Fällen 
Euch hiernach zu achten. 

Verſehens Uns p. p. Darmſtadt, den 26ten ten Februar 1779. 

Generale 
an ſämtliche Juſtiz und Rentey Beamten. 


3. 
Wir“*) Ludewig, von Gottes Gnaden Güohheiaeh von 
Heſſen, und bei Rhein uſw. 
beurkunden hiermit für Uns und Unſere Nächte nie 
Grosherzoge von Heſſen, daß Wir den Johannes Schmidt 


*) A. Staatsarch. XV. II. 444, ſ. o. S. 92. 

r) A. M. d. F. betr. Abſchriften von Verordnungen wie es bei 
Erteilung und Renovierung von Erbleihen gehalten werden ſoll. 
S. o. S. 94. 
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4er, den Johannes Caſpar Becker und Johannes Becker 
von Waickhardtshain mit der vormaligen Univerſitäts, 
jetzt Uns eigenthümlich zuſtehenden Schmalhewig und 
der Hälfte der Seewieſe daſelbſt, gegen eine jährliche 
Abgabe von Zwölf Gulden auf Acht Jahre vom 1ten Januar 
Achtzehn Hundert und Achtzehn an gerechnet, belehnt 
haben und alſo hiermit belehnen, daß Beſtänder das 
beſchriebene Guth einhaben, beſitzen, nutzen, nichts davon 
verpfänden, vertauſchen, verkaufen, auch nichts verafter— 
lehnen, noch Kinder damit ausſtatten, ſondern daß das— 
ſelbe in gutem Bau, in Rainen und Steinen, Furchen 
und Mahlen erhalten, jedes Jahr auf Martinitag ges 
dachte Zwölf Gulden an Unſer Rentamt zu Grünberg 
einliefern und übrigens ſich halten ſollen, wie es Lehe— 
männern gegen ihren Lehnherrn gebührt. 

Werden aber Beſtänder in Lieferung der ſchuldigen 
Zinſen nachläſſig ſeyn, oder überhaupt dieſer Sache nicht 
gehörig nachkommen, auch nach Ausgang der Leihzeit 
um neue Belehnung nicht wieder nachſuchen, oder eine 
neue Leihe anzunehmen ſich weigern, ſo ſollen ſie ſich 
der Leihe und aller Gerechtſame verluſtig gemacht haben. 

Wie es denn ohnehin nach Ausgang vorgedachter 
8 Jahre in Unſerer Macht ſteht, dieſes Gut wieder ohne 
Ablegung einer Beſſerung zu Uns zu nehmen und nach 
Gefallen einem andern zu leihen. Werden aber Be— 
ſtänder ihrer Schuldigkeit nachkommen, ſo ſollen ſie auf 
den Fall der Lehens⸗Erneuerung vor andern wieder 


belehnt werden. 
9* 
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Daß nun Beſtänder vorſtehendem allem treulich 
nachkommen wollen, das haben fie zugeſagt und hier- 
über ihren Reversbrief unterſchrieben übergeben. 

Urkundlich der Unterſchrift und des vorgedruckten 
großen Hofkammer ⸗Inſiegels. 


Gießen, den sten Juni 1818. 


Vermöge höchſten Auftrags Großherzogl. Heſſ. Hof 
kammer daſelbſt. 


Frhr. v. Haxthauſen. Günther. 
(L. S.) | 


hebenslaui. 


Ich bin geboren am 4. November 1885 zu Mainz 
als Sohn des Berufsgenoſſenſchaftsdirektors Heinrich 
Thomas. Von Frühjahr 1892 an beſuchte ich die Schule, 
zuerſt die Vorſchule, alsdann das Großherzogliche Gym— 
naſium zu Mainz, das ich im Herbſt 1904 mit dem 
Zeugnis der Reife verließ. Vom 1. Oktober 1904 bis 
zum 30. September 1905 genügte ich meiner Dienſt— 
pflicht als Einjährig⸗Freiwilliger. 

Ich ſtudierte nunmehr an den Univerſitäten München, 
Berlin, Heidelberg und Gießen, wo ich am 17. Mai 1909 
die juriſtiſche Fakultätsprüfung beſtand, Rechts- und 
Staatswiſſenſchaften. In den Sommer- und Herbſt⸗ 
monaten des Jahres 1909 widmete ich mich der Ab— 
faſſung meiner Promotionsſchrift. 

Gegenwärtig bin ich als Referendar am Großherzog— 
lichen Amtsgericht zu Mainz beſchäftigt. 


Adolf Thomas. 


